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Dey Spiegelfechter der Reaktlon. 

Der Geſchäft3leiter der Freiſinnigen Volk3partei, Herr Dr. Müller-Sagan, 
kandidirt dieſe3 Jahr in ſeinem Wahlkreis al3 Vertreter der „reichöStreuen 
Freiſinnigen Volkspartei“. N 

Der „reichötreue“ Freiſinn =- da3 iſt in der Tat das Charakteriſtikum dieſer 
Reichstag8wahlen: Herr Eugen Richter und die Seinen haben ſich „reich3treu“ 
an die Spiße der herrſchenden agrariſch-klerikalen Reaktion geſtellt und fie erheben- 
am wildeſten den Sclachtruf: „Niedex mit der Sozialdemokratie“. Seiner 
führenden Rolle bewußt, hat denn auch die „Aktiengeſetklſ<aft Fort- 
ſ<ritt“ jenen „Sozialiſtenſpiegel“ auf den Markt geworfen, der, ein 
Arſenal von Fälſchungen und ein Sammelbec>en von Albernheiten, von allen 
Barteien als die wuchtigſte Wahlwaffe wider. die Sozialvemokratie geprieſen 
und benußt wird. Die katholiſchen und proteſtantiſchen Klerikalen, die Mittel- 
jiändler und Börſeaner, die Großinduſtriellen und Junker, die Alldeutſchen und 
vdie Antiſemiten, die Nationalliberalen und die Landwirtsbündler, ſie alle beſtreiten 
ihren Wahlkampf von den Erfindungen, Verleumdungen und Unſinnigkeiten des 
von Eugen Ricter verfaßten odper wenigſtens entſcheidend zbeeinflußten 
„Sozialiſtenſpiegel3“. 

Eugen Richter, der unentwegte Fortſchritt83mann, hat keinen Centrum8- 
ſpiegel, keinen Junkerſpiegel, keinen Bündlerſpiegel, keinen Baſſermannſpiegel, ja 
ſogar nicht einmal einen Barthſpiegel erſcheinen laſſen. Die von ihm verkörperte 

- Aktiengeſellichaft Fortſ<hritt hat ſich eben ausſchließlich auf da3 Geſchäft der 
Sozialiſienfreſſerei geworfen. Das nennt man dann: Kampf nach zwei Fronten! 

E3 war anfangs nicht die Abſicht, den „Sozialiſtenſpiegel“ einer Wider- 
legung zu würdigen, ſchon de8halb nicht, weil niemandem zugemutet werden 
konnte, durch das Elend ſolcher geiſtigen und moraliſchen Niederungen zu waten. 

Indeſſen das Schweigen der Sozialdemokratie wurde ausgebeutet al3 das 
der Verlegenheit. Dexr politiſche Kampf gönnt keine Rückſicht auf die eigenen 
geiſtigen Bedürfniſſe. . Weil der „Sozialiſtenſpiegel“ zur Wahlbibel der bürger- 
lichen Parteien wurde, darum mußte im Jnutereſſe der öffentlichen geiſtigen 
Gefundheit die unbehagliche Reinigung vorgenommen werden. 

Die nachfolgende Schrift kriecht nicht in a ll e Sc<lupfwinkel de3 „Sozialiſten- 
jpiegel3". Das würde ein Buch erfordern. Sie begnügt ſiß mit Stichproben, 
mit loſen Gloſſen. Aber auch in dieſer Beſchränkung werden unſere Nachweiſe 
erſhredend wirken. Eine ſolche geiſtige Abſtumpfung und moraliſche Verwilde- 
rung hätte man doch nicht für möglich gehalten. 

Es iſt nicht möglich, Eugen Richter die ganze Sc<uld ver politiſchen Ver- 
derbnis des deutſchen LiberalisSmus aufzubürden. Schon 1896 ſtellte Eugen 
Richter einmal die Kabinetsfrage ob er noch das Vertrauen ſeiner Parteigenoſſen 
habe. Niemand dachte ernſtlich daran, ihn zu ſtürzen. Er verkörpert ja auch 

-nur die allgemeine liberale Dekadenz. Und ſchließlich iſt dex „junge Nachwuchs“, 



vie Müller-Sagan, Wiemer, Fiſchbe>, Ko 9 nicht um ein Haar wenigec 
reaktionär al: ter, dafür fel) Iihnen ſein Talent. Die „Kreuz- 

Inkonſequenz zieh,' weil er ſeine antiſozialiſtiſche Wahlpolemik nicht bis zu der 
Forderung eine3 AusSnahmegeſeße3 gegen die Sozialdemokratie und die 
Beſeitigung des Verein3-, Verſammlung3- und Koalition3recht3 folgerichtig ent- 
wickelt. Eugen Richter freilich hat fich niemals den Niedergang ſeiner Partei 
erflären können, Bald beſchuldigte er dvie Sozialdemokratie, bald die National- 
liveralen, - daß ſie- das Bürgertum „geſpalten“ und vdadurch. die „Reaktion“ 
gejtärtt hat. Als literariſcher Wahlführer der Reaktion endigt Eugen Nichter! . 

Die deutſche Sprache iſt zienlich hilflos, um die Begriffe der Fälſchung, 
Dder Lüge und der Verleumdung zu bezeichnen. Sie hat immer nur die Worte: 
Zälichung, Lüge und Verleumdung. Die Volemik unſerer Scrift wird dadurc< 
eintöniger, als e3 unſer Wunſch =- aber e3 iſt nicht unſere Schuld ſondern die 
des Sozialiſtenſpiegels. 

Bemüht waren wir, ſo weit e3 der Raum zuließ, ein paar Lichtgarben ves 
Sozialiozmus in die Dede .der kapitaliſtiſchen Philiſier-Niedertracht zu ſtreuen. 
Auch wo uns. die troſtloſeſte Enge bedrüct, müſſen wir die Erhebung in3 Weite 
Yerfuc?en Das Eugen Richtertum freilich vermag ſolc<he Phantaſtik nicht zu 
egreifen. 

Man fragte den Adler: Warum erziehſt du veine Jungen ſo ho<h in der 
*Üuft? ==. Der Adler antwortete: Würden ſie ſich, erwachſen, ſo nahe zur. 

Songe wagen, wen ich ſie tief an ver Erd e erzöge? (Leſſing3 Fabeln.) 

zeitung“ hab fchon re<ht, wenn ſie kürzlich, am 16. Mai, den Freiſinn der - 



- Achtſtundentag und Normalarbeitstag. 

Die Einführung eine3 Normalarbeit8tages odex Maximalarbeitstages ver- 
fechten jeßt auch die ſchwächlichſten Sozialreformer. Die Bewegung zu Gunſten 
des Achtſtundentages macht auch tatſächliche Fortſchritte. So iſt erſt neuerdings 
in den Staatsöwerkſtätten Frankreichs der Achtſtundentag zur Durchführung 
gelangt. Nur die Freiſinnige Volkspartei unter Eugen Richter8 Führung iſt 
nach wie vor gegen j e d e geſehliche Feſtlegung der Arbeit3zeit für erwacſene 
männliche Arbeiter. Höchſtens iſt ſie bereit, dort in eine geſeßliche Regelung zu 
willigen, wo „übermäßige“ Anforderungen die Geſundheit der Arbeiter gefährden. 
Cin Recht des Arbeiter3 aber auf Muße für ſeine geiſtige Auzbildung, für den 
Genuß eines freundlihen Familienleben8, für die Hingabe an die Freuden des 
Daſeins erkennt die Freiſinnige Volkspartei nicht an. Auch daran hat ſie al3 
Intereſſenvertretung des „freiey“, durch nichts im Profit beſchränkten Unter- 
nehmertums fein JIntereſſe, daß durch Herabſehzung der Arbeit3zeit das furchtbare 
Heer der Arbeitsloſen vermindert werde. Die Partei, welche immer davon redet, 
daß ſie das Allgemeinwohl über die Sonderintereſſen ſtellt, opfert tatſächlich den 
Sonderintereſſen eines engherzigen bornierten Unternehmertums8 das Allgemeinz 
wohl de3 arbeitenden Volke3. 

Die ganze geiſtige Verkrüppelung der Freiſinnigen Volks8partei enthüllt 
fich in den Gründen, aus denen ſie den Achtſtundentag ablehnt. Werde troß 
der Arbeit2zeitverfürzung die Produktion nicht vermindert, ſo bedürfe es „dazu 
Teines Zwanges der Geſeßgebung, ſondern nur der Verbreitung der entſprechenden 
Einſicht unter dein Arbeitgebern"“. Das Schiſal der Arbeiterſchaft wird alfo 
abhängig von der größeren oder geringeren Einſichtsloſigkeit einzelner Unter- 
nehmer. Werden aber die geſellſchaftlichen Einrichtungen auf die „Ginſicht“ ge» 
gründet, dann bedarf es überhaupt keiner Geſeße; dann überlaſſe man alle3 der 
anarchiſtiſchen Willkür, die ſich als „Einſicht“ geberdet. Da iſt die Theorie des 
aufgeklärten DespotiSmus des Unternehmertums. Nach dieſer Lehre bedarf man 
auch keiner Verfaſſung und keiner Volksvertretung. Wa3 vem Unternehmer recht 
iſt, iſt dem Monarchen billig. Warum überläßt man nicht ſeiner „Einſicht“, die 

- Völker weiſe zu regierxen. Warum Verfaſſung und Staatsgewalt, die vem Zwee 
Ddienen, ſeine „Einſficht“ gewaltſam zu beſchränken. Der freiſinnige Philiſter iſt 
nur desShalb „oppoſitionell“ gegen Regierung, Staat, Junkertum, weil er für 
die Freiheit de8 Unternehmers keine Schranken haben will. 

Beſonder3 entſezßt ſich der Freiſinn über die ſozialvemokratiſche Anſchauung, 
daß, auch wenw durch verfürzgte Arbeitözeit eine Produktionsminderung herbei- 
geführt werden ſollte, doch in keine Lohnverkürzung zu willigen ſei. „Man kann“ 
-- ſfo philoſophiert das Richterſche Traktätchen =- „durch Geſez eine Maximal- 
arbeit3zeit erzwingen, man kann ſelbſt dazu übergehen, durch Geſeß zur Ver- 
hinderung der Lohnkürzung und der verkürzten Arbeit3zeit Minimallöhne vor=- 
zuſchreiben, man kann aber nicht durch Geſe Unternehmer zwingen, zu den feſt- 
geſebten Löhnen und Arbeit3bedingungen auch wirklich Arbeiter zu beſchäftigen 
und Unternehmungen fortzuführen.“ 

Daz iſt ja eine ſehr erfreuliche Drohung. Wenn ſchon die geſebliche Gin-- 
führung des Achtſtundentages ia Verbindung mit Minimallöhnen genügen ſoll, 
den Unternehmern ihr Handwerk zu verleiden, ſo iſt dantit die Frage /der 
Veberführung der Großbetriebe in geſellſchaftlichen Gemeinbeſitz ſpielend gelöſt. . 
Der Staat kann allerdings die Unternehmer nicht zwingen, Arbeiter zu bes 
ſchäftigen, aber wenn der Staat keine Organiſation gzum Schußz der beſizenden



---6 
; Kkaffen, fondetn eine Détfiokrattfche Ofgamfatton De3 Feſamten Volke3 wäre, ſo 

. würde er nicht die mindeſte Neigung haben, Kapttaltften zur Auzübung ihres 
Recht3 auf Ausbeutung zu veranlaſſen. Ein ſolcher Staat würde, weit entfernt, 
widerwillige Unternehmer zur Beſchäftigung von Arbeitern zu zwingen, vielmehr 
die ausbeutungsluſtigen Kapitaliſten zwingen, eine ſolche Tätigkeit zu unterlaſſen. 

Meint aber die Freiſinnige Volkspartei, die Ginführung eine3 Normal- 
arbeit3tages von ac<ht Stunden ſei unmöglich, weil damit die Broduktton Xeinen“ 
Gewinn mehr abwurfe und die Konkuxrrenzfähigkeit aufhörte, ſo würde eine folc[)e 
Meinung =- die ja den offenkundigen Tatſachen .widerſpricht == nur ein 
Fchlagender Bewei3grund mehc wider 'die Fapitaliſtiſche Gefe][fchaft?ordnuug ſein, 
Die nicht einmal fähig iſt, eine ſo ſelbſtverſtändliche, im JIntereſſe derx. Volk3- 
geſundheit, der Kultur, die Eindämmung der Arbeitsloſigkeit, unabweizliche 
Forderung zu erfüllen. Die freiſinnigen JIntereſſenten der kapüa[iftifcl)en Geſell- 

| - fichaftSordnung Ddenken alſo noch geringſchäßiger über die Kulturfähigkeit des 
Kapitalizmus al3 'die Sozialdemokratie, die überzeugt iſt, daß die kapitaliſtiſche 
Gefellfchaft, ſo begrenzt ihre Macht iſt, Verbeſſerungen durchzuführen, immerhin 
im ſtande ſei, dieſe Forderung zu erfüllen. 

Eugen Richter fretl1ch haält fck)on das „Herbeiſehnen eine8 Achtſtundentages" . 
für eine --- Utopie, ein Märchen, einen Traum. Er ſtellt- die Forderung auf die 
gleiche Stuyfe mit dvem Wunſch de3 franzöſiſchen König8, daß jede HauShaltung“ 
am Sonntag ein Huhn im Topfe haben möge. Für dieſen beſchränkten Spieß- 
bürger iſt ſelbſt die einfachſte Reform ein Unding, eine Phantaſterei,: die ſeine 
geiftige Verkalkung nicht zu faſſen vermag. So hat auch. der- Freiſinn die 
Sonntagßruhe- den Achtuhrlädenſchluß für einen unmöglichen Unſinn erfklärt. 
Man konnte in den Blättern dieſer Richtung Schilderungen leſen, wie die 
Menſchen infolge de3 Ladenſchluſje3 verhungern und die Gewerbetreibenden 
'maſſenhaft zu Grunde gehen würden. Heute hat alle .Welt ſich längſt an dieſe 
Einrichtung gewöhnt. Die Schre>gemälde Eugen Richter3 ſind -nichts wie Aus- 
geburten eines traurig beſchräntten Kopfes und de3 bejinnungsloſen Eigennußes 
De3 Fapitaliſtiſchen Unternehmertums. 

Während aber ſo der Achtſtundentag al8 Märchen verhöhnt wird, iſt die 
Güte, Einſicht und Opferwilligkeit der Unternehmer kein ſchöner Traum, ſondern 
=- wie Eugen Richter ſchreibt -- die wixklichſte Wirklichkeit. Wenn Eugen Richter 

- win Trance“ ſchwimmt, ſo erſcheinen ſichtbar die Geiſter edlex Unternehmer, die 
freiwillig immer höhere Löhne den entzückten Arbeitern in den Schoß werfen. 
Leider giebt e3 aber auch ungläubige Arbeiter, welche die „Harmonie“ mit den 
Dukaten ſpendenden Unternehmer-Geijtern ftören, ſo daß der überirdiſche Segen, 
verſchwindet und die Siörenfriede nicht3 kriegen. ! 

Man muß dey Ulk, den der „Sozialiſtenſpiegel“" erwachſenen Männern 
vorzufeßen wagt, wörtlich genießen: „Auch der Unternehmer könnie fich vielfach 
mit einem geringeren Gewinn begnügen wegen eine3 geringeren Geſchäftsriſiko8, 
wenn die Sozialdemokratie nicht ſyſtematiſch Störungen in das Arbeitsverhältnis 
Hineintrüge. JIndem ſie die Klaſſe der Arbeitgeber als Feinde und Ausbeuter 
der Arbeitnehmer hinſtellt, falſche -Vorſtellungen über Geſchäftsgewinne und die 
Bedeutung de3 Unternehmer3 verbreitet, zieht fie eine beſtändige Netgung zum 
Streiken, das heißt zur Unterbxec[)ung des geregelten Betriebe3, groß.“ 

Abgeſehen davon, daß es nur eine Wiederholung des alten Schwindel3 iſt, 
der von den Reptilen der Unternehmer-Verbände exrfunden iſt, wenn behaupiet 
wird, daß die Sozxaldemokratte zu Sireiks heße, ſo wird hier der organiſierten 
Arbeiterſchaft eine geradezu freiſinnige Dmnmhett zugemutet. BisSher nahm 
man an, daß die Arbeiter ſtreiken, weil fie nicht in Güte höhere Lohnforderungen 
Durchſezen konnten. Eugen Richter belehrt un3, daß die Arbeiter ſtreiken, um 
die edle Abſicht de3s Unternehmer3, höhere Löhne zu zahlen, zu hintertreiben. 
Die Wahrheit iſt =- man ſchämt ſich, dieſen frecßen und plumx)ey Unfmn ernſt» 
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haft zu erörtern ==, daß Streiks immer nur da entſtehen, wo die Unternehmer, 
obwohl ſie fähig wären, höhere Löhne zu zahlen, e3 verweigern. G3 muß erſt 
zum Streit gegriffen werden, - um  die Kapitaliſten zu veranlaſſen,> ein paar - 
Pfennige von ihrem Profit den - Arbeitern, die ihnen den Reichtum ſchaffen, zu 
„opfern“. Außerdem wird durchaus nicht immer um die Erringung materieller 

- Vorteile:igekämpft, ſondexn 'auch um ideale. Zwe>e: KoalitionSrecht uſw. Abepr 
damit: nicht 'genug: die Streiks haben ja nicht einmal durchweg den Zwe, eine 
Verbeſſerung zu- erzielen, ſondern eine Verſchlechterung abzuwehren. Von den 
1056  im .Jahve 1901 beendigten Sireiks zählt die amtliche Statiftik ÜUr 
697: : (66 Prozent)  al3 Angriffsſtreik3;  dagegen ſind nicht weniger al8 359 
(34 Prozent) Abwehrſtreiks. Die nach einer anderen Methode auf- 
geſtellte Streikſtatiſtik der Gewerkſchaften zählt für da3 Jahr 1901 291 Angriffs8- 
ſtreit3; : von dieſen bezwedten 5 Verkürzung der Arbeit3zeit, 127 Lohnerhöhung, 
108 Verkürzung der Arbeitszeit und Lohnerhöhung, 15 Beſeitigung mißliebiger 4 
Perſonen. Beteiligt waren an dieſen Angriffs8ſtreits8 22761 Perſonen, 
Die Zahl der Abwehrſtreik38 betrug 436, an ihnen waren beteiligt 25 761 Per- 

ſonen. Nac dieſer Aufſtellung überſteig“ mithin die Zahl der Abwehrſtreik3 und 
die Zahl der beteiligten Perſonen die der Angriffsſtreil35. Und warum ſehen ſich 
die Arbeiter gedrängt, in der Notwehr zu ſtreiken? In 35 Fällen lag die Urſache 
in einer Ausſperrung ſeitens der Unternehmer. 15 Streitk8 waren „auf die - 
Nötigung zum Austritt aus der Organiſation zurü&>zuführen, 60 entſtanden - 
wegen Maßregelungen, "nicht weniger als 213 wegen Lohnverlürzungen, 19 
wegen 'Verlängerung oger Ärbeitözeit, 21 wurden durch Nichtinnehaltung der 
allgemein üblichen Lohn- und Arbeitsbedingungen verurſacht, 6 dure<ß Cinführung 
einer neuen: Fabrikoxrdnung, 7 durch ſchlechte Behändlung der Arbeiter. ; 

Vor dieſen dürren Zahlen zerfließt. das ganze verlogene Geſchwäß in nichts. 
Für Eugen Richter iſt der Unternehmer ein verrücter Gemütiszmenſch, dex nur 
dur< die Streiks verhindert wird, höhere Löhne zu zahlen; im Lichte der Statiſtik 
iſt er ein Mann, gegen deſſen Lohnverkürzungen und Arbeitszeitverlängerungen 
fich die Aus8gebeuteten durch einen Streik wehren müſſen. 

' Der tolle Streikhaß, den Eugen. Richter feit jeher zeigt, entſpringt der 
Sehnſucht, die 'Arbeiter unter dem Scheine des freien Arbeits8vertrages zu 
wehrloſen Leibeigenen de3: Unternehmertums zu machen. Dezshalb zieht der 
Freiſinn auch die Freiheit dex Unternehmerwillkür dem ſtaatlichen Zwange eine3 
Normalarbeitstages vor. : 

Agitationsweiſe der Sozialdemokratie. 

- „'Die. Bemühungen der Arbeiterſhaft um 'die Verbeſſerung ihrer Lage 
empfindet Gugen Richter al8 „Erxegung von Klaſſenhaß“, als „Erwecung von 
Neid, Eiferſucht und Mißgunſt in den unteren Klaſſen, welche ſie als von ven 
Wohlhabenderen Übervorteilt und . betrogen hinſtellen.“ Die Sozialdemokratie 
weiſe ihre Anhänger nur an, „Anſprüche zu ſteigern, weniger Arbeit und mehr 
Genuß zu haben, und wenn ihnen. da3 nicht zu teil wird, die beſtehende geſell- 
ſchaftliche' Ordnung, ihre. Arbeitgeber, niemal3 aber ſich ſelbſt anzuklagen“. 

Eugen Richter malt die Sozialdemokratie nach vem Bilde de3 kapitiliſtiſchen 
Spießbürger3, den: ex allein kennt. Da ſind Neid, Eiferſucht und Miß» 
gunſjt: allerding3 die hervorſtechendſten Eigenſchaften. Und die Loſung „wemget 
Arbeit und mehr- Genuß“ iſt die Religion der Bourgeoiſie! 

Die Spozialdemokratie hingegen lehrt ihren Anhängern, daß die Arbeit die 
Grundlage aller. Kultur iſt, ſie ſirebt nicht nach der Beſeitigung der Arbeit, - 
ſondern nach ihrer Befreiung aus den- ſhmußigen Banden kapitaliſtiſchex Au32 
beutung; fie benußt jede Gelegenheit, um die Arbeiter geiſtig zu bilden, künſt- 

leriſch genußfähig zu machen, ſie zur Solidariiät, welche Neid und Mißgunſt aus-
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Fcßlteßk zur Opferlmmgkeif zum Jdealizmus zu erziehen. . Dieſe Befttebungen 
der Sozialdemokratie erkennen ſelbſt bürgerliche Männer an, die 3. B. offen aus3- 
geſprochen haben, daß die ſozialdemokratiſche Preſſe an geiſtiger Höhe, an Rein- 
Heit der Geſinnung, an künſtleriſchen Darbietungen we;t der bürgerlichen über- 
legen ſei. 

Neid, Eiferſucht und Mißgunſt mag das „fretfmmge Bürgertum in. femem 
Kampf gegen das Junkertum beſeelen; e3 möchte ſelberx in ſeine Vorzugsſtellung 
einrüden. Das Proletariat neidet der Bourgeoiſie nicht ſeinen auf Elend und 
Schmußz gegründeten Glanz; ſie verachtet ihn. Auf Neid, Eiferſucht und Mißgunſt 
ſpekulieren auch die Agitatoren de3 „Sozialiſtenſpiegel3“, wenn ſie den Arbeitern 
vorrechnen, wie viel mehr ihre Führer verdienen als ſie ſelber. 

; Ein vortrefflicher Rat, daß da3 Proletariat ſtatt die Geſellſchaft3ordnung 
fich felber anklagen ſolle! Warum macht ſich nicht auch die ſchleſiſche Weberfamilie, 
die Tag und Nacht arbeitet und doch in der Woche nur 5 Mk. verdient, Vorwürfe, 
weil jie, ſtatt einige gut bezahlte Aufſicht3tatsſtellen in freiſinnigen Banken an- 
gunehmen, oder doch von ihrem Lohn einige hunderttauſend Mark bei Seite zu 
YXegen, in Saus und Braus lebt! Im übrigen giebt e3 allerdings auch zahlreiche 
Proletarier, die gegen ſich ſelbſt Anklage zu erheben haben: alle diejenigen, die 
noch ſchlaff und dumpf intereſſelo3 die Dinge treiben laſſen und in ihrem Jammer 
verkommen, ſtatt al3 Sozialdemokraten Mitkämpfer des gewaltigſten Befreiungs3- 
friegs zu werden, den die Menſchheit geſehen. 

Vebrigen3 findet ſich hiexr im „Sozialiſtenſpiegel* eine ſehr unvor- 
fichtige Stelle. Eugen Richter meint, daß die ſozialiſtiſche Geſellſhaft „einen 
außerordentlichen Grad von Gemeinſinn, Wohlwollen für andere, Unterordnung 
der Einzgelnen unter den Willen der Mehrzahl, Ueberwindung eigenſüchtiger 
Triebe und «Beweggründe, Einfügung in die gebotene Wirtſchaft3ordnung, 
"Dizziplin, Achtung vor Autoritäten vorausſekßt“. Das iſt richtig. Sonſt aber 
"Heißt e3s immer?: der ſozialiſtiſche Zukunftsſtaat ſei ein „Zuchthau3“. Das iſt ein 
uinlöSbarer Widerſpruch. Um in ein Zuchthau3 eingeſperrt zu werden,: bedarf e3 
do<h nicht der Aufbietung ſo großer und reiner Tugenden. Gugen Richter hat alſo 
in dem lichten Augenbli>, als er jenen Saß ſchrieb, ſelbſt erkannt, daß die 
ſozialiſtiſche Geſellſchaft nicht ein Zuchthaus, ſondern eine ideale Menſchengemein- 
iSaft ſei. Erx glaubt nur nicht =- als rechter Philiſtex =- an ſo viel 
JdealiomuSs. 

Hichbichler-Lex. 

Der „Sozialiſtenſpiegel“ rühmt, daß die Freiſinnige Volk8partei gegen die 
Einführung der papiernen Abſtimmung im Reichstag ſtait der namentlichen 
geſtimmt habe. Die Aichbichlerei war einer jenexr Gewaltſtreiche, durch welche 
die Zollwucherparteien den Widerſtand der Linken zu brechen unternahmen. 

Eugen Richter hat allerding3 mit den Seinen gegen dieſe Aenderung der 
Geſchäftzordnung geſtimmt, weil er ſicher war, daß ſie auch ohne ihn angenommen 
werden würde. Aber er hat ſie nicht nur moraliſch verteidigt, ſondern fie 
erſt dadurc< möglich gemacht, daß er gegen den Wortlaut, den Sinn und den 
Urſprung der Geſchäft3ordnung unter dem braufenden Jubel der Zollwucher- 
parteien die Zuläſſigkeit der Beratung des Antrages erklärte. Dieſe Verräter- 
dienſte Eugen Richter3 wurden durch die Wucherparteien mit ſo begeiſterten Aus8- 
brüchen der Dankbarkeit begleitet, daß der Parlamentsbericht der „Freiſinnigen 
Zeitung“ alle Beifallskundgebungen von der rechten Seite und der Mitte ſcham- 
haft ftrich! Dazu kam, daß Eugen Richter, anſtatt in ſeiner Rede die Geſchäft3- 
ordnung3-Verwüſter anzugreifen, ſeine gehäſſigen Bemerkungen gegen die Sozial- 
demokraten richtete, welche pflichtgemäß den Umſturz der Geſchäft3ordnung zu 
verhindern fuchten. 

Die näheren EGinzelheiten über jene Vorgänge findet man in der Broſchüre: 

„Der Umſjturz im Reichstag“ (Verlin, Verlag der Buchhandlung „Vorwärt8“).
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)Ikaäejmker und Arbeiter. 

Nach dem Beiſpiel der ſ<mußigſten Kreisblatt-Neptile brinät Eu"?n R1>)tée 
allerlei Aeußerungen de8 Unmuts, die Sozialdemokraten über Akademiker getan. 
Dieſe Aeußerungen beziehen ſich aber faſt durchweg auf theoretiſche AuSseinanders 
ſeßungen, die gerade auch von „Akademikern“ als8 unfruchtbar empfunden wurden 
und die ein „Nicht“-Akademiker, E. Bernſtein, entfeſſelt hat. eE 

Während der Akademiker in der kapitaliſtiſchen Bourgeoiſie eine elende 
Sklavenſtellung hat, während der bürgerliche Journaliſt ſich wehrlos den korrum?- 
pierenden Intereſſen von Verlag3-Geſchäftsleuten . ausgeliefert ſieht, und der 
Univerſitätsprofeſſor kein freie3 Wort äußern darf; während die bürgerliche 
Intelligenz unter der materiellen Zuchtrute de3 Kapitals und dem Polizeigeiſt des 
Militär- und Junkerſtaat3 ſchmachtet -- die „Akademiker“, die in Eugen Richters 
parlamentariſchem Bureau arbeiten, wiſſen ein Lied davon zu fingenl! -- hat der 
Akademiker in der Sozialdemokratie, deren wiſſenſchaftliche Grundlegung auf die 
„Akademikerx“ Laſſalle und Marx zurüdzuführen iſt, und deren verehrteſter 
Führer der „Akademiker“ Liebknecht war, die volle Freiheit ſeiner Ueberzeugung 
und ex genießt da3 höchſte Glü>, das8 einem geiſtig ſtrebendem Manne zu teil 
werden kann, für ſein Jdeal zu kampfen und zu ſchaffen. IJſt ſomit der Akademiker 
in der Sozialdemotratie nicht wie in der Bourgeviſie ein abhängiger Söldner, ſo 
gilt er andererſeit3 auch als kein Halbgott. Mit Recht ſchäkßt das Proletariat den . 

Mann nach der Tüchtigkeit, nicht nach dem Doktortitel. Schulter an Schulter, - 
- al3s Gleiche, kfämpfen Kopf- und Handarbeiter. Und ebenſo hat das Prokſetariat 
allen Anlaß, vorſichtig zu ſein, gegen jenen Zulauf aus ven Deklaſſierten des 
Bürgertums, die mit ungemeſſenen Anſprüchen kommen und bei deri erſten beſten 
Gelegenheit wieder entwiſchen. Die Sozialdemokratie hat an einen Max Lorenz 
genug; die Sorte gönnt ſie der Wertſchäzung der Bourgeoiſie. Und e3 iſt ebenz 

. fall8 an ſich. berechtigt, wenn die Sozialdemokraten davor warnen, daß man 
akademiſche Veberläufer aus der Bourgeoiſie nur des8halb ſofort mit offenen 
Armen aufnimmt und ſie auf Vertrauenzspoſten in der Partei ſtellt, weil ſie 
Akademiker ſind. Jndeſſen dürften ſolche Fälle nur vereinzelt vorgekommen ſein, 
wie denn. überhaupt die Zahl der Akademiker in der deutfchen Sozialdemokratie - 
ſehr germgd iſt. Das rührt daher, daß die Studenten jezt immer mehr aus den 
engſten und rücftändigſten Glementen der herrſchenden Kaſte ſtammen und einem 
öden und geiſtloſen Strebertum und einer unwiſſenden Schneidigkeit verfallen ſind. 
Das8 Bildung3maß und die Charaktettüä)tigkeit der gelehrien Bourgeoiſie ſinkt 
ſowohl hinſichtlich der Lehrer wie der Studenten in erſchreFfender Weiſe. Däaher 

werden die Jdealiſten, die fre1w1ll1g in den Dienſt des Proletariats treten, 
immer ſpärlichexr. 

Eugen Richter führt folgende3 1890 geſchriebene Briefwort Friedrich 
Engels, des Freunde3 und Mitſtreiter3 von Karl Marxy an: „Seit zwei oder dret 
Jahren hat ſich eine Menge Studenten, Literaten und andere junge deklaſſierte 
Bourgeois in die Partei geſtürzt und iſt gerade zur rechten Zeit gefommen, 
um die meiſten Redaktionsſtühle in den Zeitungen einzunehmen, welche wie Pilze 
aus der Erde ſchießen. Jhrer Gewohnheit entſprechend betrachten jie die 
Bourgeoi3-Univerſität als ein ſozialiſtiſche3 Saint-Cyxr, da3 ihnen das Recht ver- 
leiht, in die Reihen der Partei mit .„dem Patent al3 Offizier, wenn nicht al3 
General einzutreten“. Marx würde von dieſen Herren wahrſcheinlich ſagen, was ' 
Heine von ſeinen Nachahmern ſagte: „JHh habe Drachen geſäet, und habe Flöhe. 
geerntet. Dieſe guten Leute, deren JImpotenz nur von ihrer Anmaßung W 
reicht wird.“ 

Die hämiſche Verlogenheit de3s „Sozialiſtenſpiegel3“ kennzeichnet ſich demtt 
daß dies Citat eingeführt wird mit den' Worten: „Schon 1890 Uagte Friedrich 
Engel8“, E3 ſoll damit dex Anſchein erwect werden, als ob die Entwidlung ſeit-
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'dem noch Fc!)ümmer geworden iſt. Uw ſolchen Eindru> ßetvorzuwfen- wird auch 
gefliſſentlich unterſchlagen, aus welchem Anlaß Engels )ene außerordentlich zu- 
treffenden Säße ſchrieb. Damals gab e3 allerdmgs einen plöklichen Einbruch 
junger unreifer und anmaßendet Studenten in die Partei. Sie geberdeten ſich 
außerordentltcf) radifal, ſchimpften auf die korumpierte Parteiführung, und ge- 
fielen ſich in den Grimaſſen von Ueber-Marxiſten. Engels8 hatte die Herren 

» Durchaus richtig taziert.. Kaum einer von der aufgeregten Geſellſchaft iſt der 
Partei ireu geblieben. Sie krochen wieder in die warmen Federbetten der 
Bourgeoiſie zurüc, und einzelene brüſteien ſich al8 „gemachte Männer“ mit demm 
widerwärtigſten Renegatentum. Die beſten von ihnen wurden ſtille Leute, die 
fich um politiſche Dinge nicht mehr kümmerten. Engel3 Beſchwerde beweiſt alſo 
nicht, was durc< die Anführung im „Sozialiſtenſpiegel“ bewieſen werden ſoll; ſie 
beweiſt weder, daß die Akademiker eine mißachtete Stellung in der RPartei ein- 
nehmen, noch daß ſie unzuverläffige Elemente ſeien. Sie beweiſt lediglich, daß 
die Bourgeviſie ihren Sprößlingen eine ſo ſchlechte Charaliererziehung angedethm* 
läßt, daß ſie mit verſchwindendeni Ausnahmen für den ernſten Wenft im Kampfe 
des Proletariats untauglich ſind. 

Seit jenem Zwiſchenſpiel der Jungen aber iſt kein Anſiurm von Akademikern 
zU verzeichnen geweſen. Die ſeitdew zur Partei herübergekommen, ſind an den 
Fingern herzuzählen; zumeiſt kamen ſie erſt in reiferen Jahren,. als in ſich 
geſchloſſene Männerx. Die heutige politiſche und gewerkſchafiliche Preſſe der 
Sozialdemokratie, die etwa 140 Blätter umfaßt, zählt kanm ein Dußend 

- Akademiker in ihren Redaktionen. Wenn Eugen Richter ſchließlich noch eine von 
einem Parteigenoſſen gelegentlich geiane Aevußerung auskramt, daß die Akademiker 
während des Sozialiſtengeſeße8s „verſchwunden“ geweſen ſeien, ſo hat der 
„Sattlergeſelle“ Auer öffentlich dieſen Vorwurf zurücgewieſen . und erklärt, 
daß gerade unter dem Sozialiſtengeſes Akademiker der Partei ſehr wertvolle * 
moraliſche und materielle Förderung angedeihen ließen. 

: Die Sozialdemokratie kennt keine Akademiker und „Ungebildeten“, ſie macht 
keinen Unterſchied zwiſchen Kopf- und Handarbeitern, ſie zählt nur gleichſtrebende 
und gleichberechtigte PBarteigenoſſen, die, jeder nach ſeinen Fähigkeiten und 
Neigungen, ihre ganze Kraft der heiligen Sache weihen. Daß Eugen Richter 
ſolch ein Verhältnis nicht verſtehen kann, begreift ſich freilich leicht. Woher ſoll 
ein Klopffechter des Kapitalizmus Verſtändnis für Jdeale gewinnen? 

Arveitgeber, fozialdemokratiſcher. 

„Dort, wo die ſozialdemokratiſche Partei als Unternehmerin und . Arbeit- 
geberin auftritt, wird von vden Arbeitnehmern vielfach auf da3 lebhafieſte 
geflagt über rücſichtöloſe Behandlung und -ungenügende Bezahlung. Namenilich . 
verlautbaren ſolche Klagen auch ſeitens der Lagerhalter und Angeſtellten -in 
Konſumvereinen, deren Leitung in den Händey von Sozialdemokraten liegt. Die- 
felben Klagen werden laut namenilich ir den ärztlichen Kreiſev über die Behand- 
Iung, welche die Aerzte von Oriskrankenkaſſen zu erxdulden haben, deren Vorſtand 
in der Mehrheit aus Sozialdemokraten beſteht. Nicht nur, daß die ſozial- 
demokratiſche Verwaltung, ſo weit e3 irgend möglich iſt, die Aerzte oder Kaſjen» 
verwalter als Agitatoren für die Partei auszunußen ſucht, übt ſie auch auf die 
fonſtigen Angeſtellten einen Dru> aus, ſich der Sozialdemokratie anzuſchließen 
und. für dieſelbe zu agitieren.“ 

Die Verleumder. der Sozialdemokraten, deren geiſtiger Waſfenträger Gugen 
Richter ift, haben ſtei3 zwei Platten auf ihrem quäkenden Phoriographen. - Einmal 
wird erzählt, wie die armen Arbeiter voy ihren ſich mäſtenden Führern ausgebeutet 
werden. Dann wird die Platte ausgewechſelt und man hört da3 Lied von-der 
Knechtung der arxmen Führer durch die brutalen Arbeiter, . Hier wird die zweite
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Platte benußt. Hier. werden die Angeſtellien, 9. h. die „Führer“ ſchlet - 
bezahlt, als „Agitatoren für die Partei“ „ausgenußt“. | pd 

. Wäre die Darſtellung de3s „Sozialiſtenſpiegel3“ ſelbſt wahrheit3gemäß, ſo 
würde damit nur. bewieſen,. daß das Verhältnis von Unternehmern und An- 
geſtellten, deſſen Verewigung der einzige religiöſe Glaubensſaß Eugen RNichter3s 
iſt, an dem er mit brünſtiger. Leidenſchaft hängt, ſo korrumpierend iſt, daß ſelbſtb 
Syozialdemokraten ſich dieſer kapitaliſtiſchen Verderbnis nicht entziehen können. 
Dazu kommt, daß die ſozialdemokratiſchen „Unternehmer“ überhaupt nicht für 
ihre perſönlichen Zwede ihre Angeſtellten ausnußen können, weil ihr Unternehmers 
tum zumeiſt in der ehrenamtlichen unbezahlten Aufficht beſteht oder in feſt be?- 
gahlter Anſtellung, die nur. formell den Unternehmer-Charakter hat. Wo Miß- 
ſtände entſtanden ſind, handelt es ſich ſtets um eine Ueberſpannung ve3 fiskaliſchen 
Intereſſe3. Außerdem iſt e3 pſychologiſch nur allzu begreiflich, daß e3 Arbeitern, - 
die in die Lage kommen, Perſonen anzuſtellen, denen ſie weit höhere Löhne und 
Gehälter bezahlen, als ſie ſelbſt jemal3 verdienen können, bisSweilen eine gewiſſe 
Veberwindung foſtet, erhöhten Lohnanſprüchen nachzukommen. Solche Neigungen 
ſind aber nicht die Wirkung ſozialdemokratiſcher Erziehung, ſondern es ſind Er- 
innerungen an die kapitaliſtiſche Zwang3ordnung. ; 

Indeſſen die ganze Beiſpielſammlung de38 „Sozialiſtenſpiegel3" == ganze 
fünf Nummern -- iſt nach dem. Rezept der lächerlichen Denkſchrift zur Zuchthau3- 
vorlage angefertigt. KeineS beweiſt, was in bewußter Unehrlichkeit behauptet 
wurde, 'daß die „ſozialdemokratiſche Partei“ ein ſchlechter Arbeitgeber iſt. 
Die Geſchäfte, welche die Partei al3 ſolche gründet, ſind ſozialpolitiſche 
Muſterxbetriebe; dew „Sozialiſtenſpiegel“ vermag Hhier nicht das kleinſte 
Beiſpiel von Mißſtänden aus der Zettelſammlung hervorzufraßen. Daz2 einzige 
Beiſpiel, da3 die . Arbeits5verhältniſſe in einem ſozialdemokratiſchen Blatt betrifft, 
zeigt gerade, wie ſtreng und gewiſſenhaft. die Partei als Arbeitgeber verfährt. 

' Der „Sozialiſtenſpiegel“ unterſchlägt die Tatſache, auf die e8 vor allem an- 
kommt, daß in dem Nürnberger Fall der verantwortliche Geſchäftsleiter al8bald 
ſeinen Poſten verlaſſen mußte. 

Für Zuſtände-in Krankenkaſſen und Konſumvereinen iſt aber die Partei nicht 
verantworilich, da ſie. keinen Einfluß auf ſie hat. ] 

Die nichtsnukigen Richterſchen Verleumdungen der Krankenkaſſen, die ſich 
als ein direkter Angriff auf die Selbſtverwaltung darſtellen, und an Niedrigkeit 
von keinem Schweinburg Üüberboten werden, ſind durch die Reichstag3verhand- 
Iungen über das Krankenkaſſengeſeß in nicht3 zerſtoben. Da3S ganze Belaſtung23= 
material gegen die von Arbeitern verwalteten Kaſſen beſchränkt ſich darauf, daß 
in 20 Jahren bei 15 000 Käſſen 14 „Fälle“ von Ungehörigkeiten ermittelt wurden, 

darunter noch ſolche Albernheiten, wie da3 „Verbrechen“, daß Vorſtand3mitglieder 
einer Kaſſe 10 Mark für eine Reiſe zum Krankenkaſſentag liquidierten. 

Vor allem aber unterſcheidet ſich die Sozialdemokratie dadurch von der 
Bourgeoiſie, daß ihre Preſſe Mißſtände, die in der Arbeiterſchaft vorkommen, 
unerſchroden kennzeichnet --- ſelbſt gegen die Neigungen und Meinungen ihrer, 
„Unternehmer“, der Arbeiterſchaft. Der „Sozialiſtenſpiegel“ beruft ſich ſelbſt 
darauf, daß in zweien der angeführten Fälle dex „Vorwärts8“ das Verhalten der 
Arbeiter verurteilt hat. . ; 

Und wie in ärztlihen. Kreiſen geurteilt wird, da3 beweiſt eine Aeußerung 
de3 ärztlichen Fachblatte3, der „Mediziniſchen Reform“, vom 18. April 19032 

„Daß die Stellungnahme der Parteipreſſe der Arbeiter bei Konflikten der Kranken- 
kaſſen mit ihren Aerzten eine. ſchwierige iſt, muß gewürdigt werden, vertritt do< 
dieſe Preſſe die Intereſſen der Arbeiter, deren Organe, ja deren Beſit ſie ſin, / 
gegen die beſißende. Klaſſe im allgemeinen, gegen das Unternehmerium un be'- 
ſonderen, gegen. die Regierung und alle ihre Organe; Yie_ Breffe, vertritt die 

Arbeiter ſowohl als Prodyzenten wie al3 Konſumenten, ſie iſt bemüht, alle Er- 

x 
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ſcheinungen des öffentlichen Lebens, auch Theater und Kunft, unter vem gleichen 
Geſichtswinfel zu beurteilen.“ ; ; 

Ei__n genauer Leſer dieſer Zeitungen wird aber zugeſtehen müſſen, 
daß fie ſich frei halten von Demagogen, daß ſie durchan3 nicht Alles 
ſchön, gnt und lobenöwert finden, was die Arbeiter in ihren Ver- 
tretungen erwirfen, daſz ſie ungeſchente Kritik üben an HSandlungen 
Derjenigen, deren Intereſſen ſie vertreten, wenn dieſe im Widerſpruch 
fiehen mit den allgemeinen von Kder Sozialdemokratie vertreteuen An- 
ſchanungen. Die Aerzte wiſſen e8, daß- 3, V. der „Vorwärts3“ oft ihre 
Kollegen die Spalten nicht blos8 zur Vertretung ihrer Intereſſen, fondern 
auch zur Polemit gegen Kranfenkafſen geöffnet hat, daß) er auch mehrfach 

- für die ärztlichen Intereſſen eingetreten iſt bei den Konflikten mit ven 
Kranfenkaſſen. Dieſe Konflitte werven von den weiften verantwortlichen 
Organen der ſozialdemokratiſchen Vartei lebhaft Bedanuert, ſie zu 
vermeiden, wird von vielen gewünjſcht. 

: Was wäre einem Redakteur der „Freiſinnigen Zeitung“ geſchehen, wenn 
er es geiwagt hätte, gegen die brutale Aeußerung Eugen Richter3 beim Sezer- 
ſtreit: „Stellen Sie Mädchen ein!“ in ſeinem Blatte einen Artikel zu ſchreiben? 
Das wäre mindeſten3 al3 Hochverrat angerechnet worden. 

? Wo der Freiſinn und die Richterianer in den Kommatnen die Herrſchaft 
Haben, behandeln ſie ihre Arbeiter in der ſchäbigſten Weiſe. In Berlin hat die 
Sozialdemokratie für die ſtädtiſchen Arbeiter Stü> für Stü> dem heftig wider- 
ftrebenden herrſchenden Freiſinn kleine Zugeſtändniſſe entreißen müſſen. Die 
Auffaſſung des Freiſinns in dieſer Frage war gekennzeichnek durch das Wort des 
einflußreichen Berliner Stadtverordneten Jacobi, daß die Arbeiter nicht einmal 
„Danke“ ſagen, wenn man ihnen „Wohltaten“ ertveiſt. Die Arbeiterwohnungen 
der ſtädriſchen Rieſelfelder nehmen e8 mit den agrariſchen Behauſungen Oſftelbien3 
auf. Gegen die „geradezu geſundheit8gefährlichen und miſerablen Zuſtände“ 
in den Berliner GaSanſtaltep wurde von den Arbeiterm: am 5. Mai 1903 eine 
Reſolution angenommen. Zugleich wurde heftige Klage über die brutale Be- 
Hhandlung geführt. „Sie alter Duſſel wollen auch Handſchuhe haben?“ "wurde 
einem Arbeiter geſagt, al3s er um Handſ<uhe bat, welche für 'die Betriebsleute 

- notwendig ſind, damit ſie ſich nicht die Hände verbrennen. So ſieht's aus, wo 
der Freiſinn al3 Arbeitgeber auftritt! 

Hrbeitslohbn. 

Wenn Eugen Richter al3 Nationalskonom auftritt, ſo ſpiegelt er zwar nicht 
die Anſchauungen der Sozialdemokratie wieder, wohl aber die Wahnvorſtellungen 
einer Berliner Kanzleirätin, die ſeit 30 Jahren nichts als die „Voſſiſche Zeitung“ 
geleſen hat und ſich ausſchließlich durch die Dienſtmädchen-Geſpräche ihrer 
Kaffee-Freundinnen befruchten ließ. Der „Sozialiſtenſpiegel"“ urteilt 
nicht über die ſozialdemokratiſchen Schriften, die er nennt, ſondern er klatſht 
über ſie, natürliche Verſtändnisloſigkeit und bös8williges Mißverſtehen vereinigend. 

Karl Kautsky, der Theoretiker der Sozialdemotratie, hat in ſeiner bedeut?- 
ſamen Scrift: „Die ſoziale Revolution. II Am Tage nach der ſozialen 
Revolution.“ (Berlin, Verlag der Buchhandlung Vorwärts) dargelegt, 
daß für eine gewiſſe Uebergang23z3eit, auch nachdem das PBrole- 
tariat ie politiſche Macht erobert hat, noch das Gelöſyſtem und der Geldlohn 
fortdauern werde. Daraus folge, daß die Löhne 3 ur ä < |t nicht allzubedeutend 
gefteigert werden können, daß aber die infolge zwe>mäßiger Ocganifatiot) fich 
rxaſch vermehrende Produktion doch al8bald geſtatten werde, unvergleichlich 
günſtigere Arbeitsverhältniſſe zu ſchaffen. Kautsky kommt auf Grund ganz 

nüchterner, wiſſenſchaftlich begründeter Rechnung zu folgendem Reſultat: „Die
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Geſamtproduftion würde gegenüber Der heukgen verd d Spert, His Lob?w 
fönnten dem entjprechend verdoppelt werden =- aUch bei vollftandtgerw 
Abſehen von jeder Konfiskation der Kapitalien =- bei g leichzeitiger 
Reduzteruwg der Arbeit2zeit um die Hälfte.“ Ja, unter Umſtänden 
ließen ſich die Löhne verdreifachen. „Und da3 alles ohne irgend welche Neu- 
anlagen, neue Maſchinerie, b[oß durch Stillſezung der kleinerxen Betriebe und - 
Veberführung ihrex Arbeiter in die großeten Wir brauchen dazu bloß im großen 
durchzuführen, was die Truſt8 im kleinen un3 vormachen. Es iſt nur das 
Brivateigentum an den Produktionsmitteln, was Ddieje Entjaltung derx modernen 
Produktivkräfte hindert.“ 

Sy Kautsky. . Und. wa3: macht der „Sozialiſtenſpiegel“ daraus? Ex ver-- 
Dvoppelt - und verdreifacht zur höheren Ehre der jehigen Kavpital3herrſchaft die 
Produktivität ſeinex ekelhaften Fälſhungskraft. Für die Vebergangs3zeit 
ſchiebt er vie ſozialiſtiſche Geſellſ<haft unter. Den Vorderſaß von 
der Unmöglidfeit, bloß durch Konfiskation de3 Kapxta[vermogeW weſentlich höhere 
Löhne zu. erzielen, teilt ex. mit, die Schlußfolgerungen, die eine Verdoppelung 
und Verdreifachung der Löhne infolge neuer Organiſation au< ohne Konfiskation j 
in Ausſicht ftellen, unterſchlägt er: Und nachdem er ſo ſeinem litterariſchen 
Strauchrittertum ausgiebig gefröhnt, ruft der jämmerlicße Verfaſſex des Mach2 
werts. irinmphierend-au3:. BiSher hat die Sozialdemotratie ſich von derx „Be- 
jeitigung. dex Ausbeutung . und 'der Auzbeuter“ eine große Steigerung -des 
EGinfommens verſprochen, jebt. gebe Kartl Kautsky ſelbſt zu, daß zur Erhöhung 
der Löhne nicht allzu. viel übrig bleibt. GEugen Richter, oder derjenige ſeinex - 
Tintenadjutanten, dex die Mitſchuld trägt, hat auf den Titel eines Chren- und “ 
Meiſterfälſchers der bürgerlich-kapitaliſtiſchen Parieien den gerechteſten Anſpruch« 

Der erlöſende Gedanke des Sozialiomus iſt die Umqudlung ver heutigen 
anarchiſchen Wirtſchaft für den perſönlichen Gewinn in eine planmäßige Pro- 
duttion für die Gemeinſchaft. Die ſozialiſtiſche Geſellſchaft erſt wird einmak , 
Fähigkeit und Neigung der Eingelnen berücſichtigen können, ſie wird. == .in 
vemokratiſcher Selbſtverwaltung =- jedetr an die Stelle ſtellen können, wo ex 
am zwedmäßigſten verwendet wird, ſie wird aber zugleich auch durc<h die zeitliche 
Einſchränkung und. die techniſch? Erleichterung der Arbeit jedem Bürger Ges 
legenheit geben, ſich außerhalb der Pflichtarbeit in freier menſchlicher Betätigung 
zu vervollkfommnen. Kautsky wehrt in - ſeiner Schrift über die „Soziale 
Revolution“ den Gedanken ab, daß die Arbeitsverteilung in ver Form eines 
Militärbefehls8 erfolgt? „Wenn es Leute giebt, . welche glauben, daß die Herrs 
ſchaft de3 Proletariats8 zu einem Zuchthausregiment führen würde, daß jedem 
dann ſeine Arbeit von der Obrigkeit zugeteilt werde, ſo kennen fie das Prole- 
tariat ſchlecht, denn dieſes, das ſich dann ſelbſt jſeine Geſehe geben wird, hat ein 

- viel ſtärkeres freiheitliches Empfinden, als jene ſervilen und byzontiniſchen Pro- 
ſeſſoren, die über : den zuchthau2artigen Charatier des Zukunftsſtaates zeterm 
Nie wird ſich ein ſiegreiches Proletariat eine zuchthäusleriſche oder kaſernena 
mäßige Reglementierung gefallen laſſen. Aber e3 bedarf deren auch nicht, ihm 
ſtehen andere Mittel zu Gebote, die Arbeiter an die Arbeit zu halten.“ Solchs 
Mittel ſind für die Uebergangz3zeit =- davon redet Kautsky immer nur =- erſten3 
die vom Kapitalizmus anerzogene Gewohnheit, im alten Geleiſe weiter zu 
arbeiten. Zweiten3s wird ſfich die gewerkſchäftliche Disziplin des Proletariats 
bewähren; die Gewerkſchaften werden durch einfache Geltendmachung der jehk 
fie ſchon au3zeichnenden DiS3ziplin „den regelmäßigen Fortgang der geſellſc<hafts 
lichen Arbeit ſichern.“ „Die DizSziplin, welche im Proletariat lebt, iſt nicht dis 
militäriſche 'Disziplin, ſie bedeutei nicht den blinden Gehorſam gegen eine von 
oven eingeſebte Autorität; e iſt die demokratiſche Disziplin, die freiwillige Unters 
werfung unter eine ſelbſtgewählie Führung und unter die Beſchlüſſe der Majorität 
der eigenen Genoſſen.“ Schließlich wird man no<h =- für die Uebergang2zeiß» 

4 IE 
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Uund. die nohg nicht in geivertſchaftlicher DiSciplin gereiften Arbeiter =- die 
Regelung der Produktion durch die Anziehungskraft der Arveit regeln. Man 
wird die Arbeit3zeit verfürzen, der Arbeits3prozeß freundlicher geſtalten und man 
wird, um das Zuſtrömen von Arbeitern hier, das Abſirömen dort au23zugleichen, 
dm:ch Lohnerhöhungen der unzureué)end beſeßten und durc<h Lohnherabſezungen 
in den überfüllten Berufen eine gleichmäßigere Verteilung bewirken. Da3 iſt 
natürlich keine Regelung mit der Hungerpeitſche, da e3 überhaupt keine nicht mehr 
ausfkömmlichen Löhne geben wird. So lange e3 eine Geſchihte menſc<hlicher 
Arbeit giebt, hat niemal3 eine größere Freiheit beftanden in der Arbeit3wahl, 
als dieſe „Regelung“. 

; Dennoch bekommt e3 Eugen Richter fertig, indem er allé entſcheidenden 
Säzze der Kautskyſchen Schrift ſchamlo3 unterſchlägt und ein paar Wendungen, 
aus dem Zuſammenhang reißend, ihre3 tatſächlichen Sinne3 beraubt, von zucht- 
hausmäßiger Arbeit3zuweiſung und von Hungerpeitſche zu reden. Ja, er ge- 
attet ſich ſogar den blöden Spaß, nach glüklich verrichteter Fälſchung ſelig 
au3zurufen: „Die planmäßige Regelung der Produktion' von oben herab 
4KautSky hat gerade ſolche Regelung von oben herab abgelehnt!) hebt die Beruf3- 
wahl und Freizügigkeit der Arbeiter auf.“ Und an anderer Sielle: „Alſo 
ungleicher Lohn und zwangs3weiſe Zuweiſung der Arbeit.“ 

Wa3 verſteht Eugen Richter unter Freizügigkeit? Etwa die Möglichkeit, 
in jedem Augenbli> an jedem Ort zu arbeiten, wie jedev die Laune treibt? 
Dieſe Freizügigkeit genießen dann heute nur die reichſten Bummler und die 
elendeſten Landſtreicher. Natürlich können auch in der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft 
nicht alle überall arbeiten. Aber der freie weiſe Wille der ſich ſelbſtverwaltenden 
Gemeinſchaft wird das höchſte Maß individueller Freiheit mit den Notwendig- 
keiten der geſellſchaftlichen Broduktion vereinigen. Im kapitaliſtiſchen Staat 
giebt es überhaupt keine freic Arbeit3wahl, niemand iſt Herr über ſfein Arbeitslos 

' und Arbeits8feld, und wenn da3 Recht der fotmellen Freizügigleit zuſammenbricht 
mit der Möglichkeit ſeiner willkürlichen, ſhrankenloſen AuSübung, dann giebt's 
heute auch keine Freizügigkeit. Der Zufall de- Geburt, das Machtgebot des 
Klaſſenſtaate3, die ſklaviſche DisSciplin des Militarizmus, die Gewalt des 
Hungers38, die Laune de3 Kapitaliſten und da3s8 ewige, unberechenbare, dunkel 
treibende “ Ungefähr des Weltmarktes feſſelv jeden an Ort und Arbeit, 
niemand: wird gefragt nach Luſt und Begabung. So ſieht die „Freizügig- 
keit de3 Gegenwartsſtaate2“ aus. Wenn Eugen Richter die vernünftige und 
freie Regelung der Zutfunft ein» Zuchthausordnung nennen will, ſo ſei ihm das 
Unbenommen. E3 handelt ſich dann eben nur darum, ob ein Zuchthaus der 
Ordnung oder ein Zuchthaus, in dem die Menſchen wie wilde Beſtien über 
eitniander herfallen, ohne Sinn und Zwed, vorzuziehen ſei. 

Nachdem ſich Eugen Richter darüber aufgeregt, daß Kauts8ky auch für die 
Zukunft mit ungleichen Löhnen rxechnet, kanzelt er Bebel ab, weil er von einem 
gleicen Arbeitslohn für alle „phantaſiert“. Kaut3ky und Bebel widerſprechen 
fich nicht. Jener ſpricht von der Uebergangz3zeit, dieſer von der vollendeien 
fozialiſtiſchen Geſellſchaft. Die ganze Frage iſt für jeden, der den Sozializmus 
durc<hdacht hat, von ſehr untergeordneter Bedeutung. Das kapitaliſtiſch verkalkte 
Htm Eugen Richter3 kennt natürlich nicht3 Wichtigeres als das Problem, ob 
einer mehr al3 der andere „verdient“. Bei dieſer Gelegenheit aber beweiſt der 

Gelehrte des kapitaliſtiſchen Spießertums in außerordentlich komiſcher Weiſe, 
Daß ſeine Gedankenwelt innerhalb des Kapitalizmus mit Brettern vernagelt iſt, 
Dur<h die ihm nicht einmal ein winziges Aſtloch einen freieren Bli> in eine 
Ordnung jenſeit3 des Kapitalismus verſtattet. Der „Sozialiſtenſpiegel“ be- 
mertt nämlich tieffinnig: „Wenn die Lohn- und EinkommenSverhältniſſe un- 
gleich ſind, treten alsbald wieder die Unterſchiede von arm und reich hervor, 
“fammeln fich Erſparniſſe und Vermögen an und dex ganze Zukunſtsſtaat geht 
gum Teufel,“
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Eugen Richter mag ſich auf den Kopf ſtellen, er kann ſich nicht aus deu 
kapitaliſtiſchen ZWangHvorftellungen heraus3denken; er ſchmachtet wahrhaft be- 
jammern2wert im geiſtigen Zuchthous des Ausgbeutungsſyſtems. Natürlich 
wird ſich auch bei Ungleichheit vexr Entlohnung der von Eugen Richter in Ausficht . 
geſtellte Kladveradatſch der ſogialiſtiſchen Geſellſchaft nicht einſtellen. Denn da 
dieſe Löhne nie zum „Kapital“ werden können, weil niemand fremde Arbeit3- 
kraft auszubeuten vermag, ſo wäre die Anſammlung von „Erxrſparniſſen und Ver- 
mögen“ wertloſer Mottenfraß. Der Unterſchied von Arm und Reich könnie ſich 
auch unter Annahme ungleicher Löhne nur in der mehr oder minder größeren 
Anſchaffung von Gebrauchögütern oder in dem Üppigeren oder beſcheideneren 
Konſum von Lebensmitteln äußern, niemal35 aber in der Häufung von Pro»-. 
duttion8mittieln. GEine Sammlung von nicht konſumierten Lohnzetteln oder 
ZLohnmünzen hätte keine andere Bedeutung als etwa die Sammlung von Stiefel- 
abfaßen oder Hoſenknöpfen, die ſich ein ſpleeniger Liebhaber zulegt. 

Arbeiterſchutz-Geletzgebung. 
In . der zweiten Auf[age de3 „Sozialiſtenſpiegel3“ hat GEugen thhéer 

dieſjes Sürichwort weggelaſſen. Selbſt ſeine Abgeſtumpftheit ſchre> offen- 
bar ſc<ließlich- vor ſolchem UVebermaß fſkrupelloſer Heuchelei und Ver- 
logenheit zurü&d. In der erſten Auflage aber weiſt der „Sozialiſten- 
ſpiegel“ auf die ſozialdemokratiſhe Ablehnung. der Gewerbe-Ordnung3- 
Novelle von 1891 hin und fügt hinzu: „Hinſichtlich des Koalitionsrechts bleibt 
in der Novelle alles beim bisSherigen Recht. Gleichwohl hat die Sozialdemo- 
Xratie, welche.ſich. auf ihre Beſtrebungen für Arbeiterſchus ſo viel zu gute tut, 
gegen dieſe Novelle zur Gewerbe-Ordnung geſtimmt, indem ſie e3 fälſchlich ſo . 
darſtellie, als ob dieſelbe einſeitigen JIntereſſen der Arbeitgeber dienlich ſei.“ 

Wenn das2- Zentrum in ſeinen unſauberſten Waſchzetieln mit unſerxer Ab- 
lehnung der unzulänglichen oder reattionären Sozialgeſeze krebſt, ſo kann e2 ſich 
Doch wenigſten2 darauf berufen, daß es ſelbſt dieſe Geſebgebung mitgemacht hat. 
Die Freiſinnige VolksSpartei aber hat in einem principtellen Gegenſats zur Sozial- 
geſeßgebung geſtanden, nicht weil ſie ihr -- wie un3 -- zu wenig bot, ſondern 
weil fie ihr zu weit ging. EGugen Richter und die Seinen waren Gegner der 
Verſicherungögeſeße =- wegen des „Zwanges“ =- er hält jeden geſeklich 
normierten Arbeitstag für den Untergang der Welt, Sonntagösruhe und Neunuhr»- 
Ladenſchluß ſcheint ihm eine ſchwere Verſündigung wider Sankt Mancheſtex, 
und ſein Parteigenoſſe Zwick erwie3 ſich. erſt kürzlich =- am 24. Oktober 1902 =- 
in der Kommiſſion, welche über dvas Kinderſchuß-Geſez beriet, al3 ein Freund 
„möäßiger“ Kinderarbeit. Herr Zwi>E ſprach unter dem Widerſpruch ſogar des“ 
Regierungsvertreter3 für eine höhere Ausbeutung3möglichfeit ſowohl der eigenen 
wie der Waiſenkinder und der in Zwangzserziehung befindlichen Kinderx. Aehnlich 
begeiſterte ſich der Volksparteilex Bräfi>e für die landwirtſchaftliche Lohnarbeit 
der Hütekinder. 

Für die Gewerbenovelle von 1891 freilich hat die Freiſinnige Volks8partei 
geſtimmt, und ſie hatte allen Grund, dafür zu ſtimmen. Denn dem freiſinnigen 
Volk3parteiler Gutfleiſc<h, dex mit Freiherxrn v. Stumm u. a. zufammen zwiſchen 
der zweiten und dritten Leſung eine Verſchlechterung3-Kommiſſion bildete, iſt 
im weſentlichen mit zu verdanken, daß da3 Geſe3 auch hinier den beſcheidenſten 
Anſprüchen zurückblieb. Cugen Richter aber, ging auch dieſes Geſes noch zu 
weit und in ſeinem ABC - Buch tadelt er die „ſchablonenhafte Regelung der 
Sonntagsruhe im Handel3gewerbe“ und' wünſcht die völlige Freigabe de3 Ver- 
kaufs in den Vormittagsſtunden. 

Und dieſer hartnädigſte Gegner des Arbetterfck)ußes macht e38 jekt der 
Syzialdemokratie. zum Vorwurf, daß ſie gegen ein Geſetz geſtimmt hat, das 1. a. - 
Ausnahmebeſtimmungen gegen das Koalitionsrecht enthielt1 
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,)Irbettewertreter.*? 

. Eugen Richter hält ſi< darüber auf, daß die 538 Abgeordneten 
- der Sozgialdemotratie ni<ht zum Proletariat gehören. Im BZufunfts8- 

ftaat würden ſie ihre Poſition verſchlechtern. Da ſie durchweg ein Ein- 
Fommen bezögen, da3s über 3000 M. beträgt, gehörten ſie „im ſozialdemo- 
kratiſchen Sinnue ſchon zu den Ausbeutern“. (Siehe unter AuSbeuter.) „Auch 
in den früheren Lebensverhältniſſen haben nur einzelne zu den Arbeitnehmern 
und Lohnarbeitern gehört.“ Dann heißt e8: „Der ſoziale Gegenſaß zwiſchen 
den thatfächlichen Lebenz3verhältniſſen und den Intereſſen, für welche die Ab- 
geordneten von ihren Wählern berufen ſind, einzutreten, wird auch in der ſozial- 
demotkratiſchen Arbeiterſchaft vielfach lebhaft empfunden. Dieſelbe entbehrt aber 
der Einigkeit und der Organiſation, um ſich der Führung ſolc<her ihr von Haus 

8 aus fernſtehenden Elemente zu erwehren.“ 
Die übliche Miſchung. von bo3hafter Albernheit und blanker Lüge. Von den 

; 58 Abgeordneten ſind nicht „nur einzelne“, ſondern faſt alle Arbeitnehmer und 
F LKohnarbeiter geweſen. Von dieſen waren oder ſind 6 Tiſchler, 2 Scneider, 

4 Sattler, 1 Strumpfwirker, 1 Drechsler, 2 Schuhmacher, 1 Zimmermann, 
- 3 Buddrucder, 1 Tapezierer, 8 Cigarrenarbeiter, 1 Holzbildhauer, 2 Maſchinen- 

197 - bauer, 1 Techniker, 1 Gla3macher, 1 Klempner, 1 Stellmacher, 1 Gürtler, 
) -1 Foxrnter, 1 Zinngießer, 1 Weber, 1 Gärtner, 2 Handlungsgehilfen, denen 

'"gegenüberſtehen 8 Schriftſteller, 1 Apotheker, 4 Recht3zanwälte, 2 Volksſchullehrer, 
1 Chemiker, 1 Offiziex. Wenn viele Handarbeiter ſpäter ſich ganz ihrer Töätigkeit 
im Dienſte der Partei widmeten -- in Preſſe, Parlament, Gewerkſchaft, Ge- 
noſſenſchaft uſw. =- ſo iſt das eine durchaus natürliche Entwikelung. Die Partei 
bedarf der Männer, die ihre ganze Kraft ihr widmen. 

Wa3 bezwet aber das ganze Gerede? Hält e3 Eugen Richter für un- 
mögbck) oder fſc<ädlich, daß in der Arbeiterſchaft auch einige Männer au3 anderen 
| Berufsklaſſen wirken? Die Leitung der freiſinnigen Gewerkvereine wird doch 
'bekannt[wk) vom Akademiker Dr. Max Hirſch annektiert. Wa2 bedeutet die unter 
dem Voriwande von beobachteten „Empfindungen“ verſte>t an die Arbeiterſchaft 
gerichtete Aufforderung, „ſich der Führung ſolcher ihr von HauSs- fernſtehenden 
Elemente zu erwehren“? 

Sinn und Zwed dieſer „Svozialiſtenſpiegelung“ bliebe rätſelhaft, wenn man 
nicht die allerneueſte Entwic'chmg der Richterianer kennen würde. In Wahrheit 
handelt es ſich nämlich um eine Spiegelung der Breslauer Kaiſferrede! 

! Wilhelm I1T. ſagte in Breslau anfang3 Dezember 1902 zu den 16 als 
„Arbeiterdeputation“ ausſtaffierten Proletariern: „Statt Euch objektiv zu ver- 

- treten, haben dieſe Agitatoren Euch aufzuheßen verſucht gegen Eure Arbeitgeber, 
. die anderen Stände, gegen Thron und Altar, und Euch zugleich auf das rü>- 
„ ficht3lofefte au3gebeutet, terroriſiert und gefnechtet, um ihre Macht zu ſtärken ... 
- Sendet uns Eure Freunde und Kameraden aus Eurer Mitte, den einfachen 
ſ<hlichten Mann aus der Werkſtatt, 'der Euer Vertrauen beſitt, in die Volk3- 
vertretung; der ſtehe 'ein für Eure Wünſche und Intereſſen, und freudig werden 
wir ihn willfommen heißen als Arbeitervertreter de8 deutſchen Arbeiterſtande3, 

„ nicht als Sozialdemokraten.“ 
Der „ſchlichte Mann aus der Werkſtatt“, das iſt der Sinn der Sozialiſten- 

fpiegelung über „Arbeitervertreter“. Eugen Richter ſehnt ſic< wie Wilhelm Il. 
nach dem ſchlichten Mann aus der Werkſtatt. Der Kaiſer forderte die Arbeiter 
auf, nicht „dieſe Agitatoren“ in den Reich3tag zu entſenden, Eugen Richter 

- wünſcht, daß die Arbeiter ſich der ihnen von Haus aus fernſtehenden „Elemente“ 
„verwehren“. 

; Da3 iſt keine38weg3 eine tendenzwfe Deutung der Darlegungen des 
; Sozml1jtenfp1egels. ſondern der wirklihe Sinn. Eugen Richter kommt mit 
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dieſer Scharfmacheret fenen ſchleſiſchen freiſinnigen Fabrikanten entgegen, Die . ; 
in ihren Werkſtätten die Breslauerx Kaiſerrede von der geſiherten und guten 
Exiſtengbedingung und dem ſchlichten Mann aus der Werkſtatt mit Begeiſtexung 
und Berechnung aushingen. Dex Führer der Arbeiterdeputation war ein aix - 
Freiſinniger Volksparteiler, dexr Federſ<hmied Karl Clammt. Und als der 
Kaiſer geſprochen, empfahl die „Breslauer Zeitung“, das Blatt, das neben vder 
„Freiſinnigen Zeitung“ am blindeſten Eugen Richter ergeben iſt und ihn an ein- 
fältiger Sozialiſtenfreſſerei noch überbietet, den freiſinnigen Mann aus der 
Werkſtatt, Clammt, mit Berufung auf den ausdrülichen Vorſchlag des Kaiſer3 
-- al3 Kandidaten für Reichstag3- und Landtag3wahlen. 

Dagegen erkennt ſelbſt die „Deutſche Tageszeitung“, das8 Organ de3 Bundes 
der Landwirte, die Verdienſte der ſozialdemokratiſchen Berufsparlamentarier an. 
In einem Artikel vom 13. Mai 1903 ſchreibt ſie, „daß die Sozialdemokratie im 
Reichöstage eine Rolle ſpielt, die über ihre eigentliche Bedeutung und ihre varla- 
mentariſche Stärke weit hinaus8geht. Da3 kommt daher, daß die meiſten ſozial- 
demokratiſchen Abgeordneten während der Tagung bis zu einem gewiſſen Grade 
Berufsparlamentarier ſind. Sie beſchäftigen ſich faſt ausſchließlich oder doch 
hauptſächlich mit den parlamentariſchen Aufgaben, ſie bekommen ihre beſtimmten 
Reſſort3 angewieſen, ſie ſtudieren infolgedeſſen die Materialien, die in ihr Reſſort - 
gehören, mit großem Fleiße und Eifer. - . « Wenn derartige, auf einem ver- 
hältnismäßig fleißigen Studium beruhende Ausführungen durch ein vaar 
nonchalante Redenzarten abgetan werden, ſo kann da3 keinen guten Gindru> 
machen“. 

- Eugen Richter kämpft wie ein Verzweifelter und wie ein Bankerotteur um 
ſeine Kunden. Den freiſinnigen Fabrikanten Schleſien3 ſchenkt ex den Mann 
aus der Werkſtatt ſtatt der „fernſtehenden Elemente“ =- der ſozialdemo- 
fratiſchen Agitatoren =- wie er die Wahlhilfe des Centrums durc< den Zollverrat 
ertauft hat. 

Artilleriekredite. 

Eugen Richter wird reichötreu, Ex denunziert bereit3 die Sozialdemo- 
Fraten al3s Reichsfeinde, welche das Vaterland wehrlos machen, weil ſie gegen 
neue Kanonen ſtimmen. 

Die Vorgänge auf dem Hamburger Parteitage werden irreführend wieder- 
gegeben. Es3 ſoll dur< die Darſtellung der Anſchein erwect werden, al3 ob in 
Hamburg ſich Parteigenoſſen für die Kanonenvorlage au3geſprochen hätten, mit 
der Begründung, „daß man doch nicht die deutſchen Soldaten hinſchlachten laſſen 
dürfe infolge beſſerer Bewaffnung der gegneriſc<hen Armee“. In Wahrheit hat 
fſich niemand für die Bewilligung au38geſprochen, ſondern es wurde nur gegen 
eine Anſchauung de3 Parteigenoſſen Parpus polemiſiert, daß man gerade bei 
dieſexr Gelegenheit eine beſondere Agitation hätte entfalten müſſen. Dagegen 
bemerkte Auer, indem er eine Aeußerung Schippels erläuterte: „Wir Haben es 
abgelehnt, weil wir grundſäßliche Gegner des Syſtem3 ſind, aber wir haben nicht 
geglaubt, daß dieſe Frage der Bewilligung, die ſich in der wahnſinnigen Ent 

widelung, die der MilitariSmus unter den europäiſchen Kulturſtaaten ans 
genommen hat, notwendig macht ſeitens der Vertreter dieſes Syſtem3, zu denen 
wir nicht gehoken =- wir haben nicht geglaubt, daß dxefe Angelegenheit eine ſolche 
ſei, bei der eine beſondere Agitation angebracht ſei.“ 

Um nichts andere3 hat es ſich in Hamburg gehandelt. Da3 Wort vom Ab3 
ſchlachtenlaſſen iſt in Hamburg nur citiert worden. Da3 Wort hat Bebel in Halle 
(1890) in ganz anderer Tendenz gegenüber den Angriffen der Unabhängigen 
ausgeſprochen: „Müßten ſich unſere Brüder, Söhne und Väter ſc<hon einmak 
auf das Schlachtfeld ſchleppen laſſen, dann Ueide man ſie wenigſten3 ſo, daß ſie 
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-  nicht geradezu da3 Ange der feindlichen Schükßen herausfordern. Und nun frage 

- ich Euch alle, die Jhr verpflichtet ſeid, gegen den auswärtigen Feind die Waffen 
zu tragen: =- wenn ich verhindern will, daß Jhr durch äußere Kennzeichen eine 
bequeme Zielſcheibe für den Feind werdet, habe ich damit irgend eiwa3 gethan, 
wa3 vom Barteiſtandpunkte aus verwerflich wäre? Wenn ih aber weiter er- 
Härte, ich bin bereit, die Mittel für weniger ſichtbare Uniformſtü>e zu bewilligen, 
dann habe ich damit nicht3 weiter getan, al3 meine Bereitwilligkeit aus8gedrü>t, 
dafür 3zv ſorgen, daß im nächſten Kriege nicht Zehntauſende unſerer eigenen 
Genoſſen dur< -die Ungeſchi>lichfeit unſerer Militärverwaltung zwelos auf die 
Sclachtbank geführt werden.“ Beiläufig beharrt bis jezt die Militärverwaltung 
auf die papageienhaften, gemeingefährlichen Uniformen. Erſt neuerdings be- 
ginnen die zünftigen Militärs8, die Anregungen Bebel3 zu beherzigen. 

: Die Sozialdemokratie ſtimmt 'für dunkle Uniformen, weil darin =- ganz 
wie auch in der Herabſezung der Dienſtzeit =- eine Verbeſſexung, Humaniſierung 
und auch eine Verbilligung de3 Militärſyſtems anzuerkennen iſt. Jede Ver- 
vollkfommnung der Mordstechnif hingegen bedeutet eine Verſchärfung und 
Brutaliſierung de3 Militarizmus und eine weitere ungeheure Belaſtung. Sie 
iſt mithin principiell zu verwerfen, wenn ſich auch unter Umſtänden au3 einer 
derartigen Borla?e kein Anlaß zu einer beſonderen Agitation ergiebt. 

Wenn dieſe klare, unzweideutige grundſäßliche Auffaſſung von Eugen Richter 
nicht verſtanden wird, ſo liegt da3 daran, daß er überhaupt nur noch für ein 
Princip Verſtändnis hat: der Verleumdung und Veralberung der Sozialdemo- 
kratie. In Militärfragen hat Eugen Richter 30 Jahre lang nicht3 andere3 ge- 
tan, al38 daß er mit dem Eigenſinn eines wild gewordenen Kalkulators bei jeder 
„neuen Militärforderung immer die Rechnung wiederholie: Gerade die beſtehende 
Präſenzſtärke ſei ausreichend, mehr ſei nicht notwendig. Wenn man nicht ander3 

“den Militarizmus zu bekämpfen weiß, ſo iſt das freilich der Standpunkt lächer- 
licher und unfruchtbarer Verneinung. 

Eugen Richter macht dann noch eine Anleihe bei den Nationalſozialen und 
verſichert, die Sozialdemokratie geſtatte ſich nur de3halb gegen die Anſprüche 
der Mord3technik zu ftimmen, weil ſie für die Bewilligungen nicht ausſchlag- 
gebend iſt. Wenn die Sozialdemokratie ausſchlaggebend für militäriſche Ent- 

„ſcheidungen geworden ſein wird, dann wird das ganze Shyſtem, aus dem unſere 
jehige Haltung folgt, radital beſeitigt: das Klaſſen- und Kaſtenheer, das nur ein 

. Werkzeug der herrſchenden Geſellſchaft iſt, wird ein demokratiſches Volks3heer. 
Dafür und für alle ſeine Bedürfniſſe werden wir allerdings ſtimmen. 

Die Fortſchritt3partei, die entſtanden und erſtarkt iſt im Militärkonflikt 
mit Bismar>, iſt heute ſo jämmerlich verfommen, daß ſie gegen die Sozialdemo- 
kratie Anklagen erhebt, wie BiSmar> gegen die Walde> und Unruh, mit deren 
Namen Eugen Richter ſich und ſeine Partei aufzupußen ſucht: Wenn man da3 
Militärbudget ablehnt, „heißt da3s nicht dem Auslande zurufen: Kommt her, der 
Augenbli> iſt günſtig, Preußen ==“ (Preußiſche3 Abgeorxdnetenhaus, 26. Fe- 
bruar 1863). . 

Husbeuter. 

Eugen Richter liebt e3, die bö3artigen Einbildungen ſeiner grenzen- 
loſen. Unwiſſenheit als Weſen3züge der Sozialdemokratie zu behaupten 
und ſie dann glängend zu widerlegen: der Sancho Banſa- de3 Kapitali32- 
mus8 im Kampfe mit ſeinem eigenen Eſel! So lieſt man im Sozialiſtenſpiegel: 
„Au3beuter pflegen die Sozialdemokraten die Perſonen zu nennen, welc<he ein 
höhere3 Einfommen beziehen oder einiges Vermögen -beſizen.“ „Pexſonen, die 
ein EGinfommen von über 3000 MX. beziehen, gehören zu den Ausbeutern.“ 

Nachdem ex ſich den Pnſinn aus den Fingexn geſogen, belehrt ex un3 dann,-daß 
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alfo auch die in reintm Arbeit3einkommen mehr als 3000 M. verdienenden Per- 
ſonen: Aerzte, Lehrer, Künſtler, Beamte, Angeſtellte, ja auch „der geſamte Stab- 
der ſozialdemokratiſchen Partei“ zu den Äusbeutern gehörten. . 

- Ausbeuter iſt, wer mehr als 3000 M. bezieht -- außer Eugen Richter bat[ 
noch niemand einen ſo haarſiräubenden Blödſinn aus3geſprochen. Nach ſozial- 
demokratiſcher Auffaſſung ſind vielmehr ein großer Teil dieſer mehr al8 3000 M. 
beziehenden „Kopfarbmtec“ ſelber nicht3 wie Ausgebeutete de3 Kapital8: Man denke 
'an die Ingenieure, die im Dienſte eines nicht3tuenden Unternehmertums fronden. 
Unſevr Hinweis auf die 4 Broz., die niehr als 3000 M. beziehen, und der 96 Proöz. 
der Bevölkerung, die mit weniger als 3000 M. auskommen müſſen, hat mit der 
Theorie der „Ausbeutung“ nicht3 zu tun; er ſoll nur die furchtbare Tatſache 
<arakteriſieren, daß überhaupt nur eine Handvoll Menſchen. ein einigermaßen 
erträgliches Daſein führen können. „AuzSbeuter“ iſt nach ſozialdemokratiſcher 
Auffäſſung derjenige, welchex dur<& Aneignung fremder, nicht voll bezahlter 
Arbeit ſich Gewinn verſchafft; und e3 iſt ganz gleichgültig, ob ein ſolcher Nuß= 

nießer des kapitaliſtiſ<hen Syſtems durch Lehrlingszüchtung eine jämmerliche 
Sahrz3einnahme von 1500 M. zuſammenbringt oder ob er durch Beſchäftigung 
von 50 000 Arbeitern jährlich 20 Millionen „verdient“. Eugen Richter ver- 
folgt mit ſeiner funkelnagelneuen Erfindung, daß nach ſozialdemokratiſcher Auf- 
faſſung die AusSbeutung mit einem Einkommen von 3000 M. beginnt, tiefere 
Zwede. Vergleiche unter: „CEinkommenſtatiſtik“. 

In ſeiner Verteidigung de> Profits kehrt Eugen Richter dann wieder gzum 
allerälteſten Hausſchaß kapitaliſtiſcher Geheimmittel zurücr. Der Unternehmer- 
gewinn iſt die Entfck)adngung für die Leitung de8 Betriebe3 (Unternehmer- 
intelligenz!) --- al3 ob nicht in den modernen Großbetrieben der couponſchneidende 
Aktionär al38 Unternehmer ſeinerſeits5 Betrieböleiter ausbeutet! Fexrner wird die 
Mehrwert3aneignung au3 dem „Nijiko“ de3 Unternehmer3 äbgeleitet =- al3 ob 
nicht tauſendfach größeres Riſiko auf dem Arbeiter laſtet: Arbeitsloſigkeit, Ge- 
werbekranfheiten, Unfälle, früher Tod!1 

; Auch Kapitalzins uund Grundrente wird als8 Jnbegriff kapitaliſtiſcher 
Herrlichkeit und WeiSheit geprieſen. Hier wird Eugen Richter zum begeiſterten 
Poeten der kabpitaliſtiſchen Religion? „Endlich, ſoweit Zin3s oder Rente aus 
Kapitalvermögen oder Grundvermögen Üübrig bleibt, iſt dieſer Zins die Prämie 
dafür, daß entiveder der Betreffende oder ſeine Eltern oder Verwandte dva8, wa3 
fixb erworben, nicht ſelbſt verzehrt, ſondern aufgeſpart und nutbringend verwandt 
h en ““, 

; Da3 iſt die durc<h ihr ehrwürdiges Alter nicht minder a['bem gewordene 
Zinstheorie der faulen Fiſche, welche Profeffot Roſcher, einer der fe1chte]ten Ver- 
treter bürgerlicher Nationalökonomie, in folgender Faſſung »„YHiſtoriſch“ als 
„Entbehrungs3lohn“ ableitete: 

Der leichtſinnige Ftfck)ex der Urzeit hat alle Fiſche gleich verzehrt. Der - 
Mann blieb alſo arm. „Nun beſchtänkt ein kluger Mann 100 Tage lang ſeinen 
Konſum auf 2 Fiſche täglich, und benuzkt den auf ſolche Art geſammelien Vorrat 
von 100 Fiſchen dazu, 50 Tage laäng ſeine ganze Arbeitskraft auf Hexrſtellung 
eine3 Boote3 und Fiſchneßes zu verwenden.“ Nun fängt der nacte Höhlen- 
fſcher 30 Fiſche täglich und vermietet auch'ſein Boot und Negß, ſelbſtverſtändlich 
gegen Entgelt: „Bei einer Verhandlung hierüber achten beide Teile ganz gewiß 
nicht bloß auf die 50tägige Arbeit, ſondern zugleich auf die 150tägige Entbehrung 
der vollen Speiſeration“; denn es würde ſonſt, wenn bloß die Abnüßung de3 
Boote3 und der Geräte vergütet würde, „derx Darleiher gar keinen Vorteil von 
ſeinem Darlehen haben“.. Daraus-folgt dann die „Rechimößigkeit de3 Kapital- 

zinſe2“. Mit Recht weiſt Profeſſor Stammler, einex der wenigen denkfähigen 
und vdentwilligen burgerltchen Volkswirtſchaftslehrer unſerer Zeit, auf - die 
vielen fanlen Fiſche hin, die in dieſem ſinnreichen Beiſpiel zUngchſt verzehrt 4werden 
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müfſſen. Die Oohlenfifähek-ßwßtheorté der faulen Fiftße iſt Men Richters 
- - ganze Weisheit. 

- Getwiß, dafuk daß der Ahnherr den Ausbeutungsöertrag nicht ganz verzehren 
Fonnte, ſondern als Mittel weiterer Ausbeutung verwandte, müſſen noch Kinder ' 
und Kindeskinder bis ins tauſendſte Glied „belohnt“ werden! Ob die Reich- 
4ümer durc<h ſchamlo3 niedrige Löhne, durcß Betrug, durch die Verkuppelung 
mit einer reichen Frxau oder durch die Lotterie erworben ſind =- was iut's, 
die Zamilie hat für alle Ewigkeit den Anſpruch auf die „Prämie“. 

: Mögen die Junker durch Gewalt, Bauernlegerei, Staaisprivilegien auch 
ihr Grundvermögen „erwvorben“ und „erſpart“ haben, der Verdienſt für jene 
nußbringende Tätigkeit darf dem Enkel und Urenkel nicht entzogen werden. 
Mit dieſer famoſen Grundrenten-Theorie liefext dann wieder Eugen Richter 
ven Brotwucherern ein ſc<neidiges Argument. Denn wie kann man den 
Großgrundbeſikern und Feudalherren zumuten, daß ſie plözlih des 

- von ihren Vorfahren durch Fleiß und Sparſamkeit exworbenen Anrecht3 auf 
„Brämien“ verluſtig gehen, bloß weil die Preiſe geſunken ſind? Gegen ſolche 
„Konfiskation“ durch die WeltmarkiSentwi>kelung muß 'doch der Staat mit 
bohen Zöllen eingreifen! Der Weg von Eugen Richter zu Kröcer iſt nicht nur 
in der Praxi3 des Zollwucher3, jondern auch in dex T![eome des Sypzialiſten- 
ſpiegel3 außerordentlich kurz. 

n 

Bauern und Yoüalclemokyaten. 

; Dev Freiſinn vermaß den Bauern nicht viek mehr zu bieten als 
Viehhändler, Hypothekengläubiger, Bodenſchlächter, Wucherer und das 
ſonſtige freie Spiel der Kräfte. Die Sozialdemokratie dagegen unter- 
Jtübt alle diejenigen Forderungen, welche geeignet ſind, dem kleinbäyuer- 
ichen Proſetarier ſein ſchweres Lo3 zu erleichtern. Nur bverſpricht ſie 
ihm nicht, wie ſie es auch nicht dven Handwerkexrn und Krämern verheißt, 
daß er durch irgend ein Mittel jemal3 auf ſeiner engen Scholle Befreiung von 
ſeinem Elend finden könne. Solchen Schwindel Üüberläßt die Sozialdemokratie 
dem Bund der Landwirte über 500 Hektar. Auc< der „aus Parteimitteln 
beſoldete“ =- wie Eugen Richter wiederholt ſ<hreibt =“ Scriftſieller Karl 
Kautsky kritt in ſeinem Buch über die „Agrarfrage“ -- für  Schußz der Land- 
wirtſchaft im kulturellen Sinne und für den Schuß der kleinbäuerlichen Be- 
völkferung ein, Ex forvdert Beſeitigung der feudalen Privilegien (Jagdrecht, 
Wildſchaden), eine Landeskultur großen Stil3, Seuchenbekämpfung, ſtagatliche 
Verſicherungen gegen Elementarſchäden und Seuchen, Genoſſenſchaften, Bildung3- 
anſtalten. Ferner ſind die Verwandlung des Polizeiſtaates in eine demokratiſche 
Selbſtverwaltung, die Beſeitigung des Militarizmuys8, die Uebernahme der 
'Schul-, Armen-, Wegelaſten uſw. auf den Staat, die Unentgeltlichkeit der 
Recht3pflege, Verſtaatlichung de3 Heilweſens8, eine den kleinen Mann entlaſtende 
Sieverpolitif durchaus geeignet, das Lo3 der Kleinbauern zu erleichtern, 

Die Sozialdemokratie iſt ſich ferner ſeit jeher darüber einig, daß ſie nicht 
das bäuerliche Etgentum erpropriieren will und wird. E3 giebt keinen Sozial- 
Hemokraten, der eine abweichende Meinung in dieſer Frage vertritt. So ſteht 
es in den offiziellen Ertlärungen zum Erfurter Programm, So ſchrieb Friedrich 
Ernigel3, der führende Theoretiker der Sozialdemokratie, 1894, „daß, wenn wir 
im Beſiß derx Staatsmacht ſind, wir nicht daran denken können, die Kleinbauern 
gewaltſam zu expropriiren (einerlei ob mit oder ohne Entſchädigung), wie wir 
die3 mit den Großgrundbeſikern zu tun gerötigt ſind. “ BUPnſere Aufgabe gegen- 
Über den Kleinbauern beſteht zunächſt darin, ſeinen Brivatbetrieb und Privat- 
befiß in einen genoſſenſchaftlichen überzuleiten, nicht mit Gewalt, ſondern durch 

- Beijpiel und Darbietung von genoſſenſchaftlicher Hilfe zu dieſem Ziwede.“



Weder durch direkten Zwang, no< durch indirekte Mittel wird die Sozials - 
demokratie den bäuerlichen Beſik zerſtören. Wir ſind vielmehr der Ueber» 
zeugung, daß die landwirtſchaftlichen Großbetriebe im Gemeinbeſit, welche die 
Sozialdemokratie einrichten wirxd, ihren Genoſſen ſo ungeheure Vorteile bieten 
wird, daß der bäuerliche Selbſtbewirtſchafter freiwillig dazu kommen wird, ſein 
Elend mit der neuen Ordming zu vertauſchen. 

Trobßdem bringt es Gugen Richter fertig, durch eine Reihe von gemeinen 
Fälſchungen, die an Infamie und Dummödreiſtigleit ſelbſt das Sozialiſtenſpiegel- 
Maß überbieten, zu behaupten, Kautsky gebe in ſeiner Schrift „Am Tage nach 
der Revolution“ Rezepte, wie man, ohne blutige Köpfe befürc<hten zu müſſen, 
die Bauern aus ihrem Eigentum drängen könne. Was ſchreibt Kautsky2 
Seite 33 ff. heißt e8: „Bei der heutigen konſervativen Natur unſeres Bauern 
iſt e3 höchſt wahrſc<heinlich, daß eine Reihe derſelben in der bisherigen Weiſe 
wird , weiter wirtſchaften wollen. Die proletariſche Staat8gewalt wird auch 
gar keine Neigung haben, derartige kleine Betriebe zu übernehmen. Noc<h kein 
Sozialiſt, der ernſt zu nehmen iſt, hat je verlangt, daß die Bauern expropriiert 
oder gar ihre Güter konfisziert werden ſollen. EG3 wird wahrſcheinlich jedem 
Heinen Bauern geſtattet bleiben, ſo weiter zu wirtſchaften, wie ex das bisher 
getan hat. Der Bauev hat von einem ſozialiſtiſchen Regime nicht8 zu fürchten.“ 
Ja, die bäuerliche Wirtſchaft werde durch das neue Regime ſogar eine Stärkung 
erfahren. Dem Bauern werden die jehigen Laſten abgenommen, und da das 
Proletariat ein Jntereſſe an der Steigerung der Produktion habe, werde die 
neue Regierung. 'durh Gewährung von Vieh, Maſchinen, Dünger, durch 
Metliorationen de3 Boden3 uſw. die bäuerliche Wirtſchaft zu heben ſuchen. 

Kein Wort davon, daß etwa in der Folge dur< Chikanen der Uleinbäuerliche 
Betrieb zu Tode geheßt werden ſoll. Durch Förderung der genoſſenſchaftlichen 
Wirtſchaft ſoll die alte Generation allmählich an die vernünftigere Betrieb3weiſe 
gewöhnt werden. „Aber von einer gewaltſamen Förderung dieſer Entvi>elung 
wird da3 ſiegreiche Proletariat abſehen, und zwar ſchon aus dem ſehr triftigen 
Grunde, weil e3 nicht darnach verlangen wird, ſich ohne Not blutige Köpfe zu 
holen. Und das wäre da3s Reſultat jede3 Verſuche3, den Bauern eine neue 
Produkttionsweiſe aufzuzwingen.“ i 

Und wa38 behauptet nun Eugen Richter in Kauts8khy38 Schrift geleſew 3u 
haben? Jndem er aus allen möglichen Kapiteln zuſammenhangloſe Säße finn- 
193 aneinanderreiht, verſucht er die Vorſtellung zu erregen =- eine feige doloſe 
JFälſchung, ohne den Mut direkter buchſtäblicher Zitatenfälſchung ==, als ob 
das Kleinbauerntum zum Verzicht auf ſein Eigentum durc<h eme d<ikanöſe 
Arbeitsloſen-Verſicherung gezwungen werden ſoll. Die ſtaatliche Arbeitsloſen2 
Verſicherung, von der Kautsky an ganz anderer Stelle in anderem Zuſammens» 
hange redet, wird aber lediglich al3 eine8 der Mittel angeführt, um das Proles 
tariat zum Herrn über den Großfapitaliomus zu machen. Jndem Richter mit 
den Begriffen „Kleinbauer“ und „Zwergbauer“ verwirrend ſpielt, ſucht ex == 
ein Zeichen, daß er ſich des. ſchäbigen Handwerks ſelbſt bewußt iſt -- ſich der 
Anklage der Fälſchung zu entwiniden. Alle Umänderungen, die Kautsky auf 
die freie Einſicht in eine vernünftigere Betriebsweiſe und den Einfluß der 

größeren wiriſchaftlichen Zwec>mäßigkeit zurückführt, -vetwax(de[t R'icl)tet -in 
Zwang, Chikane, liſtige Niedertracht. Jn dem Sozialiſtenſpiegel ſpiegelt ſich 
eben immer nur der Stierkämpfer de3 KapitaliSmu3: Mit ſolchen Mitteln 
konkurriert allerding3 der kapitaliſtiſce Großbetrieb den kleinen Mann nieder. 

Andexr2 kann e3 ſich Eugen Richter auch in Zukunft nicht denk_en. und ſo *li]efx er 

in die Schilderungen ſoziäliſtiſcher Menſchenbefreiung die Praktiken der kapitaliſtis 

ſchen Altiengeſellſchaft Fortſchritt. hinein. ; E 2N j 

Dex frühere ſozialdemokratiſche Reichstag3abgeordnete Auguſt Heine ha*t da3 

unverdiente Mißgeſchi>, al3 Kronzeuge für dieſe literariſc<e Meſſerſtecherei an=



3 

geführt 
'Ha!berftadter „Volkßze]tung“ redigierte, in recht -unüberlegten Hochſommer- 
artifeln ein Loblied auf das Glüc> de3 lleinbäuerlichen „IJn-eignen-Stiefeln- 

- Stehens“ geſungen. Dem Unfug wurde damal3--ſchnell ein EGnde bereitet: 
Heines Leiſtung war gewiß arg, aber ſeine bewunderxnde Aufnahme im 
„Sozialiſtenſpiegel“ hat er doch nicht verdient. Das iſt zu ſchwere -Bußel l 

Bernſtein, Eduard. 

An den Nämen Eduard Bernſtein3 knüpfen ſich die rheoretiſchen -Diskuſſionen, 
- die in der Sozialdemokratie in den lezten Jahren gepflogen wurden. Durch ſeine 
jahrzehntelange Abweſenheit von Deutſchland =- ex, lebte. in England in Ver- 

- bannung =- und infolge der ungewöhnlichen Dauex und Höhe der leßten wirt- 
ſchaftlicen Aufſchwung3periode, wurde Bernſtein zu allzu, optimiſtiſchen Auf- 
faſſungen über deutſche Parteiverhältniſſe und die wiriſchaftliche Entwicklung 

- im allgemeinen veranlaßt. Seine günſtigere .Meinung von der deutſchen 
- Vourgeoijie hat ex, ſeitdem er in Deutſchland lebt, nicht aufrecht exhalten.. Die 
furchtbare Kriſi3, die dem Aufſchwung folgte, hat die biSherige ſozialdemokratiſche 
Anſchauung beſtätigt. Die individuellen Anſichten Bernſtein3 jind von der Partei 
nicht angenommen worden. Er ſelbſt aber ſteht durchweg auf dem Boden der 
jozialdemokratiſchen Programmforderungen, ſowohl hinſichrlich der Gegenwart wie 

- ver Zukunft und des Endziels. Im Reichstag hat'er Schülter an Schulter mit 
„der ſozialdemokratiſchen Frattion gekämpft. | 

Den Verſuch, Bernſteins perfönliche Meinungen gegen die Sozialdemokratie 
zu mißbrauchen hat ſchon vor Eugen Richter ein" anderer freiſinniger -Volk3- 
parteiler, Herr Heinrich Fränkel, unternommen, der im Solde und Auftrag der 
vereinigien Scharfmacher und Reakttionäre (voran der berüchtigte Zentralverband 
Ddeutſchex Induſtrieller) unter dem Namen „Bürger“ eine in Millionen 
Exemplaren verbreitete Sudelei ſchrieb: „Soziale Tatſachen und ſozialdemokratiſche 
Lehren. | Ein Büchlein für denkende Menſchen und beſonders für denkende 
Arbeiter.“ Der Parteivorſtand der deutſchen Sozialdemokratie hat eine Gegen- 
ſchrift erſcheinen laſſen unter dem Titel: „Die Vernichtung der Sozialvemokratie 
Durc< den. Gelehrien de3 Centtalverbandes deutſcher JInduſtrieller“: (Berlin 

- 4903, Verlag ver Buchhandlung „Vorwärt3“.) Die Erwiderung behandelt in er- 
fchöpfender, gemeinverſtändlicher, überzeugender Wetfe cmcl) die Streitfragen 

- Über ven Gang der wirtſchaftlichen Eniwi>elung:“ 
C>3 iſt nicht verſftändlich, warum Eugen Richter Bernſteins Memungen 

anführt. Hielte er ſie gegenüber den herrſchenden ſozialdemokratiſchen An- 
Fchauungen für richtig, 'dann ergäbe ſich für ihn. die Konſequenz, daß er ſeinen 
Gläubigen wenigſtens empfehlen müßte, für die ' „Bernſteinſche Soztal- 

- demotkratie“ zu ſtimmen. Wir hätten dagegen nicht3 einzuwenden. 
Daß der „Sozialiſtenſpiegel“ von Anfang bis zu Ende auf Täuſchung bes 

rechnet iſt, erfkennt man auch bei dieſer Gelegenheit. Eugen Richter hat da3 
Bedürfnis, nachzuiveiſen, vaß Bernſteins Anſchauungen in der Partei immer mehr 
Boden getvovnen haben. . Da dies aber nicht der Fall iſt, ſ9.muß er ſogar.offen- 
kundige Abſtimmungen und Parteitags3beſchlüſſe fälſchen. Richter erzählt,. in 
Hannvover (1899), ſei die Reſolution Bebel gegen. Bernſtein.- mit 205 gegen 
384 Stimmen angenommen worden.. Auf dem Parteitag in LübeE (1901) aber 
ſei eine Refolution Bebel mit 161 gegen 71 Stimmen. angenommen, die da3 
Verhalten Bernſteins mißbilligte. - Daxaus folgert dex. „Sozialiſtenſpiegel“: „Jmr 
Verhältnis zu vem vorjährigen. Parteitag .in Hannover war. die Minorität für 

Bernſiein von 34 auf 71 angejvachſen und die Mehrheit für Bebel hatte . ſich 

Werdekf. [Heme hatte. als er -ein haar Tage “ ftellveckretend die - 
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von 205 auf 161 vermindert.“ Mehr Fälſchungen laſſen ſich in ſo wenigen Worten 
nicht anſammeln. Erſtens iſt Hannover (1899), nicht der „vorjährige“-Parteitag 
von . Lübe> (1901); dazwiſchen liegt Mainz. Zweitens,. In Hannover wurde 
die Reſolution Bebel in dem entſcheidenden Abſaß mit 205 gegen 34, in der 
Geſamtabſtimmung mit 206 gegen 21 Stimmen angenommen. Die Minorität 
war aber nicht, wie der „Sozialiſtenſpiegel" behauptet, eine Minoxrität für Bern- 
ftein, fondern beſtand vielmehr aus den Parteigenoſſen, denen die Reſolution Bebel 
gegen Bernſtein nicht ſcharf genug war. Dritiens: In Lübe> wurde die Reſolution 
Bebel nicht mit 161 gegen 71 Stimmen, ſondern mit 203 gegen 31 Stimmeu 
angenommenz; dieſe 31 Delegierten der Minorität, Freunde Bernſtein3, waren 
aber gleichfalls für die Bebelſche Reſolution in Hannover; ſie ſtimmten lediglich 
gegen da3 perſönliche Tadel3votum. Vorher war mit 166 Stimmen gegen 71 
Stimmen eine Reſolution, die ſich mit einer bloßen Wiederhotung der Reſolution 

in Hannover begnügen wollte, abgelehnt worden, weil ſie der Mehrheit nicht 
weit genug ging. : 

Gerade da3s Umgekehrte der auf durchweg gefälſhten Zahlen und Angaben 
beruhende Darſtellung Richter38 iſt mithin die Wahrheit: Von Hannover bis 
Lübe>k war die Zahl derjenigen, die ein ſc<härferes Votum, über die Hannoverſche 

Neſolution Bebel3 hinau3, gegen Bernſtein wünſchten ovder billigten, von 34 (21) 
auf 166 (203) angewachſen. 

Beſoldungsverbelſerungen an Beamte. 

Eugen Richter erfindet, daß die Sozialdemokratie für die Aufbeſſerxung von 
Beamtengehälter eintritt, nicht um der Sache willen, ſondern um die Beamten 
der .Sogialdemokratie geneigt zu machen. Nachher aber ſtimme ſie gegen das 
Budget. (Darüber ſiehe unter Budgetverweigerung.) Dann beißt e3 wörtlich: 
„Sie ſtimmt auch nicht für Vermehrung oderx Erhöhung der Verbrauch3abgaben, 
jondern verweiſt alsdann darauf, daß man ja Einkommenſteuern und Ver- 
mögensſteuern im Reiche einführen fönne“. ESs wird dann der Blödſinn wieder- 
holt --- ſiehe unter. „Ausbeutung“ =- daß nach ſozialdemokratiſcher Auffaſſung 
„alle3 irgendwie größere Einkommen nur auf Ausbeutung der Arbeiter beruht =- 
und .deswegen forderten die Sozialdemokraten eine Verkürzung der Einkommen 
durch direkte Beſteuerung. 

Damit: iſt Eugen Richter bis zur Verleugnung einer der älteſten und 
feſteſten freiſinnigen Grundſäße vorgeſchritten, in dem die Partei ſich biöher mit 
der Sozialdemokratie berührte, bi3 zur Ablehnung direkter Reichsſteuern. Zus- 
gleich wird ſo der Saßz des freiſinnigen Nürnberger, in Hamburg 1903 beſtätigten 
Programms, ſinnlo3, die „Entlaſtung der notwendigen Lebensmittel und unent- 
behrlichen Verbrauch8gegenſtände von Steuern und Zöllen“ fordert. E3 iſt 
biSher nicht bea<tet worden, daß gemäß dieſer Entwicelung der Frei- 
ſinnigen Volks3partei ſie die in ihrem Eiſenacher Programm (1894) 
enthaltene Forderung „progreſſſiver Beſteuerung von 
Einkommen und Erbſ<aften“ aus dem jehbt geltenden Programm 
geſtrichen hat! Jezt werden überhaupt keine poſitiven Steuervorſchläge mehr 
gemacht. Aus der Luft aber kann das Reich die Mittel für Heer und Floite 
nicht greifen. Will man die Maſſe der Beſizloſen von der Blutſteuer der Leben3- 
mittelzölle entlaſten, ſo bleibt nur die EGinführung diretter Steuern übrig. Hohe 
direkte Reichsſteuern empfindet 'aber Eugen Richter als Konfiskation des Ver- - 
mögen3, und ſo muß er alſo für Steigerung der indirekten Steuern im Reiche 
eintreten.  Das iſt offenbar auch ein entſcheidender Grund für den Zollverrat 
Eugen Richters geweſen. Er wollte der Reichskaſſe höhere invirekte Ein= 
nahmen zuſchanzen, um den Kapitaliſten die Notwendigkeit direkter „Stenueropfer“ 
zu erſparen. So erkflärt ſich auch da3 biöher rätſelhafte Verhalten der Volkspartei
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-bei der Zu&erſteuer; ie hat die Herabſehung der Verbrauchsabgabe auf 12 Mark 
dete in der Kommiſſion bereit3 beſchloſſen war, verhindert, indem ſie 1fm Plenum 
einen Antrag auf Heraufſezung auf 14 Mark ſtellte und zur Annahme brachte. 

Buchdruckerſtreik in Leipzig. 
- Selbſt mit dem berühmten „Leipziger Seßerſtreit“ weiß dieſer unfäbi 

a__lle-r. Sozialiſtentöter nicht8 rechte2 anzufangen.f Daß. er ßdiefeß Sx:(i:é L?Jf:; 
Arbeßtetorgm!ifationen Uuntereinander einem Streit zwiſchen Kapitaliſten und 

 Arbeitern gleichſtellt, dieſe3 kleine Taſchenſpielerſtüd<en iſt ihm ſ9 oft vorgemacht 
worYen, daß es ſchließlich auch ihm zur Not gelingt. Bei dex Entlaſſung von 
awei Verbandsſezern durch die Geſchäftsleitung der „Leipziger VolkS8zeitung“ 
waren allerdings politiſche Gründe mit in Frage gekommen. Die Geſchäft3- 
leitung glauhte fich berechtigt, bei Einführung der Sekzmaſchine zwei Seßer ent- 
laſſen zu dürfen, die ſich zur Leipziger Partei und beſonder3 zur „Leipziger 
Volk3zeitung“ ſelbſt feindſelig verhalten hatten. Dieſe3 Vorgehen der Leipziger 
Genoffe:. wurde aber von der geſamten ſozialdemokratiſchen Partei außerhalb 
Leipzigs auf das ſchärfſte verurteilt und ſchließlich ſahen die Leipzigex Genoſſen 
ſelbſt das Verfehlte ihrer Handlungsweiſe ein. Dieſen Mißgriff einzelner 

. Genoſjen, derx von der Partei auf da3 eniſchiedenſte zurügewieſen wurde und 
deſſen Folgen durch friedliche Vereinigung längſt wieder aus der Welt geſchafft 
jind, findet Eugen Richter „<arakteriſtiſch für das Verhalten der Sozialdemokratie 
als Arbeitgeber“. 

Daß die Leipziger Genoſſen nicht im Intereſſe ihre3 perſönlichen Profits3, 
ſondern im vermeintlihen Jntereſſe der Arbeiterſache gehandelt hatten, macht 
für Richter natürlich keinen Unterſchied aus. 

Man irrt ſich aber, wenn man glaubt, Richter würde ſich auf Seite der 
„gemaßregelien“ Verbändler ſtellen. So ſehr er ſie al8 „alte Seßer“ dem 
menſchlichen Mitgefühl nahe zu bringen verſucht, ſo zieht es ihn doch mit 
unwiderſtehlicher Gewalt zu den Angehörigen der Buchdru>ergewerkſchaft, von 
denen er gehört hat, daß ſie im Laufe des Streite3 al3s „Streikbrecher“ tituliert 
worden ſind. „Streifbrecher“, meint er, „nennen die Sozialdemvokraten jeden 
Arbeiter, der beim Aus2bruch eine3s Streik3 die Arbeit der Ausſtändigen über- 
nimmt.“ So ſchließt er ſeine Ausführungen“ mit einer Apotheoſe ſtreik- 
brecheriſcher Arbeiterehre. ; 

; Eine tollere Konfuſion iſt noch nicht erhört worden, ſie müßte denn in dem 
Säkßchen gefunden werden? „Die ſozialdemokratiſche Parteileitung in Hamburg 
trat für die Drucerei der „Leipziger Volk3zeitung“ ein.“ CEugen Richter kennt 
augenſcheinlich 3 w e i Parteivorſtände, wovon die Sozialdemokratie biSher nichts 
weiß. Der „Sozialiſtenſpiegel“ meint wohl die „Generalkommiſſion der Gewerk- 
ſchaften“ =- damal3 in Hamburg. Aber die iſt nicht f ü r , fondern ſehr energiſch 
gegen die Drucerei der „Leipziger Volk3zeitung“ eingetreten. 

Eugen RNichter hat kein Organ dafür, verwi>eltere Arbeiterkonflikte zu ver- 
fiehen und darzuſtellen. Er Hat ja für alle Streitfälle die einfachſte Köſung: 

„Stellen Sie Mädchen ein!* 

Budgetverweigerung. 

- Die Sozialdemokratie hat, nac<hdem ſie in Bayern und Baden Felegentlich 
für den Etat geſtimmt hat, jeht einmütig die Anſchauung, daß auch in den Einzel- 

landtagen der Etat abgelehnt werden muß, obwohl es ſich hier nicht in dem Maße 
am kulturfeindliche Au3gaben handelt wie im Reiche; nur ausnahmsweiſe =- wo 

- e3 verfaſſung3rechtliche Beſtimmungen oder die Gefahr de3s JInkraftſezen3 eines 
no<h ſ<lechteren Etat3 zur zwingenden Notwendigkeit machen == darf eine ſozial- 

demokratiſche Landtagsfraktion für den Etat ſtimmen, ;
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Eug*en Richter fiü_det' die Budg'etveü*veig“erung" aber überhaußbt unlogiſch. 
„Sm Reichstage ſtellen die Sozialdemokraten bei der Etatsberatung vielfach 
Anträge auf Erhöhung der Ausgaben namentlich im Intereſſe ver Beamten und - 71 
Arbeiter. Nachher aber ſtimmen ſie regelmäßig gegen den Etat im ganzen, auch 
wenn ihre Unträge ganz oder teilweiſe zum Etat angenommen worden ſind.“ 

Die Mauſerung des Freiſinns iſt ſoweit gediehen, daß ſich auch ſeine kon- 
ſtitutionelle Auffaſſung in nichts mehr von) ver des feudalen Junkertums 
Uunterſcheidet. 4 

Die Budgetverweigerung als Ausdru> grundſählicher Oppoſition iſt keine 
ſozialdemokratiſche Erfindung, ſondern eine Grundregel der liberal-freiſinnigen 
Doktrin, die nun auch über Bord geworfen wird. 1850 ließen ſich die Väter der 
heutigen „Freiſinnigen“ wegen Steuerverweigerung vor Gericht ſchleppen. Die 
Konflikt3zeit anfangs der ſechziger Jahre war nichts andere3 wie eine fortgeſebte 
Budgetverweigerung vder damaligen Freiſinnigen. Heute begreift ſo etwas das 
Hirn Eugen Richter3 nicht mehr. ; 

Daß 'idie Ablehnung des Ganzgen nicht die Verbeſſerung im Einzelnen 
hindert, gehört zu den feſtſtehendſten Grundſäßen de8 parlamentariſchen Syſtems8. 
Eugen Richter verſteht auch das nicht mehr. Wenn die Sozialdemokratie auch 
den Gtät al8 Ganzes ablehnt, ſo hat ſie doc<h ein Intereſſe daran, mit allen 
Mitteln auf eine Verbeſſerung de3 Etat3 im Einzelnen hinzuwirken. Auf dieſe - 
Weiſe zwingt die Oppoſition die Majorität, über ſich ſelbſt widerwillig hinaus- 
zugehen. Dieſer Vorgang wiederholt ſich bei jedem Geſes. Alle Parteien 
bemühen ſich, in der Einzelberatung das Geſe3s nach ihren Wünſchen zu ver- 
beſſern, wenn ſie auch für das gange Geſez nicht ſtimmen können. In jedem 
folchen Fall wird alſo im eingelnen bewilligt, was dann im ganzen verteigert 
wird. Da3 gehört zum täglichen Brot de8 Parlamentarismus, ſeitidem es 
Barlamente giebt. Richter aber entſebt fich über vieſe ſozialdemokratiſche 
Erfindung! ; 

Bürgerliches Geletzbuch. 

Die „Freiſinnige Volk3partei“ rühmt ſich gegenüber der Sozialdemokratie, 
für das Bürgerliche Geſebbuch geſtimmt zu haben; dadurch ſeien Fortſchritte 
erzielt worden. ? 4020 

Die Freiſinnige Volk8partei hat durc< ihre Zuſtimmung für Jahrzehnte 
hinaus die Schaffung eine3 wirklich modernen und einheitlichen deutſchen Rechts 
verhindern helfen. Die Schaffung eine3 deutſchen Einheitörechtes war unabweis- 
lich; dieſe Reform mußte unter allen Umſtänden kommen. DesShalb hätte man - 
die Regierung zwingen können, ein beſſere3 Geſets. vorgulegen. Eine Ablehnung 
de3 Bürgerlichen Geſezbuch8 hätte zur Folge gehabt die ſchleunige Vorlage eines 
neuen verbeſſerten Entwurfs. : 

Die nationalliberale Geſezmacherei der ſiebziger Jahre iſt davurc< berüchtigt, 
daß die Liberalen alle Fli>- 'und Kompromiß-Arbeit haſtig ſchlu>ten. Damit 
iſt die moderne Ausgeſtaltung des Recht8 bi8 zum heutigen Tage verhindert 
worden. An den Schäden ſchleppen wir ſeit Jahrzehnten, an dieſer Kompromiß- 
ſucht ſind die Nationalliberalen zu Grunde gegangen. Es3 giebt keine gefährlichere 
Taktik als die der Fligeſeße, die ein gähe3 Leben haben und das Faule, längſt 
Verfallene über ſeine Zeit hinaus konſervieren. 

Die „Freiſinnige Volkspartei“ hat aber auch direkt zur Verſchlechterung des - 
Bürgerlichen Geſezbuch3 beigetragen. In der Kommiſſion .des Bürgerlichen 

Geſebbuch3. haben die beiden freiſinnigen Mitglieder gegen die Aufhebung der 

„Geſindeordnungen geſtimmt und damit den Ausſchlag für die Beibehaltung dieſes 

mittelalterlicen Ausnahmerecht3 gegeben. ((Siehe- untex Geſinderecht.):
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Caviar- und Auſternzölle. 

- Die Liebedienerei GEugen Richter3 gegenüber dem Zentrum geht ſo weit, daß 
der „Sozialiſtenſpiegel“ ſogar eine der nichtösnukigſten Lügen des Zentrums3- 
Abgeordneten Bachem, der wegen ſeiner Unfähigkeit, die Wahrheit zu ſagen, einen 

großen Ruf gewonnen hat, in ein wenig veränderter Form auftiſcht. Bachem 
hatte im Reichötag behauptet, die Sozialdemokratie ſei für Zollfreiheit von Kaviar 
und Auſtern eingetreten, ja ſie hätte einen Antrag auf Zollfreiheit geſtellt. 
Der Lügner wurde im ReichStag entlarvt. E3 wurde feſtgeſtellt, daß die Sozial- 
demofkraten im Gegenteil für erhöhte Zölle geſtimmt haben. In der Kommiſſion 
war von nationalliberaler Seite dex Antrag geſtellt worden, den Zoll für Kaviar 
von 150 auf 300 Mark zu erhöhen. Dazu nahm der ſozialdemokratiſche Ab- 
geordnete Stadthagen das Wort und verſpottete die Heuchelei der Brotwucherer, 
die erſt mit Hunderten von Millionen das tägliche Brot beſteuern und dann, damit 
es nach wa3 ausſähe, auch den Kaviar der Reichen um ein paar Pfennige ver» 
teuern; auc<h al3 Finanzzoll ſei: der Kaviarzoll eine Läpperei. Nah einer kurzen 
Erwiderung Paaſche3 wurde die Debatte geſchloſſen und dem Abgeordneten 
Stadthagen das8 Wort abgeſchnitten. Bei der Abſtimmung ſtimmten .die 4 Sozial- 
demokraten ſelbſtverſtändlich für die Erhöhung. Der „Sozialiſtenſpiegel“ wärmt 
nun den alten Bachemſchen. Kohl in veränderter, aber nicht weniger verlogener 
Form auf. Der ungenannte Verfaſſer verpfändet ſogar das „Ehrenwort“ der 

“ bürgerlichen Kommiſſionsmitglieder für den im „Sozialiſtenſpiegel“ geſchilderten 
„Sachverhalt“. Das Ehrenwort der Leute, die ſolhen Schwindel beeidigen 
wollen, iſt genau ſo. viel wert, wie die eines der zahlloſen „Ehrenworte“ blanker 
Lüge, die der „Sozialiſtenſpiegel“ enthält. Den LuxuS3 geſchüzt haben im Gegen- 
teil die bürgerlichen Parteien, auch die Freiſinnige Volkspartei, al8 ſie bei den 
Zollverhandlungen -- enigegen einem ſozgialdemokratiſchen Antrag =- die Zoll- 

freiheit der See-Yachten der Fürſten und Millionäre beſchloſſen, 

Chinekiſche Expedition. 

Niemals bat ſich die ſozialdemokratiſche Kritik glängender bewährt, als bei 
dem dineſiſchen Abenteuer, da8 dem deutſchen Volke 300 Millionen Koſten ver- 
urſacht, und ſeinen Namen mit Schande und Lächerlichkeit bede>t hat. Das 
Abenteuer wurde obendrein verfaſſung8widrig unternommen, weil der Reichs3tag 
nicht befragt wurde. Die ſozialdemokratiſche Preſſe hat ſofort, als die Truppen- 
verſchifungen begannen, die Einberufung des8 Reich3tages verlangt. Gegen 
dieſe Einberufung erklärte ſich hartnä>kig das8 Blatt 
Eugen Richter3, die „Freiſinnige Zeitung“. Erſt am 21. Auguſt 1900, 
als alle entſcheidenden Aktionen längſt geſchehen waren, rief auch die „Freiſinnige 
Zeitung“ nach dem Reich3tag; vielleicht war inzwiſchen Herr Eugen Richter aus 
dem „Erholungsurlaub“ zurücgekehrt, und war nun auch bereit, die verfaſſung3» 
mäßigen Rechte des Volke3 zu wahren. Dies Verhalten bereitete dem Führer der 
Freiſinnigen Volk3partei eine vernichtende parlamentariſche Niederlage. 

-Am 21. November 1900 raiſonnierte Richter im Reichstag: „Wir erachten die 
Nichteinberufung de3 Reichstags für einen ſchweren politiſchen Fehler und finden 
die Säumnis, die in dieſer Nichteinberufung liegt, im höchſten Grade tadeln3wert. 
E> wäre der Sommer der richtige Moment geweſen, um da3s deutſche Parlament 
zu berufen.“ 

E3 war vielleicht der größte parlamentariſche Erfolg de3s Reichskanzler3 
Grafen Bülow, als er unter dem ſtürmiſchen Gelächter de8 Hauſes erwiderte: 

Die „Freiſinnige Zeitung“ brachte am 4., Juld, d. h., 
geraveimpfyc<hologiſchen Moment, woe3ſichumdpbie Ein- 
bernfung oder um die Nichteinberufung de38 Reichstages3
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handvdelte, det nachftebend en Artikel. |(Folgt die Verleſung von - 
Ausfu[)rungen gegen die von der fozialdemokratiſchen Preſſe geforderte Gin- 
berufung des Reich3tages) . - Wer dieſe Artikel unbefangen lieſt, der kann doch 
nicht .im' Zweifel .darüber«ſein, -daß derjenige, der dieſen Artikel verfaßt oder - 
änſpiriert hat, die Einberufung de3-Reichstage8..,. in dieſem- 
Augenblike n :ic<ht. für notwendig hielt,“ 

Der „Sozialiſtenſpiegel“ rühmt der Freiſinnigen Volk3partei nac[)- vaß ſie ; 
im Gegenſaß zur. vaterlandsloſen Sozialdemokratie für die China-Millionen ge- - 
Itimmt habe. Die. Sozialdemokratie habe „ſich damit in Widerſpruch geſeht mit 
Der. Auffaſſung aller Kulturländer, welche zur. Ahndung dver Frevel an den Ge= 
Jandiſchaften und .zur Ntedetfthlagung des Aufſtande3 Gelder bewilligten und 
Truppen ausſandten.“ + 

Da iſt der billige. Batmoüßmns eine3 Kriegervereins. Die Trußppen»- AUE 
Fendungen -der anderen- Staaten : ſind weſentlich darauf zurüczuführen, daß 
Deutſchland ſo forſch in3. Zeug 'ging. ..Nicht um den Frevel zu ahnden, ſondern 
um Deutſchland in China.an größeren Plänen ZU hindern, wurden die fremden 
Expeditionen gerüſtet, von, beinem Volke übrigens in dem Umfang und unter den - ; 
widerwärtigen Begleiterſcheinungen de3 deutſchen Rachezuges. /- 

-Die .<hineſiſchen Unruhenwaren eine natürliche Folge der von der Sozial-- 
„demokratie verurteilten gewaltſamen Wegnahme Kiautſchou3;. da8- haben der 
Fatholiſche .deutſche Biſchof. Anzer in China' und andere Sachkenner bezeugt. 

Die Ermordung de3. deutſchen Geſandten war zum erheblichen Teil vers 
ſchuldet durch das provokatoriſcheſchneidige Vorgehen des Manne3; keinem anderen 
Geſanvdten iſt ein Haar. gefrümmt worden. 

Es -widerſpricht dem geltenden Völkerrecht, daß dw Ermordung eines Ge- 
ſandten einen zureichenden Grund für ſofortiges kriegeriſches EGingreifen ab- 
giebt, noc<h- dazu ohne Kriegserklärung. Erſt wenn die für die Ermordung ver- 
antwortliche Regierung.' eine - angemeſſene Sühne verweigert, iſt die Krieg3- 
ertlärung zuläſſig. Deutfcßland hat aber Feinerlei diplomatiſche Unterhandlungen 
gepflogen, ſondern iſt fofort in China eingedrungen. Was würde man dazu - 
ſagen, daß, wenn irgend ein Fanatiker etwa den ruſſiſchen Botſchafter in Bexlin 
'exmordete, dann ſofort ohne weiteres die Koſaken in3 Land einbrächen1! 

Nicht die Verantwortlicen des Chinazuge3, ſondern allein die Sozial- 
.demokratie hat die „Auffaſſung aller Kulturländer“, d. h. die Auffaſſung der - 
Klaſſen, welche die Kultur tragen, vertreten, .; 

x 

Einkommenſtatiſtik und Sozialdemokratie. 
Seitdem der alte Rothſchild dem Umſtürzler anuo 1848 einen blanken Taler 

gegeben und ihm verſichert haben ſoll, das ſei der Anteil, der bei dex allgemeinen 
Teilerei auf den Revolutionär.entfalle, bildet das Märchen vom Teilen die Haupt- 
nummer in der Geſpenſtergeſchichtenſammlung, die ſich da3 Bürgertum von den 
„Zielen“ der Sozialdemokratie ſchaudernd erfunden hat. Niemand aber trug 
mit ſolcher überzeugten. Gindringlichkeit und ſo komiſcher Plattiheit das Märchen 
vor, wie 'Herr: Eugen Richter: - Alle. Ginfömmen würden, ſo hat er unzgählige 
Male beſchworen, .nach ſozialiſtiſcher Auffaſſung in glexck)e Portionen verteilt, - 
und da-dann -- ſo rehnete :ex =- eine Jäcerlich geringe Summe auf den ein- 
zelnen entfiele, ſei 'derx. Unſinn .de3 Soztäl!é-'mu? bewieſen.: 

-Bisher aber nahm man nun an, daß Eugen Richter8 Hirn ſo unlöslich im -- 
Kapitalizmus verkapſelt ſei, daß e8 nicht im ſtanv“ ſei, den Gedanken ſozia2 
liſtiſcher Produktionsweiſe zu begreifen, der doch dem einfachſten Arbeiter ein- 
leuchtet.! JSede8mal,“ wenn Gugen. ' Richter -den Sozialigmus verſpotten will, 0 
Jaritiert er unwillfürlich den-Kapitalizmus. . Wenn er die Grammatit der ſozia= - 
Uſtiſchen Zukunftsſprache zu lehten fucht maufchelt er inſtinttiv den kap1tal1|qchen; 
"Jarxgon der Gegenwart.“ - -- 
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Dieſs etttſc<huyldigende Annahme einer unausrottbaren Beſchränktheit erweiſt 
ſich jebt als nicht völlig autreffend. Nicht minder groß wie die kapitaliſtiſche 
Verranntheit iſt ſein Fanatizmus bö3williger Exfindung. Eugen Richter hat 

. fe!ber an das Märchen vom Teilen nie geglaubt. Das3 beweiſt der „Sozialiſtens 
fpiegel“, deſſen großes Ereignis die Prei8gabe des Märchens vom Teilen. iſt. 

Und das kam ſo9. Das Märchen ſelber rächte ſich für den Mißbrauch, den 
ntan mit ihm trieb. Es nahm die Wirklichkeit, die e3 vorſtellen ſollte, beim Wort, 
und erflärte ſich bereit, Wahrheit zu werden. Jhr ſchwaßet, ſprach e8, immer 
davon, der Sozializmus wolle teilen, alſo teilt doch einmal und ſeht zu, ob 
wirtlich dabei ſo gar nichts herauskommt. Jnzwiſchen hat ſich nämlich, wie e8 
die ſozialijtiſce Theorie vorausſagte, die wiriſchaftliche Entwickelung vollzogen. 
Der Reichtum der Einzelnen hat ſich ungeheuer geſteigert, die Kluft zwiſchen dem 
höchſten Reichtum und dem Durchſchnitizeinkommen der Maſſen iſt gewaltig ge- 
wachſen, von dem rieſig vermehrten geſellſ<haftlicen Wohlſtand ſind nur ganzg 
ſpärliche Broſamen auch den beſikloſen Klaſſen zu gute gekommen. Dieſe Ent- 
witelung <aratteriſiert da3 Erfurier Programm der Sozialdemokratie wie folgt: 
„Zmmer größer wird die Zahl der Proletarier, immer maſſenhafter die Armee 
der überſchüſſigen Arbeiter, immer ſchroffer der Gegenſaß zwiſchen Ausbeutern 
und Auzgebeuteten, immer erbitterter der Klaſſenkampf 3wiſchen Bourgeoiſie und 
Proletariat.“ So kam e8, daß auch die Teilerei, wenn man mit dem Schwindel 
der fozialiſtiſchen Feinde und Verleumder Ernſt machte, ſehr rentabel und außer- 
ordentlich verfüheriſch wurde. -- ; 

Nach der preußiſchen Statiſtik wurde 1901, von allen Steuerzahlern über 
900 Mark Einkommen, ein Geſamteinkommen von 8376 Millionen Mark ver- 
anſchlagt. Das Einkommen der Steuergahler über 3000 Mark war in den 
Jahren 1892 bi3 1901 von 3224 Millionen auf 4709,4 Millionen geſtiegen. Um 
nun regelrecht zu teilen, müßte man da3s Geſamteinkommen aller Preußen durch 
die Kopfzahl dividieren. Dies Geſamteinkommen läßt ſich aber aus der Steuer- 
Katiſtäit nicht ermitteln, weil die Einkommen der 20,6 Millionen Perſonen unter 
900 Mark nicht angegeben ſind. Unter 900 Mart bleibt da3 Durchſchnitt8- 
einfommen der Arbeiter, da38 auf 882 Mark berechnet ift. So müſſen wir uns 
mit der „Verteilung“ der Einkommen über 900 Mark behelfen. Das ergiebt auf 
den Kopf eine jährlich? Einnahme von 246 Mark oder für die fünfköpfige 
Familie 1230 Mark. Da nun die Einkommen unter 900 Mark bei der 

- Teilerei nicht miteingerechnet ſind, ſo würde ſich das DurchſchnittSeinkommen 
eine3 Arbeiter3 mit Familie (wenn man annimmt, daß dieje Familie bisher 
nicht3 verdient hat) von 882 Mark auf 2 1 11 Mark ſteigern. Bloß durch die 
Teilerei. Allerxding3 wäre dieſe eine Teilerei ein wenig ungerecht, denn die bi38- 
herige Millionsfamilie würde dann nür den Durc<ſc<hnitt von 1230 Mark er- 

- halten, während die Arbeiterfamilie, die bi3hex weniger als 900 Mark verdiente, 
die 1230 Mark zu dem hinzutun kann, was ſie viöher erwarb. Alſo laſſen wir 
vorweg den 3 646 527 Perſonen, die 1901 über 900 Mark verſteuerten, den 
Mindeſtſaz von 900 Marxrk und verteilen nur den Reſt. Dann ſind wir ſehr nahe 
der abſolut gleichen Verteilung de3 Geſamteinkommen3. Unter dieſer Vorau3- 
ſezung würden immer noch 150 Mark zur Verteilung auf den Kopf der 
34 Millionen preußiſcher Einivohner übrig bleiben, oder für die fünfföpfige 
Familie ein Mehr von 7 5 0 Mart gegen den biSherigen Zuſtand, d. h. faſt eine 
Verdoppelung der bisherigen Einkünfte. Jede Familie dieſes „gleich geteilten“ 
Staates würde etwa 1600 Mark Jahreseinkommen beziehen. Die Teilerei lohnt 
fich für die Maſſe der Proletarier! “ 

R. E. May, ein bürgerlicher volk8wirtſchaftlicher Schriftſteller, berehnet 
K(Schmollers Jahrbücher, 1903, I1. Heft) da3 dentſche Geſamteinkommen im 
Jahre 1900 auf 31 165 Millionen Mark, das der Arbeiter auf 12 500 Millionen 

Marxrk, welche lehteren von 44 174 000 Erwerbzötätigen „verdient“ werden und
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in3geſamt 26 780 000 Perſonen exnähren müſſen. Auf den Kopf der Geſamt- - 
bevölferung entfällt alſo eine Einnahme von 556,5 Mark, dagegen auf den Kopf 
der Arbeiterbevölkferung allein 460 Mark. Auch nah dieſex Rechnung wäre der 
„Gewinn“ einer fünflöpfigen Arbeiterfamilie aus der „Teilerei“ eiwa 500 Mark. - 

Noch ſchöner würde die Teilerei ausfallen, wenn wirx etwa die Stadt Berlin 
gleihmachten. Da3 „Statiſtiſche Jahrbuch der Stadt Berlin“ berechnet das Ein- 
fommen pro Kopf der Berliner Bevölkerung für 1899/1900 auf 817,53 Mark 

(in den 4 Vorjahren rüdwärt3 gerechnet: .806,-- Mk,, 783,03 Mk., 767,42 M., 
770,34 Mk). In Berlin müßten mithin bei gleicher Verteilung 
auf die fünfköpfige Familie 4087,65 Mark Jahreseinkommen ent- 
fallen. Ein ganz vorzügliches Geſchäft, wenn man bedenkt, daß im Jahre 190k 
der Durchſchnittzlöhn im Bereich der Nordöſtlichen Baugewerb3-Bexrufsgenoſſen-. 
ſchaft 839,85 Mk., im Geſamtdurchſchnitt des Baugewerbes 691,62 Mk. betrug. 

Noc<h viel herrlicher aber wird die Teilerei, wenn man nun auch das Ver- 
mögen redlich teilt, dabei müſſen die Vermögen unter 6000 Mark außer acht 
bleiben, denn ſie werden von der Steuer nicht mit betroffen und ſind de3halb nicht 
feſtzuſtellen. Verteilen wir aber das Vermögen über 6000 Mark in Preußen- 
ſ9 entfällt auf den Kopf 2056,3 Markt. Jede preußiſhe Arbeiterxfamilie von 
fünf Vätaliedern erhält folglich mit einem Schlag ein Vermögen von mehr als 
10 000 Mark, odex. einen jährlichen Zin8gewinn von 400 Mark. Eine Verteilung 
des Berliner Vermögen3 (ohne die nicht ermittelten Vermögen unter 6000 Martk). 
erzielt wiederum ein außerordentlich günſtiges Reſultat. 1901 wurde im Stadt- 
kreis Berlin 8103 Millionen Vermögen zur Steuer veranſchlagt, da3 iſt auf ven 
Kopf 4263 Mark, auf die fünfköpfige Familie ein Vermögen von 21325 
Mark, oder ein jährliher Zin8gewinn von etwa 850 Mark, Jeßt 
find in Berlin 199 420 ſteuerpflichtige Perſonen mit einem Ginkommen von 660 
bis 900 Mark eingeſchäßt, 143 010 mit einem ſolchen von 420 bis 660, 218 066 
zu einem EGinfommen unter 420 Mark veranlagt. Alle dieſe Perſonen, wie 
überhaupt ſo ziemlich die gange Arbeiterſchaft Berlins würde alſo bei einer 
gleichen Verteilung de8 Berlinex Vermögen38 mit ihrem arbeitsloſen Zins= 
einfommen ebenſo viel „verdienen“, wie jeht mit ihrer aufreibenden Arbeit. 

Ein ganz verteufelte3 Märchen, das vom ſozialdemökratiſchen Teilen! Erſt 
hat man e3 erfunden, um nachzuweiſen, daß ſich die Teilerei nicht lohnt. Und 
nun weiß man nicht, wie man e3 wieder los8 werden ſoll, nachdem es ſo gefährlich 
geworden, wenn es beim Wort genommen wird. Im „Sozialiſtenſpiegel“ würgt 

Eugen Richter auf meuchleriſche Weiſe ſein eigenes Kind ab, da3 herangewacſen, 
gegen den Erzeuger die Hand erhebt. 

Das Vermögen wird überhaupt nicht mehr geteilt. E3 iſt völlig vergeſſen, 
daß e3 ſo etiva3 wie ein Vermögen in der Welt giebt. Gugen Richter fennt der- 
gleichen gar nicht mehr. Aber auch das Einkommen wird nicht mehr verteilt, 
nur ein verſchrumpelte3 Zerrbild der alten Teilerei wird vorgeführt. 

In ſeiner Schrift „Die Irrlehren der Sozialdemokratie“ (1890)| verteilte 
Eugen Nichter noch alles Ginkommen gleichmäßig. Damals „berechnete“ er auf 
Grund der preußiſchen Steuerſtatiſtik von 1889/90, daß bei gleicher Verteilung 
auf die Familie (HauSshaltungsvorſtand) im Zukunftsſtaat genau 842 Mark 
entfallen würden, und er fügte jubelnd hinzu: „Unter der ſozialdemokratiſchen 
Weltordnung würden bei gleicher Verteilung de3 Einkommens ſehr viele ſozial- 
demokratiſche Arbeiter in den Großſtädten . » - durchaus ein geringeres Ein- 
kommen erhalten, al8 fie zur Zeit unter dem „Ausbeutungsſhſtem“ beziehen; 
vdenn ein Jahre3einkommen von 842 Mark ergiebt noch nicht einmal einen Tage- 
lohn von 3 Mark.“ Die ſozialvemokratiſchen Maurergeſellen in Berlin hätten 
aber 1889 wodenlang geſtreift, weil ihnen ein Tagesverdienſt von Z-Mark zu 
gering war. Wie wir ſehen, beträgt jekt bei ungefähr gleicher Ber'te*xlung das 

Durchſchnitt3einkommen einex Familie 4600 Mark. Darum „teilt“ Eugen 
Richter nicht mehr, ſondern erſinnt eine noch größere Dummheit. 
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Ee Zm* Produktion des neuen Spuk3 hat er eine neue Gäukelei erſonnen: die 

- Geſchichte von der ſozialdemokratiſchen Theorie, daß alle Leute, die mehr als 
3000 Martk Einkommen haben, „Ausbeuter“ ſeien. (Siehe unter „Ausbeuter“.) 
Da nun die Sozialdemokratie bloß die „Ausbeutung“ beſeitigen wolle, ſo dürfen 
alſo auch im Zukunftsſtaat die Perſonen, die biSher mehr al3 3000 Mark ein- 
nahmen, 3000 Mark behalten. Der Reſt wird dann verteilt. Wörtlich heißt e2: 
„Beläßt man ſomit den 450 000 Cenſiten, welc<e ein Einkommen von mehr als 
3000 Mark beziehen, zunächſt 3000 Mark, ſo verbleibt ein Einkommen von 2750 
Millionen Mark. Das ergiebt auf den Kopf der Bevölkerung von 34€/. Millionen 
Köpfen ein Ginfommen von 83 Mark, Auf einen Cenſiten kommen durchſchnitt- 
lich 3,25 Angehörige. ' Danach ergeben ſich für die durch]cl)mttllck)e Hau2haltung 
3'/« X 83 = rund 269 Mark. 

Auch dieſes Verfahren bietet ja immer noch einen gang hübſchen Zuwach3 
für die Arbeiterfamilie, eine Lohnerhöhung von mehr als 25 Prozent. JIm 
Übrigen iſt das aber eine nette Teilerei! Nein, wir beharren auf dem alten 
Märchen des gleichen Teilen3. Das iſt die Teilerei eine3 Viehhändler8. 450 000 
Cenſiten ſollen nach dieſex Methode de3 Teilen3 je 3000 - 83 Martk erhalten, 
der ganze Reſt aber nur da3 jezige Einkommen, um 83 Mar? vermehrt. Solc<he 
Teilerei ifr Betrug. Sie iſt die abſolute Ungleichheit. Sie ſchafft eine Minder- 
heit mit einem Einfommen von 3083 Mark und eine große Mehrheit mit etiva 
einem EGiniommen von 983 Mark oder noch wemger 

Eine außerorvdentlich luſtige Poſſe: Wie ein Menſc< von ſeiner e1ge11en Luge 
Umgebracht wird! Das Märchen von ver ſozialiſtiſchen Teilungsſucht ſollte die 
Sozialdemokratie widerlegen uns nun widerlegt es den KapitaliSmus, 3u deſſen 
Schutz es erſonnen waxr, 

.  Derx „Sozialiſtenſpiegel“ bringt die grauſame Verſtümmelung und die mtual- 
mörderiſche Abſchlachtung des einſt ſo kräftig blühenden Schwindel3. E iſt ein 
magerer Troſt, daß den Arbeitern nun vorgerechnet wird, daß ſich auch die 
unteren Einkommen langſam heben. In der Tat, ſehr langſam! Nach einigen 
Jahrhunderten wird da3 Proletariat bei folcher Entwi>lung ein Steigen ihres 
Einkommens3 um ein paar Steuerſtufen „erleben“. . Darauf kann da3 Proletariat 
und die Sozialdemokratie aber nicht warten, denn inzwiſchen türmen ſich die 
Millionen der Beſizenden immer raſcher und höher, ſie wachſen in den Himmel, - 
während uniten in weiten Zeiträumen dem Land der Maſſen fpärlicher Zuwach3 
fich exrhebt. Zudem exrweiſt die amtliche Statiſtik, daß troß des ſtarken An- 
wachſen3 der Vermögen gerade in Periodven lebhaften wirtſc<haftlichen Aufſchwungs 
„die ergänzungsfieuerpflichtige (vermögenöſteuerpflichtige) .B e - 
völferung von Jahr zu Jahreinen geringeren Brudteil 
derGeſamtbevölferung au3madc<t.. Im ganzen Siaate (Preußen) 
nämlich umfaßten ſie in den Jahren 1895: -14.05, 1896: 13.97, 1897: 13.93 
Und 1899: 13.88 vom Hundert der Bevölkerung (Oberregiexungsrat Evert in 
der Zeitſchrift des königlich preußiſchen ſtatiſtiſchen Bureaus 1901, S. 218). 
Das iſi die ſozialiſtiſche Verelendungstheorie, in königlich-preußiſchen Zahlen: 

Eilenzölle. 

Durch da3 Fehlen zweier Mitglieder der „xyrecfinmgen Volk8harkei“. wurde 
it der Zollkommiſſion vereitelt, daß die Eiſenzölle in. die zweite Leſung und 
damit zum Scheitern kamen. Vorausſichtlich wäre vann auch -der Antrag Kardorff 
unmöglich geweſen. Der. „Sozialiſtenſpiegel“ ſucht die pflichtvergeſſenen Partei- 
genoſſen. durch die einfältige --- in dev zweiten-Auflage weggelaſſene -- Auzrede 
zu enilaſten, vdaß auch ſec<3 Mitglieder von der. Mehrheit gefehlt hätten. . 

4 - Um ſfo ſ<limmer war das Verhalien der Freiſinnigen, die dieſe günſtige 
Gelegenheit verſäumten, die deutſche Giſeninduſtrie von ihrer ſc<werſten Belaſtung 
zu befreien und zugleich das agrariſch-induſtrielle Zollkartell zu ſprengen. |
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Expropriation. 

Die Sozialdemokratie macht kein Hehl daraus, daß ſie das Großlapital . 
(Großfinang, Großinduſtrie, Großgrundbeſiß) in Gemeinbeſiz überführen, das 
iſt: expropriieren will. Das iſt nichts Unerhörte3, ſonderxn wird durch die wirt- 
ſchaftliche Entwidelung unvermeidlich gefordert.. Scon dver heutige Staat 
wird vielleicht einmal gegzwungen werden, im Jntereſſe ſeiner Selbſterhaltung 
die Übermächtig gewordenen Kapitalöherrſcher zu verſtaatlihen. Schon Heute 
regiert der Staat nicht den Kapitali3mus, ſondern er wird von ihm regiert. Mitk 
dem Wach3tum der kapitaliſtiſhen Entwiclung werden die Großbanken, Jnduſtrie- 
truſt8 und Landmagnaten den Staat in ihre Abhängigkeit bringen und ihn - 
zum Spiel ihrer Willkür erniedrigen und auflöſen. Es iſt alſo gar nicht aus- 

geſchloſſen, daß ſchon der Klaſſenſtaat vor die Entſcheidung geſtellt wird, 
wie er ſich der tötlichen Umflammerung durch das Kapital entziehen könne. 

Die Sozialdemokratie „m a <t“ nicht die Expropriation, ſondern ſie wird 
ihr aufgedrängt. Da3 Gemeinwohl iſt da3 höchſte- Geſes. Heute expropriiert 
das Kapital die Maſſen, e3 ſhafft beſizloſe Proletarier, zerſtört Handwerk und 
Kleinbetrieb; die ſozialiſtiſche Expropriation wird nicht3 ſein wie die Zurüsgabe 
des geraubten Beſikes durch die Geſamtheit an jeden Einzelnen. 

-In der Schilderung der Expropriation arbeitet der „Sozialiſtenſpiegel 
wieder mit einerxr gangen Müllgrube von Fälſchungen. Kautsky empfiehlt in 
ſeiner Schrift „Am Tage nach der ſozialen Revolution“ ſtatt der Konfiskation 
die allmähliche Ablöſung; und zwar vornehmlich im Jntereſſe der Uleinen Beſißer, 
die nicht expropriiert werden follen! -„Die direkte Konfiskation der Kapitalien 
beixifft alle, die kleinen und die großen, die der Arbeitsfähigen und der 
Arbeitskräftigen, -in gleicher Weiſe. Es8 iſt bei dieſer Methode ſchwer, oft uns 
möglich, die großen Vermögen von den kleinen, mit jenen in denſelben: Unter- 
nehmungen zuſammen angelegten Geldfapitalien, zu trennen“ (Kautsky, - 
a. a. O. S. 13). Alſo: Keine Konfiskation, um die Vermögen der kleinen Leute 
zu ſchonen! Wa3 macht Eugen Richter daraus? JIm „Sozialiſtenſpiegel“ iſt zu - 
lefen: „Gine allgemeine Konfiskation würde auch die Erſparniſſe der kleinen 
Leute konfiszieren. Aber auc< hier hat Kautsky ein ſehr einfaches Mitter 
gefunden, unter dem Schein der Ablöſung in Wahrheit eine Konfiskation zu 
bewerkſtelligen. Das3 ſämtliche kapitaliſtiſche Eigentum nimmt, wie ex ausführt, 
die Form von öffentlichen Schuldverſchreibungen an. Man kann als8dann eine 
progreſſive Einkommenſteuer, eine Vermögen3- und Erbſchaftsſteuer beliebig hoch 
ſc<hrauben, ohne daß Sieuerdefrxaudationen möglich find.“ 

Die Fälſchung eine38 Reichskaſſenſcheines iſt nicht8 dagegen: Kautsky ſchlägt 
die allmähliche Ablöſung der hohen Vermögen durch ein entſprechende3 Steuer- 
ſyſtem vor, damit die kleinen Vermögen unangetaſtet bleiben können; Richter 
lügt, daß „aber auch hier“ -- alſo bei den kleinen Vermögen, durch die Steuer- 
ſchraube die Konfiskation allmählich dur<geführt wird. Dieſelbe Methode devr 
Fälſchung hat Eugen Richter ſchon bei der von ihm erlogenen Expropriation dex 
Kleinbauern angewandt. Na Kautsky giebt eben das Ablsſungsſyſtem 'gerads 
das einzige Mittel an die Hand, durch Freilaſſung von der Siteuer den Üeinen 
Beſiß zu ſchonen, und nur den großen Beſiß zu enteignen. ; ? 

Nach gethaner Fälſchung begiebt ſich dann Eugen Richter wieder aufs Feld 
ſeiner urkomiſchen kapitaliſtiſchen Philoſophie. Er fragt, ob es denn wahr wäre, 
daß nur eine tleine Zahl Gigentümer der Produktionzmittel wäre. 

Und er re<hnet: Nach der Berufs8zählung vom 14. Juni 1895 hat e3 in der 
Landwirtſchaft mit Angehbrigen 9 127 128 ſelbſtändige Perſonen gegeben, 
in Jnduſtrie und Bergbau 5616986, in Handel und Verkehr 
2 572 800. „Weit über 17 Millionen find alſo ſc<on als ſelb- 
jtändige Gutsbeſißer, Bauern, Fabrikanten, HSandwerbsmeiſter, .Kauf- 
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Leute, Eigentümer der Produktionzmittel.“ Man beachte die pracht- 
volle Methode. Eben rechnet er die Ungehörtgen hinein, um die 17 Millionen 

-- herau8zubekommen und dann werden =- ein3, ziwei, drei, ohne doppelten Boden 
- und Apparate -- ſelbſt die angehörigen Säuglinge Gutsbeſikzer, Fabrikanten, 

Beſitzer der Produktion3mittel. Laſſen wir die Angehörigen aber fort, ſo bleiben 
Übrig als Selbſtändige in dex Landwirtſchaft 2 568 725, in der Jnduſtrie 
4 774 375, in Handel und Verkehr 843 557, zuſammen rund 5,2 Millionen Selb- 

“ ftändiger, zu denen in denſelben drei großen Berufs8gruppen 700 000 Angeſtellte, 
- 12,7 Millionen Lohnarbeiter und 1 Million Dienſtboten kommen -- zuſammen 

gegenüber 5,2 Millionen Selbſtändiger faſt das Dreifache: 14,4 Millionen 
Nichtbeſizer von Produktionsmitteln. Außer acht blieben dabei die tatſächlich auch 
„Unſelbſtändigen“ 287 389 HauzSinduſtriellen mit 55 000 Gehilfen. Da3 weſent- 
liche Kennzeichen der wirtſchaftlichen Entwikelung iſt aber das ſtarke Anwachſen 
der Unſelbſtändigen gegenüber den Beſizern. Darüber giebt folgende Tabelle 
Uußkunft Auf 10 000 Erwerbztätige kamen 

; Selbſtändige Angeftellte Arbeiter 
1882 3203 6607 
1895 2894 329 6777 

Zu- reſp. Abnahme --309 4-139 -4-170 
ÄAÄlſo: Abnahme der Selbſiändigen, Zunahme der Abhängigen! Das3 Bild 

wird noc<h ſchärfer, wenn man nur Jnduſtrie und Handel allein berückſichtigt. 
Von 10 000 Erwerbztätigen in der Induſtrie waren 1882 3441, 1892 2490 
felbſtändig; Abnahme 951. In dem gleichen Zeitxraum wuchſen die Angeſtellten 

- auf 10 000 um 163, die Arbeiter um 788. 
Im Handel ſanken die Selbſtändigen von 4467 auf 3607, Abnahme aukf 

40 000 860. Dagegen ſtieg die Verhältni3zahl der Angeſtellten und Arbeiter 
um 218 und 642. 

Aber ſehen wir un2 die 5 200 000 Richterſchen Veſiker der Produktion3mittel 
an, die von den 17 Millionen übrig geblieben ſind. In der Landwirtſchaft 
werden 2,6 Millionen „Beſiber der Produktionsmittel“ gegählt. Nun giebt es 
.aber nach der Statiſtik 3,2 Millionen landwiriſchaftlicher Betriebe unter 2 Hektar 
und 1 Million von 2 bis 5 Hektar. Ein landwirtſchaftliches „Produktion3mittel“ 
bis zu 2 Hektar bedeutet niemal3, eine3 bis zu 5 Heitar ſelten „Selbſtändig- 
keit“., Dieſe Zwergbauern ſind, auch wenn ſie unter die Selbſtändigen gegählt 
werden, durch ihren Nebenberuf, der in Wahrheit für ſie der Hauptberuf iſt, 
RLohnarbeiter! Nicht_anders ſteht e3 mit den ſelbſtändigen „Beſizern der Pro- 
Dduktion3mittel" in Jnduſtrie und Handel, ſoweit es ſich um die kleinen und 
Heinſten Eigentümer handelt, Handwertker, Krämer. 

Profeſſor Rauchberg (Die 'Beruf3- und Gewerbezählung im Deutſchen 
Reiche vom 14. Juni 1895, Berlin 1901), ſieht ſich die 5,2 Millionen ſelb- 
Ftändiger Beſigzer der Produktionsmittel etwas genauer an als8 der Phantaſt der 
Gegenwarizherrlichfeit =- die Gegenwart iſt für Cugen Richter die beſte aller 
Welten =- und er kommt zu folgendem EGrgebni3: 

Von 100 Selbſtändigen entfallen auf:? 
Vermögende Unbemitielie Mittelklaſſe 

Snduſtrie 2,06 77,39 20,55 
Handel und Verkehr 0,79 737 69 25, 52 
Landwirtſcha aft 1 1 34, 64, 

Beſikloſe Beſiter der Vroduktwn?-nnttel find ein W1derfpr1tch in flc[') Zieht 
man dieſe beſizloſen Beſizer von den 5*?/. Millionen ab, ſo verbleiben: in der 
"“Snduſtrie 0,4 Millionen, in Häandel und Verkehr 0,2 Millionen und in der Land- 
wirtſchaft 1,7 Millionen, zuſammen 2,3 Millionen. Die 17 000 000 Produktion35- 
mitiel-Gigentümer EGugen Richter3 ſc<hrumpfen ſomit auf 2 300 000 zuſammen, 

von denen die Hälfte auf die Landwirtſchaft entfällt. In JInduſtrie und Handel 

find 600 000 Perſonen die ganze Herrlichkeit an wirklihen „Selbſtändigen“.
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Indeſſen, auch dieſe Zahl ſhließt immer no<h die Mtttekklaffe ein, deren Sell)- 
ſtändigkeit, d. h. Unabhängigkeit vom Kapital, ſehr zweifelhaft iſt. Beſchränkt 
man ſich auf die vermögenden Produktion3mittel-Eigner in Znduſtrie, Handel 
und Landwirtſchaft, ſo iſt der Rückſtand: Induſtrie 40.000 Perjonen, Handet 
6400, Landwirtſchaft 31.000 Perſonen. 77400 Perſonen, da3 jind 
die wirklichen Inhaberxr de3 geſellſchaftlichen Reichtum3s 
und die mächt'igen Beherrſc<er dver kapitaliſtiſchen Wirt- 
fc<aft, dieſe 77 400 Rerſonen aber find zugleich da3s Objekt der Expropriation. 
Von 17 Millionen =- auf 77 400, da3s bleibt übrig, wenn man das Zahlen- 
gewäſſer Richter3 verdunſten läßt und den feſten Kexn gewinnt.. 

Indeſſen, Euger Richter ſind nicht einmal die 17 Millionen genug; das 
Intereſſe an dew Gegenwartsſtaat muß noch größer ſein, und ſo leiſtet er fich 
folgende Entlarvung: 

„Aber nicht allein dieſe 17 Millionen ſind - Gigentümer. Hierzu komimen 
alle Dienenden, Gehilfen, Arbeitnehmer, welche unter den Unſelbſtändigen 
einen Anteil haben an Produktionzmitteln, und wäre e3 auch nur in Form 
von Spareinlagen, iwelche bekanntlich auch werbend angelegt find. Allein in 
Preußen find 6527 337 JInhaber von Sparkaſſenbüchern, welche zufammen 
4 000 671 650,59. M. beſitzen, alſo über 4 Milliarden.“ 

Da3 läßt. ſich das arme Dienſtmädchen, das 100 Mark in der Sparkaſſe 
ſtehen läßt, der Arbeiter, der für ſeine Kinder 10 Mark angelegt hat, der Volk8- 
ſchullehrer, der vielleicht gar einmal eine Aktie erſtanden hat, wohl nientals 
träumen, daß ſie in der Phantaſie Eugen Richter3 groß und Herrlich daſtehen 
als ſelbſtändige Mätteilhaber der Produttionzmittel, gang wie der Großgrund- 
beſißer, der Induſtrieherr, der Bank - Milliardär1 DaZ iſt die wildeſte Gleich- 
macherei, die jemal8 aus8gedacht worden iſt. Eugen Richter ſchilt den Zukunfts- 
ſtaat wegen ſeiner Gleichmacherei, ex ſelbſt aber macht ſhon im Gegenwartsſtaat 
den Nabob gleich dem Bettler. 

Die Sparkaſſen-EGinlagen, für die Gugen Richter ſich ſchow al3 Vater der 
berühmten Sparagne3 intereſſiert, betrugen 1900 nicht bloß 4 Milliarden, ſondern 
5,7 Milliarden. Von den Sparkaſſenbüchern aber haben 28 Proz. nur eine EGin- 
lage bis 60 M., weitere 15,3 Proz. bi3 150 M., 13,7 Prozg. bis 300 M. =- 
alſo einfache Bettelpfennige, die Eugen Richter nicht3deſtoweniger zum „Pro- 
duktion3mittel“ befördert. Andererſeit3 werden aber auch Vermögen in Spar- 
kaſſen angelegt. 36 000 Sparkaſſenbücher enthielten Beträge über 10.000 M., 
Die Geringfügigkeit der großen Maſſe der Spareinlagen läßt e3 al3 ganz gleich- 
gültig erſcheinen, aus welchen Kreiſen ſie ſtammen. Feſt ſteht die Tatſache, daß 
in der wirtſchaftlichen Kriſis,: der Arbeitsloſigkeit die Sparkaſſen-Ginlagen zu- 
genommen haben, die ſich damit folglich nicht als Gradmeſſjer des WohlftandeS. 
ſondern de3 Niederganges erwieſen haben; kleine Kapitaliſten zogen es in dieſer 
Zeit vor, die zwar niedriger verzinslihen, aber ſicheren Sparkaſſenbücher zu 
kaufen. 

- Dieſe ganze Erſparni3-Statiſtik aber, die Gugen Richter ſeit jeher für das 
ſtärkſte Bollwerk de3 fapitaliſtiſchen Staate3 hält, iſt eine ganz unweſentliche 
Erſcheinung. Mag ſein: 5,7 Milliarden haben die 34 Millionen Preußen als8 
Sparertrag ihrer Arbeit und .ihres Leben3 aufgebrac<ht. In lumpigen vier 
Jahren aber iſt dasz Vermögender Reichen in Preußen .um mehr 
als 6 Milliarden geſtiegen! Da3 zur Veranlagung gelangte fteuer- - 
bare (über 6000 Mark) Vermögen in Preußen betrug 1899 rund 69,9 Mil- 
liarden (1895 63,7 Milliarden). Was bedeuten demgegenüber die 5,7 Milliarden 
der Millionen kleiner Sparer! Die paar Reichen häben in 4 Jahren mehr zu 
ihrem Vermögen „hinzugeſpart“, 'al38 das ganze Vermögen de3 Volkes betrögt. 
Für die Richtigkeit der ſozialiſtiſchen Auffaſſung iſt obendrein -ein. Beweis, daß 
dieſe ungeheure Zunahme derx Vermögen in 4 Jahren um mehr als 6 Milliarden 

8 
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- faft ausſchließlich auf die großen Zenſiten (die über 3000 M. Einkommen ver- 
fteuern) enifällt, die 1895 erſt 42,5 Milliarden, dagegen 1899 bereit3 
48,3 Milliarden beſaßen. Die Vermögen der kleinen Zenſiten (Einkommen 
unter 3000 M.)beſaßen dagegen 1895 21,3 Milliarden, 1899 nur 21,6 Mil- 

- Hliarden = 0,3 Milliarden mehr. Die rxund 70 Milliarden „großen“ Vermögen 
beſaßen 312 992 Zenſiten, die 21?/; Milliarden „kleinex“ Vermögen verteilien 
ſich auf 908 884 Zenſiten. 

Dieſe Zahlen <arakteriſieren den kapitaliſtiſcen Staat: Hier eine kleine 
Anzahl von Perſonen, die Milliarden kommandieren, dort die Maſſe, die um 
Pfennige ſtirbt. Die Sozialdemokratie will dieſe fur<htbare Ungleichheit durch 
Umgeſtaltung der Recht2- und Wirtſchaft3ordnung beſeitigen; Eugen Richter 
aber ſchafft die Ungleichheit dadurc<h aus der Welt, daß er verkündei: Jhr ſeid 
ja ſchon alle gleich, ob Jhr nun ein Sparkaſſenbuch mit 50 Martk beſikt oder ein 
Einkommen von 20 Millionen verſteuert =- Beſiker der Produktionsmittel1 

Familienleben im Zukunftsstaat der Sozialdemokratie. 

Richter findet das Familienleben im heutigen Staatk ſo unvergleichlich erhaben, 
daß er bittere Thränen über ſeine Zerſtörung dur<h Bebel vergießt. Da werden 
im Zukunftsſtaat die Kinder vollſtändig von den Eltern getrennt und auf Staat3- 
rechnung erzogen, höchſtens Sonntags dürfen ſie zu den Eltern kommen, „wie 
jebt die Kadetten“. „Gine gemeinſame Maßlzeit giebt e3 weder Sonntags8 noch 
Werktag3 im eigenen Heim“ =- und was3 der Greuel mehr ſind. Die „Zukunft3- 
villa“ biete dven Menſchen „nicht einmal ſo viel, wie ſich einem Chambregarniſten 
in der gegenwärtigen Geſellſchaft3ordnung bieiet“. Wir laſſen Richter ſich 
zitatenfälſchend für den „individuellen Kochtopf“ begeiſtern und begeben un3 in 
die reine und klare Luft Bebel38, um an ein paar Sätßen ſeine3s Buches über die 
„Frau“ zu zeigen, wie ſich Bebel denkt, daß die ſozialiſtiſche Geſellſ<haft ſich das 
Erziehung3weſen freiwillig einrichtet (nicht: zu welc<hen Einrichtungen ſie dur< 
Polizei und Büttel gezwungen werden ſoll, wie Eugen Richter fabuliert) : „So- 
bald da3 Kind größer geworden iſt, harren ſeiner die Alter8genoſſen zu gemein- 
ſamem Spiel unter gemeinſamer Obhut. Alle8, was nach dem Stande der Ein- 

- ficht und de3 Bedürfniſſe3 für ſeine geiſtige und körperliche Entwi>elung geleiſtet 
werden kann, iſt vorhanden. Jeder, der Kinder beobachtet hat, weiß, daß die- 
jelben am leichteſten in ihre3gleichen erzogen werden . .. Den Spielſälen und 
Kindergärten folgt die ſpielende Ginführung in die Anfänge de3 Wiſſen3 und der 
verſchiedenen gewerblichen Tätigkeiten. E folgt angemeſſene geiſtige und körper- 
liche Arbeit, verbunden mit gymnaſtiſchen Uebungen und freier Bewegung auf dem 
Spiel- und Turnplaßt, auf der EiSbahn, im Shwimmbad . .. Da iſt wieder 
ein Kapitel, über das unſere bürgerlichen Ordnung3männer entrüſtet ſind. Die 
Schule ſoll zur Kaſerne gemacht, den Eltern ſoll jeder Einfluß auf ihre Kinder 
genommen ſein, rufen die Gegner. Von alledem iſt gar keine Rede. Da in der 
künftigen Geſellſchaft die Eltern ein unendlich größere3s Maß freier Zeit zur Ver- 
fügung haben, als dies gegenwärtig bei der ſehr großen Mehrzahl der Fall iſt... 

-fo können ſie ſich ihren Kindern in einem Maße widmen, wie e3 heute unmöglich 
iſt. Außerdem haben die Eltern die Anordnung de3 Exrziehungöweſens in der 
Hand, denn ſie beſtimmen die Maßregeln und Einrichtungen, die getroffen 
werden ſollen. (Bebel, „Die Frau“, 34. Aufl., S. 412 ff.) 

So wird das Familienleben der Zukunft ausſehen. Ueberlaſſen wir Richter 
da3 Vergnügen an dem Familienleben der Gegenwart, in dem die Kinder =- ſo 
weit die Schule ſie nicht den geplagten Eltern abnimmt -- nur ein läſtiges Uebel 
find und nur ganz wenige vom Glü> Erwählte eine frohe Jugend und eine weiſe 
Erziehung genießen! Ueberlaſſen wir Eugen Richter auch dieſes „häusliche 
Heim“ der Gegenwart, in der die große Mehrzahl der ſtädtiſchen Familien in
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einem Zimmer hauſen, 'oft mit fremden Schlafburſchen zuſätmen, in dev g'etxnfie 
[andltche Schnitterquartiere . von einem Arzt al8 „Bordelle“ begeichnet worden: 
jind, in der (1900) 34 000 Kinder des pxeußxfchen Staates Zwangserziehung2-. 
Anſtalten überwieſen wurden und in der im Deutſchen Reich - (1900) 48 65'7] 
jugendliche Verbrecher verurteilt wurden, davon 9011 bereits vorbeſtraft. - 

Vebrigens3 gelingt es Eugen Richter, doch auch eine neue Albernheit über den 
Zuchthausſtaat der Zukunft zu erfinden. Er verſicherxt, daß niemand dann ein- 
Buch oder ein Kunſtwert al3 Privateigentum beſizen dürfe; das ſei „unzuläſſiges 
Eigentum“. Die Ritualmord-Phantaſie des Dreſchgrafen Püdler iſt übertroffent 
Nun aber fälſche Eugen RNichterx wenigſtens auch das zugehörige Zitat, aus dem 
bervorgeht, daß es iw Zukunftsſtaat feinen Beſik an Gebrauc<s- und Genußz 
gütern geben dürfe. Das hat er in der Eile vergeſſen. 

Der Sozializmus will das Privateigentum an Produktionsmitteln in - den 
Beſis der Geſamtheit gerade zu dem Zwe> Überführen, um jedem ein reiches 
Eigentum an Gebrauch8- und Genußgütern zu ermöglichen, ſtatt der fkahlen 
Wohnhöhlen der Gegenwart behagliche und künſfileriſche He'unftéitten zu gewährenz 
es wird Eugen Richter -gewiß nicht * ſchwer fallen, einen fozta(demoké:atifihen 
Schriftſteller zu erfinden, der verlangt: die prächtigen Schlöſſer, in denen die 
heut1ge Menſchheit wohnt- in fc[)mucklofe ZUchthauSzellen ZU verwcmdeln[x “ 

-koj-ebbemj Bulmbad. 

Die reaftionäre Entwic>elung 'der Fre1finmgen Volkspärtei it fowett vor- 
geſchritten, daß bei der ' Nachwahl . (1902). in Forc<heim-Kulmbach diePartei, 
die noch 1898 3228 Stimmen erhalten .hatte,.- mitten im. Kampfe um den 
Zolltarif auf eine. eigene Kandidatur - verzichtets .. und. gleich in der Haupts 
wahl den nationalliberalen Zollparteiler unterftüßte. . Der „Sozialiſtenſpiegel* 

. ſucht vie Aufmerktſamkeit von dieſem ſchmählichen Verhalten dadurc<h abzulenken, 
daß er die Sozialdemokratie- beſchuldigt, ſie hätte durch Aufftellung eines eigenen 
Kandidaten verhindert, : daß“ eventuell der Volksparteiler in die Stichwahl kam. 

Das Zauberkunſfiſtü vermag die Sozialdemotratie docl) nicht, ſelbſt wenn fie 
wollte, für einen freiſinnigen Kandtdaten einzutreten, der ja nicht aufgeſtellt iſty 
den es gar nicht giebt. 

Eugen- Richter er[)ebt ſeit- Jahren - den kraukhaft-Unfinmgen Anfſpruch, die 
Sozialdemokratie ſolle „in . fe[bfttnovdem]cl)e): Abſficht“ ſtatt ihren Kandidaten 
den freiſinnigen Volksparteilern in die Stichwahl helien =- um die Reaktion ZU 
befämpfen. Die Sozialdemokratie hat allezeit ihre. Pflicht gegen- die „Reaktion“ 
erfüllt, indem ſie bei der Stichwahl für den Volksparteiler al8: da3 kleinere Uebel 
eintrat. Umgefehrt hat die Bolfspartex, die lächerlichex Weiſe die Unterſtüßung 
der Sozialdemokratie für ſich ſchon: in der Hauptiwahl verlangt, bei allen Stich- 
wahlentſcheidungen :zwiſc<en den PBarteien der Rechten, de3 LCentrums,- der 
Nationalliberalen auf der einen, der Söozialdemokratie auf der andexen Se1te 

den Ausſchlag zu Gunfken der Reatktion gegeben. - 

Frauen in der Sozialdemokratie, 

Von der ſozialiſtiſchen Auffaſſung über die Frauenfrage weiß Eugen Richter 
nicht3 andere3 zu vermerken als8 ein paar mehr oder minder geſ<madvolle, mehr 
oder minder harmloſe Bemerkungen, Spöitereien; Angriffe, die: gelegentlich auß 
ſozialdemokratiſchen Parteitagen oder in der -Preſſe gefallen. Von freiſinnigen 
Barteitagen können wir freilich keine Redeblüten hadernder Frauen wieder- 

geben, erſten3 weil dieſe „Parteitage“ hinter -verſchloſſenen. Thüren tagen unö 
- gwertens3, weil ſie feine Frauen als Delegierte entſenden. 

'Die „Freiſinnige -Volkspartei“- bietes ihrer „holden We1bl1>)ke1t“ kedjgltcß 
Gedichte von Albert Träger-.und Vierreden von Alexander Meyer, -Die freiſinnigen 

]* 
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Unternehmer ſtellen außerdem Madazew als billigere 05 willigere Arbeitskräfte 
- ein; die Berliner Konfettion iſt durchweg freiſinnig und bezahlt die elendeſten 

Hungerlol)ne Al3 1896 gelegentlich de3 großen Berliner Konfektionsſtreiks 
- felbſt die Nationalliberalen ihre Sympathien mit den armen Arbeiterinnen 

- äußerten, ſprach von der Freiſinnigen Volks3partei kein Redner im Reichstage zur 

Fnterpellation Heyl. Da> erklärte das Richterſche AB C - Buch damit, daß 
zufällig der dazu '„beſtimmte Redner anderweitig parlamentariſch verhindert war“. 
Aber auch wenn ein Redner zur Verfügung geweſen wäre, ſo nehme die Frei- 
finnige Volkspartei „grundſäßlich zu ſchwebenden Streiks keine Stellung“, Dieſen 
hübſchen Grundſaß bezahlen die freiſinnigen Berliner Konfektionäre mit ihren 
Parteibeiträgen! Auch ſpäter wehrte ſich Eugen Richter gegen jede Ginſchränkung 
der ruchloſen Ausbeutungswirtſchaft der Berliner Konfektionäre; ſo am 24. Juni 
1897 bei Gelegenheit eines ſozialdemokratiſhen Antrags zur Gewerbe-Ordnung. 

'Das freiſinnige „ABC“" kennt das Stichwort Frau überhaupt nicht. 
Da3 Programm der „Freiſinnigen Volkspartei“ begnügt ſich mit einer 
Philiſterforderung: „Da3 Erxrwerb3gebiet für das weibliche Geſchle<ht ſoll 
erweitert werden, jedoch ohne Beeinträchtigung de3 wichtigſten Berufes derx Frxau 
al38 Gattin und Mutter“. Sind die Frauen aber Arbeiterinnen, ſo fommt es 
auf dieſen wichtigſten Beruf weniger an, wenn ſie nur billig ſind, 

Die Sozialdemokratie dagegen erſtrebt die volle Gleichberechtigung der Frau. 
In der Partei arbeiten Männer und Frauen einmütig nebeneinander. Frauen 
befinden fich in wichtigen Vertrauenspoſten der Partei. Jns3beſondere kämpft 
die Sozialdemokratie für das Wahlrecht und das volle Vereinörecht der Frau. 
Der Freiſinn iſt Gegner des Frauenwahlrec<t38 und kein Freund des freien 
Koalitionzreht3. Die Frau iſt heute voppelt geknechtet, als Wirtſchaftsſklavin, 
ſchlecht gelohnte Arbeiterin und als Geſchlechtsweſen. Jüre Exlöſung iſt nur im 
Sozializmus möglich. -- 

Ein Mitarbeiter der Baxth'ſchen „Nation" ſchreibt in der Nummer vom 
46. Mai 1903: 

„Biöher hat in Deutſchland nur die ſozialvemokratiſche Partei ſich in er- 
heblichem Umfange um die Unterſtüßung und Anhängerſchaft der Frauen bemüht. 
Daß ſie dabei erfolgreich geweſen, beweiſt die große Zahl von Franen, die man 
in den Verſammlungen der Pariei =- nicht nur in den Großſtädten =- antrifft, 
und die aufopfernde Tätigkeit von viel beſchäftigten Arbeiterfrauen und Ar- 
beiterinnen bei der Verteilung von Flugblättern, bei den Wahlvorbereitungen, 
bei der Sammlung von Geldern 11. dergl. m. Die bürgerlichen PBar- 
teien Dentſ<lands8 haben fi< -- von ganz vereinzelten Au8nahmen 
abgeſehen =- um die MitarbeitderFraubishernic<htbemüht.“ 

Freie Digkussion. 

Die Volk3pärtei verfolgt ſeit Jahren die Praxi8, in ihren Verſammlungen 
Sozialdemokraten nicht zugzulaſſen. Der „Sozialiſtenſpiegel“ „beweiſt“, daß 
die Sozialdemokratie feinen „Recht3anſpruch“ auf ſolche freie Diskuſſion habe. 
Ein unnötiger Bewei2. Ein klagbare3 Recht hat die Sozialdemokratie allerxdings 
nicht. E iſt lediglich die demokratiſche Uebung einexr ſtarken, ſelbſtſicheren Partei, 
welche die Auzeinanderſezung mit den Gegnern liebt und gewährt. Die „Frei- 
finnige Volks3partei“ hat noch mehr Angſt vor den Gegnern in den eigenen Reihen, 
al3 vor der Sozialvemokratie; daher die geheimen -Parteitage, ihre geheimen 
Verſammlungen. Die Sozialdemokratie wird die abſterbende Partei immer 
mehr ſich ſelbſt und ihren Troſilügen überlaſſenz; nur dort, wo ſie ſelbſt mundtot 
gemacht wird, hat ſie noch einen Grund, freiſinnige Verſammlungen intereſſant 

zu machen: Wohl mögen dieſe Gichtbrüchigen ſich gegen jeden freien Luftzug
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ängſtlich abſperren; e iſt-die Furcht vor dex Wahrheit und dem = Tebs, R- - - 
ſie die Thüren verriegeln heißt. ; EE 

Eine unverſchämte Verleumdung iſt'3, wenn der „Spiegel“ ſchreibt? „Die 
ſozialdemokratiſche Preſſe . . . bringt in ihrer Polemik in der Regel nicht einmak 
die tatſächlichen Darlegungen gegen ihre Artikel zum Abdrue>.“ Kein bürger- 
liche3s Blatt verwendet ſo viel Raum auf die wörtliche und gewiſſenhafte Wider- 

Mabe gegneriſcher Aeußerungen und Antworten, wie 3. B. der „Vorwärt8“. Die 
jogialdemokratiſ<e Preſſe thut das, nicht nur aus journaliſtiſchem Anſtand, 
ſondern weil die 'Meinungen de3 Feindes3 ihre beſten Agitatoren ſind. Dagegen 
iſt die „Freiſinnige Zeitung“ Gugen Richter3 ſelbſt in der bürgerlichen Zeitung3- 
welt berüchtigt, weil fie niemals die gegneriſchen Ausführungen -- genau wie 
in ihren Verſammlungen =- wörilich und unverdreht wiedergiebt. Der ganze 
„Sozialiſtenſpiegel“ iſt ja ſolche Anreihung verlogener und verſtümmelter 
Citiererei. Die ſozialdemokratiſche Paxtei giebt in ihrev Paxlament2-Flug- 
ſchriften ſtet3 auch die Reden der Gegner wieder, die Aktiengeſellſchaft Fortſchritt 
verbreitet immer nur Gugen Richter3 Leiſtungen. Die Sozialdemokratie kann 
aber die freie Diskuſſion vertragen, weil ſie ſtark iſt und die Wahrheit im Schilde 
führt. Die Freiſinnige Volk3partei macht die freie Diskuſſion zur Frage des 
juriſtiſchen Anſpruchs, weil ſie ſchwach iſt und die Lüge als Generalfeldmarſchall 
geworben hat. Dezshalb verlangt ſie auch in Volk3verſammlungen den „guten 
Ton“, wie ihn etwa die Gäſte, die zum Thee bei Frau Richter geladen, wahren 
mögen. Die gewaltige Brandung politiſch freien Leben3, eingedämmt in die 
Anſtandsregeln einer häuslichen Kaffeegeſellſchaft, ſo denkt ſich die „Freiſinnige 
Volkspartei“ politiſche Betätigung. Wie unhöflich und ungefittiet war e38 doch 
von ihren Vätern, wider alle Regeln des guten Ton3 1848 Revolution zu machen 
und den armen guten König bitter zu kränken und roh zu beleidigentl 

Gemeindewahlrecht in Balle., 

Vebörall in den Kommunen, wo der Freiſinn von Einfluß iſt, tritk nicht die 
mindeſte Neigung hervor, das Geldſa>-Wahlrecht irgendwie zu verbeſſern. Im 
Gegenteil, der Freiſinn benußt jede Gelegenheit, e3 zu verſchlechtern. So geſchah 
es in Halle im Okftober 1901. Das neue Gemeindewahlrecht vom 30. Juni 1900 
beſtimmt, daß jeder, der den Steuerdurchſchnitt überſteigt, der erſten oder zweiten 
Wählerklaſſe -zugewieſen werden muß. JIndes8 wird es den Gemeinden frei- 
geſtellt, das8 Wahlrec<ht wieder zu verſchlehtern. Der Halliſche Magiſtrat 
empfahl die größte Verſchlechterung, den „Ueberdurchſchnitt“, und die 
in der Mehrheit nationalliberale Stadtverordneten-Verſammlung erhob dieſe 
Anregung zum Beſchluß. Die freiſinnigen Volk8parteilerx aber traten mit der 
einzigen Aus8nahme de3 freiſinnigen Prof. Kohlſchütter gleichfalls für eine Wahl- 

entrechtung ein. Jhr Wortführer, der Stärkefabrikant Schmidt, trat-nicht etwa 
gegen den Erlaß eines Ortsſtatut3, ſondern für die Zwölftelung ein. 

Der „Sozialiſtenſpiegel“ verdreht den klaren Sachverhalt in der Weiſe, daß 
der Freiſinn bemüht geweſen ſei, wenigſtens die mindere Verſchlechterung, die 
Zwölftelung, zu retten. 

Vergeblice Mohrenwäſche! Abgeſehen davon, daß der Antrag auf 
Zwölftelung von vornherein völlig ausſichtslo3 warx, der Freiſinn alſo die * 
„mittlere Linie“ nicht gewinnen konnte, unterſhlägt der „Sozialiſtenſpiegel“ vie 
entſcheibende Tatiſache. Die Mehrheitder freiſinnigen Volks38«- 
parteiler in der Gemeindeveriretung folgte nämlich gar nicht dem „Ver- 
mittelung3vorſchlag“ ihre3 Führer3, fondern ſtimmtemitden National- 
liberaldn für die ſ<limmſie Verſihläö<hterung, e? 
Veberdur<ſ<nitt, -- - ;



. 

EH " - Genos5senschaften und Gewerkvereine. 

; ]Dis 'Sozialdemokratie: bewahrt. der Genoffsnfck)aftsbewegung gegenubek eine 
wol)l]vollende Neutralität. Mit der Partei al3 ſolche haben die Genoſſenſchaften 
nicht3 zu tun. Die von Arbeitern gegründeten Genoſſenſchaften konnten deShalv 
bisher mit den zumeiſt unter freiſinniger Leitung ftehenden Genoſſenſchaften in 
dem gleichen Verbande vereinigt“ ſein. Naturgemäß gewannen die Arbeiter« 
immer mehr Einfluß auf die Verwaltung der Vereine. Die Hexrrſchaft der frei- 
finnigen Leiter fühlte ſich dadurch bedroht. ) 

Anfang September 1902 veranlaßte . nun Dr. Crüger, Mitglied der Frei- 
finnigen Volkspartei, auf dem Verband3tag in Kreugnach den Ausſchluß von 
99 Vexeinen, ohne daß auch nur die betroffenen Genoſſenſchaften vorher von der 
-Abſicht benachrichtigt worden wären. Der Verband zählte etwa 661 Konſum- 
vereine, davon folgter noch etwa 400 den ausgeſchloſſenen, ſo daß damit ſo 
giemlich das En de freiſinniger Konſumgenoſſenſchaften durch den freiſinnigen 
'Dr. Crüger herbeigeführt worden iſt. 'In Dre3den haben ſfich im Mai 1903 
die von der Tyrannei und Engherzigkeit des Freiſinn3 befreiten Konſumvereine 
zU einem neuen, zukunfisreichen Verbande zuſammengeſchloſſen. 

Das unnatürliche Bündni3 zwiſchen den gegenſätzlichen Intereſſen dienenden 
Konſum- und . Kredit-Genoſſenſchaften mußte notwendigerweiſe einmal gelöſt 
werden, Nur iſt die Art der Trennung fm die Seelenverfaſſung des heutigen 
Feetftnmß <arakteriſtiſch. Man verübte einen Gewaliſtreich, weil man eben 
noc<h in der Mehrheit war, um die verhaßten Arbeiter lo3 zu werden. man be- 
ſchuldigte die Arbeiter-Konſumgenoſſenſchaften ohne“ die Spur eine3 Beweiſe3 
vorzubringen, politiſcher Tendenzen und ſchleppte allerlei gehäſſigen Klatſch 
heran. Auf dem Kreuznacher Verbandstag ſtellte Dr. phil. Riehn - Bonn feſt, 
Ddaß, wenn die Regierung den Konſumvereinen im Königreich Sachſen Schwierig- 
keiten macht, der Verband daran ſchuld ſei, der der ſächſiſchen Regierung nicht 
aktenmäßig, aber tatſächlich das norwendige Material zu 
ährem Vorgehen ausgeliefert hat. 

Der '', Sozialiſtenſpiegel“ ſeßt dieſe Taktik elender Demmzmt;ow mit ge- 
Fteigerter Schamloſigkeit fort. Er beſchuldigt die Arbeiterkonſumvereine =- vor 
'allem die Organiſationen, in denen die Sozialdemokratie Gingang findet =-, daß 
fſie den Barteizweden rüdſicht3lo3 dienſtbar gemacht werden, und daß deS3halb 
die reinliche Scheidung gegenüber der Sozialdemokratie notwendig werde. Mit 
Hilfe der in üblicher Weiſe verhunzten- Citate*) wird verſichert, daß in den 
Konſumvereinen ſozialdemokratiſche Politik getrieben werde. Da e3 geſezlich 

- *) Im „Sozialiſtenſpiegel" iſt zu leſen* 
“ „Dann kam die Lehre auf, daß Konſutnvereine uud Vroduktivgenoffenfchaften vortrefflich 
geeignet wären, nicht nur die politiſche Agitation in der Gegenwart zu unterſtüßen, 
ſondern auH dem Zukunftsſtaat organiſatoriſch vorzuäarbeiten. Kauts3ky ſchrieb 
1898 in einem Artikel über Konſumvereine und Arbeiterbeweguug in der Wiener Arbeiterbibliothek: 

„Wir haben nicht zu fragen, ob Konſumvereine das Ziel ſind, die ſoziale Frage zu löſen, ſondern 
?b 1dmd unter welchen Umſtänden ſfie geeignet ſind, den Gedanken des Klaſſenproletariats zu 
ördern,“ 

In Wahrheit hat Kauisky geſchrieben? „Wir haben nicht zu fragen, ob ſie (die Konſum= 
vereine) das Mittel ſind, die ſoziale Frage zu löſen, ſondern ob und unter welc<hen Umſtänden 
fie geeignet ſind, den Klaſſenfampf des Proletariat38 zu fördern.“ („Konſumvereine und 
Arbeiterbewegung. Wien 1897.“) Abvgeſehen von der falſchen Jahre3zahl, der liederlich ſinnloſen 
Ungenauigkeit des Citats, ' iſt Kautsky3 Scrift gerade gegen  die Anſchauung gerichtet, daß 

Konſumvereine „organiſatoriſc<; dem Zukunftsſtaat- vorarbeiten“. Ebenſo -findet ſich kein Wort 
darin, daß in Konſumvereinen Politik getrieben werden ſoll. Kautsky unterſucht einfa< die 
Frage, ob die Konſumvereine geeignet ſeien, zum Gemeinſinn und zur demokratiſchen Verwaltung 

zu erziehen und er bejaht dieſe Frage nur in fehr eingeſchränktem Maße. Erziehung zu Ge- 
mainfinn und. demokrvatiſcher Verwaltung, dieſe doch auc< vom. Freiſinn hervorgehobenen Vorzüge 
der genoſſenſchaftlichen Tätigkeit, bedeutet .aber keine Beſchäftigung mit Parteipolitik, die ſchon 
„de8halb in Genoſſenſchaften nicht getrieben werden kann, weil der zwe&mäßige Großeiukauf von 
Heringen keinen Boden für politiſche Betätigung abgeben mödte.
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verboten iſt, in den Genoſſenſchaften politiſche Tendenzen zu verfolgen, ſo bedentet 
dieſe Denunziation die direkte Aufforderung an Polizei und Staat3gewalt, gegen 
die verhaßten Arbeiterkonjumvereine einzuſchreiten. Die feige Rache freiſinniger 

Ohnmacht1 Der größte Lump im ganzen Land == == ==. 

Gesinderecht. 

Die Freiſinnige Volks8partei hat bisher nicht3 getän, um die Geſinde- 
Ordnungen zu beſeitigen. Au3 triftigen Gründen, denn die freiſinnigen 

„Herrſchaften“ beſtehen auf die Beibehaltung der Gefmdefklaveret 
Bei der Beratung des. Bürgerlichen Geſezbuches war eine Gelegenheit, die 

Geſindeordnungen zu beſeitigen. Mit den Sozialdemokraten waren Centrum und 
Polen bereit, das Ausnahmegefeß aufgzuheben. Bei der eniſcheidenden Ab- 
ftimmung der Kommiſſion im März 1896 ſtimmten von 19 Mitgliedern 6 Ultra- 
montane, 1 Pole und 2 Sozialdemokraten für die Beſeitigung der Geſinde- 
ordnungen, die beivden freifſinnigen Mitgliedex ftimmten mit den Junkern 
dagegen und brachten die Reform dadurch zu Fall. Erſt ſpäter, al3 die Frei- 
ſinnigen ſicher waren, daß die Beibehaltung der Geſindeordnungen geſichert 
waren, entſchloſſen ſie ſich heuchleriſch für die ausſichtslo8 gewordenen Anträge 
auf Abſchaffung zu ſtimmen. 

Der „Sozialiſtenſpiegel“ wiederholt die bereit3 recht bejahrte Lüge, daß für 
das bürgerliche Geſebbuch eine Ordnung des buntſchecigen Geſinderechts nicht 
möglich geweſen ſei, weil die Regierung keine einheitliche Faſſung für den Reichö3tag 
vorbereitet habe. . Diejex AuSrede gegenüber iſt bereit8 am 30. Juni 1896 Gugen 
Richter im Reichstag belehrt worden, daß die Kommiſſion ſich auf Anregung 
des Bundesrats ſchon ſeit 1874 mit dem Geſinderecht beſchäftigt hat und daß 
jhon 1888 das Material veröffentlicht worden iſt. 

Sagar .das Eintreten für die Beſtrafung de8 Kontrakibruches Cändlicher 
Arbeiter hielt der Freiſinn für vereinbar mit der Zugehörigkeit zur Paxtei. 
Im Anha[t;fck)en Landtag war der freiſinnig-volk8parteilice Abgeordnete 
Irmexr für ein Geſes betr. kriminelle Beſtrafung des Kontraktbruchs eingetreten. 
Als er deshalb angegriffen wurde, holte er ſich Rat bei der offiziellen Parteis 
leitung in Berlin und der Geſchäftsleiter ſchrieb ihm darauf wörtlich wie folgt:2 

„Geſchäftsführender AuS3)<uß der freiſinnigen Volk3partei. Berlin 5W., 
den 7. Juli 1902. Sehr geehrter Herxc! Für die Zugehörigkeit zur freiſ«. 
Volkspaxtei iſt die Anerkennung de8 Nürnberger Parteiprogramms3 von 1897 
maßgebend. UeberdieFragedrr Beſtrafungdes8 Kontrakt» 
bruc<hs iſtin dieſem Programm nicht8 enthalten, bie 
Stellungnahme bei vieſer Frage alſo nicht maßgebend 
für vdie Zugehörtg-kekt zur Partei, Ergebenſt Dr. Müller- 
Sagan.“ 

Handwerker, Kleinhändler und Sozialdemokraten., 

Der „Sozialiſtenſpiegel“ wiederholt an dieſer Stelle die bereit3 (Siehe 
„Bauern“ und „Expropriation“) nachgewieſene Fälſchung über die Scrift 
Kautsky3: „Am Tage nach der ſozialen Revolution“. Er wiederholt die Lüge, 
daß nicht nur der Großbetrieb, ſondern auch der ſelbſtändige Kleinbetrieb (Hand- 
wer?k und Kleinhandel) durch eine <ifanöſe Methode vernichtet werden ſollen?* 
durch eine Arbeitsloſenverſicherung und durch die Steuerſchraube. 

Aber Eugen Richter fügt eine neue Fälſchung hinzu: Kautsky hat in einer 
ſehr intereſſanten Aufſtellung ſeiner Schrift nachgewieſen, daß im Gegenwarts- 

ſtaat ſchon nach der Gewerbeſtatiſtik nur 11 JInduſtriezweige exiſtieren, in denen



faſt ausſchließlich der Kleinbetrieb (mehr als 97 Prozent ver Betriebe) hexrſcht, 
darunter Geigenmacher, Abde>er, Barbiere, Stiefelwichſer, Schornſteinfeger. 
Aus dieſer Feſtſtellung einerx Tatſache dex heutigen Wiriſchaft macht Eugen Richter 
eine ſozialiſtiſche Proſkriptionsliſte :de3 Zukunftsſtaates und erzählt ſchaudernd, 
daß ſeien alſo die Betriebe, die allein der ſozialdemokratiſchen Ausrottung entgehen 
würden. Kautsky tut nicht3 weiter wie aus der heutigen Statiſtik die Binſenwahrheit 
zu folgern, daß die Grundlage der künftigen Produktion der maſchinelle Großbetrieb 
jei. Aber Kautsky hält ſogar -- Eugen Richter berichtet: „daß im weſentlichen 
nur die Stiefelwichſer, Abde>er, Schornſteinfeger und Friſeure Ausſicht haben, 
im ſozialdemokratiſchen Staate ſelbſtändige Handwerker zu bleiben“ =- es für 
möglich, „daß ſelbſt untex dem proletariſchen Regime die Zahl der induſtriellen 
Kleinbetriebe zunimmt, da es ja den Wohlſtand der Maſſen vermehrt und die 
Nachfrage nach Produktien der Handarbeit infolge deſſen eine regere ſein dürfte ; 
das Kunſthandwerk mag varaus einen neuen Anſtoß erhalten.“ =- Allerdings 
Eugen Richter muß dieſen Sat ſchon de3halb unterſchlagen, weil er ja ſchon vor- 
her ſeinen erſchre&ten Gläubigen gepredigt hat, daß im Zutkunftsſtaat die 
Wohnungen kahl ſein werden wie die Zuchthauszellen. 

Im Vorübergehen fälſcht Eugen Richter zu ſeiner Erholung ein bißchen die 
Statiſtik. Er lehrt: „In der Induſtrie fällt gegenwärtig mehr als die Hälfte 
der in derſelben beſchäftigien PBerſonen auf Kleinbetriebe mit höchſtens 5 Gehilfen. 
Tatſächlich vbeſchäſtigte die Kleininduſtrie (bis 5 Perſonen) 1895 3 191 125 
Arbeiter (gegen 1882 eine Abnahme am 2,4 Prozent), dagegen die mittlere 
und große Induſtrie 4 809 378 Perſonen. Für den exſtaunlichen Rehenkünſtler 
Eugen Richter ſind 3 Millionen mehr als die Hälfte von 8 Millionen! 

Daß ſeit der lezten Zählung die Großbetriebe noch mehr auf Koſten der 
Heinen gewachſen ſind, ift zweifello3: ſchon von 1882 bis 1895 nahm die Zahl 
der in Großbetrieben beſchäftigten Arbeiter um 87,2 Prozent zu!l 

Kautsky ſchreibt („Am Tage nach der ſozialen Revolution“ S. 26) : „Von 
den nahezu 2 Millionen Menſchen, die heute im deutſchen Reiche im Handel 
und Verkehr (ohne Poſt und Eiſenbahnen) und in Gaſtwirtſchaften tätig ſind, 
wird bei genügend hohen Löhnen in der JInduſtrie und genügender Nachfrage 
nach Arbeitskräften vielleicht eine Million ſein, die von paraſitiſcher zu produktiver 
Tätigkeit überführt werden können.“ Der „Sozialiſtenſpiegel“ macht aus dem 
allgemein üblich wiſſenſchaftlichen Au3druck zur Kennzeichnung eine3 entbehrlichen 
kleinen Zwiſchenhandels =- wie entbehrlich er iſt, wird dadurch gefennzeichnet, 
daß ein Streik auf dieſem Gebiete gar nicht bemerkt werden und zur ſofortigen 
endgiltigen Ausſchaltung der Streikenden führen würde! =- eine Beſchimpfung 
der Kleinkrämer und Gafſtwirte als8 Perſonen; ſie würden von Kautsky. al3 
SchmaroßBerpflanzen betrachtet. Natürlich fällt e3 keinem Spvozialiſten ein, einen 
Krämex, der nun einmal durch ſein Geſchi> gezwungen iſt, auf dieſe mühſelige 
Weiſe ſich ſein karge3 Bro? zu verdienen, de3halb al8 Paraſiten zu ſchmähen, 
weil ſein Betrieb, im Lichte dex modernen Wirtſc<haft, überflüſſig, paraſitär iſt. 

- Auch der Poſtkutſcher iſt im Zeitalter der elektriſchen Schnellbahnen „paraſitär“, 
de2halb ſind aber die noch vorhandenen Poſtillone doch nicht Schmarokerpflanzen. 
Der Richterſche Tri> iſt nicht einmal oxiginal. Er iſt dem antiſemitſchen 
Agitkationsſc<haß entnommen; die Antiſemiten erheben den Vorwurf namentlich 
gegen die Profeſſoren der Nationalökonomie, die durchweg von paraſitären Be- 
trieben ſprechen. 

Veber die Bemühungen Gugen Richter3, die ſozialiſtiſche Auffaſſung von der 
Konzentration der Großbetriebe, der Zunahme der Unſelbſtändigen und Ab- 
hängigen zu verwirren, jiehe das Kapitel „Einkommenſtatiſtik“ und die Scrift: 
„Die Vernichtung der Sozialdemokratie“ (Berlin, Verlag der Buchhandlung 
„Vorwärt3“)-
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Hausrecht in Versammlungen. 

Der „Sozialiſtenſpiegel“ belehrt ſeine Leute, daß ſie ſich vor den Sozials 
demokraten in ihren Verſammlungen durc<h Ausübung des HauSrecht3 ſchüßen 
ſollen. Gedruäte Strafänträge =- nach dem Muſter Bi8mar>s --- wegen Hau3- 
friedensbruch find durch die Aktiengeſellſchaft „Foxtſchritt“, (Berlin, Zimmer- 
ſftraße) zum Preiſe von 10 Mark per 1000 Stü> zu haben. 

Den Hausfrieden ſtört jeder Arbeiter, der Bureauwahl fordert, der in der 
Diskuſſion „beleidigt“, älſo etwa die Fälſchungen des „Sozialiſtenſpiegel3“ 
nachweiſt uſw. 

Der Freiſinn will ſeine Ruh' haben. Er will in Ruhe ſterben. 

Indirekte Steuern. 

Da freiſinnige Programm fordert zwar Entlaſtung von indirekten Steuern, 
der „Sozialiſtenſpiegel“ aber wendei ſich gegen die Forderung der Sozial- 
demofratie, die indirekten Steuern durch direkte Reichsſteuern zu erſezen. Wollte 
man, ſo wird berechnet, die rund 900 Millionen indirekte Reich3einnahmen durch 
direkte Steuern erſeßen, ſo würde das für Preußen eine Sieigerung der Ein- 
kommensſteuer auf 15 Proz, und der Vermögensſteuer von */; auf 1*/s pxo Mille 
bedeuten. 

Dieſe Zahlen haben an ſich nichts erſchreXende3, wenn man bedenkt, daß 
man die Hungereinkommen der Beſikloſen bis auf 25 Prozent indirekt zu be- 
jteuern wagt. Aber e iſt gar nicht nötig, gerade die Ginkommenſteuer ſo hoch 
zu treiben. In Preußen -beträgt das Verntögen über 6000 Mark rund 
70 Milliaxden. Legt mavw auf dieſe Vermögen nur eine Steuer von */. Prozent, 
ſo macht das jährlich allein eine Einnahme in Preußen von 350 Millionen Mark. 
Dann braucht man nur den jetzigen niedrigen Prozentſaß der preußiſchen Ein- 
fommenſteuer, die 1903 auf 174 Millionen veranſchlagt iſt, auch im Reich zu 
Grunde zu legen, und ſämtliche indirekten Steuern ſind gede>t, da Preußen etwa 
für da3 Reich 540 Millionen aufzubringen hätte; ſpannt man die höheren Ein- 
fkommen nur ein wenig ſchärfer ein, ſo können die niederen Ginfommen bi3 
3000 Mark überhaupt im Reiche freigelaſſen werden. Dann .aber iſt gänzlich 
unaus38gebaut die Erbſchaftsſtener, die heute in Preußen den Bettel von 
10 Millionen einbringt. In England war die Erbſchaftsſteuer 1901 auf 
338 Millionen Mark veranſchlagt, in Frankreich (1894/96) 153 Millionen, 
Italien 30 Millionen, Oeſterreich 20 Millionen. In England entfällt an Erb- 
ſchaft5ſteuer 6,60 M. auf den Kopf der Bevölkerung, in Frankreich 3,95, Oeſter- 

reich 0,80, Spanien 0,75 Mark, Deutſchland beſteuert die Erbſchaften von allen 
Ländern am geringſten: 0,42 Mark pro Kobpf. 

Die Angaben zeigen, daß es ganz leicht ift, die Au38gaben de3 Reiche3 auf 
direkte Weiſe zu de>en, nur müßte das Kapital ein wenig, nur ein wenig derber 
angefaßt werden. Der Freiſinn aber will das Kapital ſchonen und deShalb iſt er 
bemüht nachzuweiſen, daß die indirekten Steuern nicht abgeſchafft werden können. 
Damit macht er freilich ſein Programm zum Kinderſpott, weiſt der „Sozialiſten- 
ſpiegel“ doch ſogar auf die ſchreFlicen Folgen der Aufhebung der indiretten 
Kommunalſteuern hin, die von der Volk3partei im Reichstag ſelbſt beantragt 
worden iſt, .5 

Kapitalismusg. 

Die „Aufhebung de3 Privateigentums8“ verlangt da3s ſozialdemokratiſche 
Programm, ſo lügt der „Sozialiſtenſpiegel“. Umgekehrt: der Sozializmus will 

jedem Privateigentum an Gütern des Gebrauch3 und de3s Genuſſes verſchaffen, 



„- 

- indem er den Privakbeſik an „Produktionsmitteln“, den Beſit an kapitaliſtiſchen 
Mitteln, die Geſamtheit durch einzelne auszubeuten, d. h. die Großinduſtrie, den 

- Großhandel, die Großbanken, den Großgrundbeſiz, den Verkehr in da3 Eigen- 
tum und die Verwaltung der Geſellſchaft überzuführen ſftrebt. 'Daraus aber folgt 
nicht die Aufhebung, ſondern die Ermöglichung von perſönlichem Gigentum an den 
notwendigen: und ſchmüdenden Dingen des Leben3. 

Der „Sozialiſtenſpiegel" lügt ferner, daß unſer Endziel, die Beſeitigung 
„DHe3 kapitaliſtiſchen Syſtems8 durc<h Ueberführung der kapitaliſtiſchen Ausbeutung3- 
mittel in den Beſik der Allgemeinheit, den „Hörern und Leſexn der ſozialdemo- 
ratiſchen Agitation“ nicht klar gemacht werde. Vielmehr werde „durch die 
allgemeinen Tiraden gegen „Kapitalizmus“ nur die Vorſtellung zu erweden ge- 
fucht, al3 ob es ſich einzig und allein nur darum handele, wucheriſche und hart- 
herzige Gläubiger zu bekämpfen“. 

So dumm iſt die Sozialdemokratie nicht, daß ſie durc<h ſolche Verſchleierung 
ihre3 Ziele3 ihre: ganze Berechtigung aufhebt. Gegen „wucheriſche und hart- 
herzige Gläubiger“ zu kämpfen, da3 erklärt ja jede Partei als ihre Aufgabe, 
um den Kapitalizmus zu retten, indem man die „Auswüchſe“ preisgiebt. Oder 

' verteidigt etwa die Freiſinnige Volk8partei wucheriſche und hartherzige Gläubiger? 
Die Sozialdemokratie erklärt umgekehrt --- im Gegenfaß zu all dem bürger- 

Lichen, fonfervativen, antiſemitiſchen, katholiſchen, nationalliberalen, freiſinnigen 
Kampfeifer wider die „wucheriſchen und hartherzigen Gläubiger“ =- daß da3 
Vebel nicht in einzelnen beſonder38  ruchloſen Kapitaliſten, ſondern in der 
kapitaliſtiſchen Ordnung ſelbſt wurzelt. 

v. KRardorff, Antrag zum Zolltarif. 

*  Der Anirag Kardorff, die Aufnahme des Zolltarifs in das ZollgeſeB, be- 
deutet den verfaſſung3brechenden und geſchäft3ordnung3widrigen Verſuch, ein 
Geſe3z vhne Beratung durchzubringen. Die Parteien des Zollwucher3 wurden 
zu dieſem Staat3ſtreich genöstigt, weil ſie wußten, daß die Mehrheit nicht für ſo 
lange Zeit beſchlußfähig bleiben würde, . wie für eine ordnung38mäßige Durch- 
beratung notwendig war. Eugen Richter hat zwar gegen den Antrag Kardorff 
gejtimmt, aber er. hat ihn in zweierlei Hinſicht befördert. Dadurch,. daß der 
Führer der Freiſinnigen Volks8paxtei vorſchlug, das Zollgeſe38 vor dem Zolltarif 
zu beraten, wurde die Bahn für den Antrag Kardorff frei. Dann aber erfand 
Eugen Richter das Stichwort, um die Zollbriganten moraliſch zu entſchuldigen. 
Er erfand den vom Direkior des Bunde3 der Landwirte im Janur 1903 als8 
„eitel Schwindel und Heuchelei“ verſpotteten Humbug und der „Spyozialiſten- 
ſpiegel“ wiederholt ihn: „Die Objtruktion der Sozialdemokratie und der Frei- 
finnigen Vereinigung hat eine Einigung der ſchubzöllneriſchen Richrungen im 
Reichztage herbeigeführt in betreff der Mindeſtſäze und in betreff eine3s Antrags 
v. Kardorff.“ . 

-DY iſt ein bewußter Schwindel! Denn ein ſo alter Paxlamentarier wie 
Euügen Nichter ließ ſich natürlich auch nicht durch die ſheinbare Uneinigkeit der 
Zollwucherparteien darüber täuſchen, daß die ganze Kazbalgerei nur inſzeniert 
war, um die Oppoſition in Sicherheit zu lullen und von der Regierung möglichſt 
große Zugeſtändniſſe zu erpreſſen. GEugen Richter aber wollte den Zolliarif aus 
der Wahlagitation heraus haben, weil ex in Hagen und anders8wo auf die Wahl- 
hilfe de3 Zentrums8 angewieſen iſt. Darum wurde er der Verräter der Oppoſition 
am Zollivucher und mit Recht rief ihm Bebel in dem Kampfe um den Antrag 
Kardorff am 29. November das Wort „Verräter“ entgegen. Am folgenden 
Montag rächte ſich Richter: er entſchuldigte die Kardorffrotte, indem „er der 
Opbpoſition alle Schuld beimaß. Am gleichen Tage hielt der Junker v. Kröcher 

eine Rede, in der ex unumivunden zur vollſtändigen Aufhebung der Verfaſſung,
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zur Rechtlo3machung der Sozialvemokratie aufforderte und Heren Euten Richter 
im Gegenſaß zur Freiſinnigen Vereinigung als8 klugen und beſonnenen Mann 
feierte. GEugen Richter war ſo glücklich über das Junkerlob, daß er kein Wort 
gegen die Kröcherſchen Staatsſtreich-Gelüſte fand.  Als Richter von der Tribüne 
abtrat, rief man au3s den Reihen der Freiſinnigen Vereinigung verblüfft: „Und 
Kröcher ?“ Man wollte den Volks3parteilex daran erxinnern, daß ex in ſeinem 
Eifer, -.die Oppoſition zu ſchmähen, ganz vergeſſen hatte, den Kröcher zu geißeln. 
In demſelben Augenbli> ſchrie der intime Freund Richter3, Herr Fiſchbe>, die 
Aniwort: „Lieber mit Kröcher als mit Barth!“ 

So iſt allerdings die Zolltaktik Richter3 geweſen. Exr ging mit Kröcher, dem 
Junker, und fiel ſogar der benachbartien Fraktion,- der Freiſinnigen Vereinigung, 
und ihrem Führer Barth in den Rücden. 

Daß die angebliche „Obſtruktion“ nicht den Antrag Kardorff veranlaßt hat, 
wird Überdie3 durch die unwiderlegliche Tatſache bewieſen, daß bereits elf 
Metate früher, am Beginn der Zollverhandlungen in dex Kom». 
miſſion, al38 noch gar keine Rede von einer „Obſtruktion“ war, Herv 
v. Kardorff den Gevanken erörterte, nur.da3 Zollgeſes zu be- 
raten und den Tarif al3 „Reſolution“ anzunehmen1! -- Vergl. noch „Der Um» 
fturz3 im Reichstage“ (Verlag der Buchhandlung Vorwäri3, Berlin) . 

Kartell der Linken. 
Der „Sozialiſtenſpiegel“ ſpottet, daß über ein Kartell der Linken vielfaeh 

phantaſiert worden ſei. Auch die Sozialdemokratie hielt ſolch ein Kartell für eine 
Phantaſie. JImmerhin iſt erwähnen3wert, daß die Phantaſfſien von der Freiz 
ſinnigen Vereinigung ausgingen, „Lieber mit Kröcher als mit Barth1“ 

Kieler Kommunal-Wahlrecht. 

In Kiel haben die Freiſinnigen für eine Erhöhung de3 Zenſus bei den 
Kommunalwahlen geſtimmt und dadurch die Arbeiter von dem Wahlrecht au32 
geſchloſſen. Der „Sozialiſtenſpiegel“ lehnt die Verantwortung für dieſe Handlung 
ab, indem er behauptet, daß nur jehige Mitglieder der Freiſinnigen Vereinigung, 
nicht der Bolkspartei an jenem Beſchluß des Jahres 1892 beteiligt geweſen ſeien. 

C2 ficht feſt, daß ſich unter dex Mehrheit von 16 Stadtverordneten, die für 
einen Zenſus von 1200 M. ſtimmten und. dadurch heute rund 20 000 Kielex 
Arbeiter entrechteten, a<t notoriſche Freiſinnige befanden. 

Der „Sozialiſtenſpiegel“ rühmt dem Führer der Kieler Freiſinnigen, 
Alexander Niepa, nach, daß er gegen die Grhöhung des Zenſus geſtimmt hat. 
Das konnte er allerdings tun, da er ja der Annahme der Wahlentrechtung ſicher 
war. Im Prinzip aber war auch er für die Verdrängung der Arbeiterz; denn ex 
vegründete ſeine Ablehnung wörtlich wie folgt: 

„Die Gefahr, daß vdie Sozialdemokraten da8 Stadtverordneten- 
Kollegium erobern, iſt noc<h nicht ſo groß, wenn nur jeder Bürger ſeine Schuldig- 
feit tutl. Wenn aber dieſe Zeit gekommen, dann werde 
auchich keinen Angenblitä zögern, von einem Rechte Gebrauch 
zu machen, welche3 un3 die Städte-Ordnung an die Hand giebt.“ 

Rechnen ſich aber auc<h die Kielex Wahlentrechier von 1892 heute zur Ver- 
migung, ſo ſind in den anderen Städten der Provinz. Schleswig-Holſtein, wo 

gleichfalls der Wahlrxechtsraub verübt wurde, waſchechte Volk8parteiler beteiligt 
geweſen. So wurde in Elmshorn =- im Wahlkreis Pinneberg-Segeberg herrſcht 
die Freiſinnige Volkspartei =- am 30. Dezember 1897 eine Wahlentrechtung 
beſchloſſen und 1050 M. als wahlfähiges Mindeſteinkommen beſtimmt; den Au3- 
ſc<lag gaben die Herren Scinkel, O. Junge und Frahm, bekannte Unterzeichnex 
freijinnig-volksparteilicher Wahlaufrufe, 



Dies Verhalten der Volkxpartef entſpricht dur<haus ihren „Grundſäßen“. 
Lltfß der Berxliner Kommunal-Freiſinn volksparteilicer Färbung iſt bereit, 
fogar für eine Verſ<hlechterung des Dreiklaſſen-Wahlre<hts 
zu ſtimmen und ſtäatt fur das allgemeine für ein Zenſu8-Wahlrecht einzutreten 
Al3 am 19. April 1900 in der Berliner Stadtverordneten-Verſammlung ein ſozial- 
demokratiſcher Antrag beraten wurde, an den preußiſchen Landtag das Erſuchen 
zu Lrichten, daß bei der Abänderung des Kommunal-Wahlrecht38 das allgemeine, 
gleiche, direkie und geheime Wahlrecht eingeführt werde, ſprachen ſich ſämtliche 
Freiſinnigen gegen das allgemeine und für ein an die Steuerzahlung gebundenes 
Wahlrecht aus =- ein Syſtem, das gegenüber dem elenden Dreiklaſſen-Wahlrecht 
no<h einen Rücdſchritt im Geldſad>Sintereſſe bedeutet. Die Freiſinnigen be- 
gründeten ihre Gegnerſchaft mit dem Saß: In der Kommune dürfe nur mitraten, 
wer „mittatet“, d. h. wer Steuern bezahlt. Der „Vorwärts8“ nannte damal3 die 
Berliner Stadtverordneten-Verſammlung das „Herrenhaus der Freiſinnigen“ 
und bemerktte zu der Freiſinnigen Steuermoral: „Jeder Anfänger weiß, daß, 
abgeſehen von den indirekten Steuern, aus denen dex Kommunalhaushalt 
weſentlich mit beſtritten wird, auc<h die direkien Steuern hauptſächlich aus der 
Arbeit der Nichtbeſizenden ſtammen: die Steuerzahlerx ſind nur die Vermittler 
der wirklichen Steuernden, und, wenn man denn jene3s BPBrinzip der Leiſtung und 
Gegenleiſtung für die Geſtaltung de3 Wahlrxecht3 zu Grunde legen will, ſo müßte 
man umgetehrt zu der Folgerung kommen, daß nur die Nichtbeſizenden wahl- 
berechtigt ſein dürften, weil dereu Arbeit die foxmelle Steuerzahlung materiell 
ermöglicht.“ 

Am 19. April 1900 erklärte der freiſinnige Führer Caſſel in der Berliner 
Stadtverordneten-Verſammlung, unter ſeinen Freunden ſei kein einziger, der 
da3 gleiche und geheime Wahlrecht jedem Beliebigen ohne Rückſicht auf Beitrag 
zu den ſtädtiſchen Laſten und auf Seßhaftigkeit (!) erteilen wolle. Die frei- 
finnige Preſſe unterſtüßte den Kommunalfreiſimn. Die „Voſſiſche Zeitung“ 
meinte, man fönne die Finanzverwaltung der Stadt „nicht in die Hände derer 
legen, die nichts zahlen“, Und die „Freiſinnige Zeitung“ begeiſterte ſich für das 

- brutalſte Ge[dwahlreck)t „Wer keinerlei Steuern zahlt, kann auch nicht bean- 
fpruchen, ein Wahlrecht auszuüben.“ 

Am 13. Dezember 1900 wurde die Frage abermal3 in der Berliner Stadt- 
verordneten-Verſammlung exrörtert. Die freijinnige Mehrheit ging über den 
ſozialdemokratiſchen Aatrag zur Tagesorpnung über. Der freiſinnige Herr 
Jacobi, ein Volksparteiler, malte in jener Sizung das Schre>bild: Ohne 
Seßhaftigkeit könnte e8 dahin kommen, daß von Rixdorf oder Weißenſee 
50 oder 100 000 Sclafburſchen herziehen und über da8 Vermögen der 
Stadt Berlin entſcheiden. =- Ganz vor kurzem hat noch einmal Herr Caſſel 
ausdrülich die Gegnerſchaft gegen das allgemeine Wahlrecht als Meinung der 
großen Mehrheit des Berliner Stadthauſes feſtgeſtellt. 

Auch in Frankfurt a., M. hält die demokratiſch-freiſinnige Mehrheit hart- 
nädig an dem die Arbeitermaſſen entrechtenden Zenſus-Wahlrecht feſt, (Vergl. 
auch „Kommunalprogramm“,), 

Rlasgenpartei und Blasgenkampf. 

Während der Begriff des Klaſſenkampfe3s heute Gemeingut der Wiſſenſchaft 

Uk, kaut Eugen Richier noch im Jahre 1903 an dem Süßholz der Intereſſen- 
harmonie. Dabei fälſcht der „Sozialiſtenſpiegel“ die ſozialdemokratiſche An- 
ſchauung vom Klaſſenkampf; die Sozialdemokratie ſei eine „Partei, die rücſicht3- 
1o3 nur da3 Sonderintereſſe der Arbeitnehmer vertritt, im Gegenſaß zu den 
Arbeitgebern und den übrigen Berufsklaſſen“. Dadurch unterſcheidet ſich gerade 
die Sozialdemokratie von dex auch im „Spozialiſtenſpiegel“ befürworieten
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Intereſſenvertrekung de3 ſchlichten Manne3, daß ſie den welthiſtoriſchen Klaſſen- 
Fampf gegen die kapitaliſtiſche Bourgeoviſie und die Reſte des Feudalismus nicht 
zur reinen Vertretung der Arbe;tnek,rmet-Jntereffen erniedrigt, verengt und 
ſchwächt. So ſchreibt Karl Kautsky in den varteioffiziellen Grläuterungen zum 
Erfurter Programm (Karl Kautsky und Brunv Scoenlank, Grundſäße und 
Foxrderungen der Sozialdemokratie, Berlin, Verlag der Buchhandlung Vorwärts, 
-- Preis 10 Pf.) : „ſt... einmal das Proletariat eine Macht geworden, 
dann bleibt e8 nicht allein, dann ziehen ſeiner Fahne auch aus den anderen 
ausgebeuteten Klaſſen Rekruten zu, aus ven BProletariern der geiſtigen 
Arbeit, den Kleinbürgern und Kleinbauern, die bi3her den konſervativen 
und liberalen Fahnen nachgelaufen ſind. Gleich dven Proletariern ſehen 
Bauern, Kleinbürger und befizloſe „Gebildete“ ſich aus3geſchloſſen von all 
den glängenden Errungenſchaften dex modernen Produktion, die einzig und 
allein den Kapitaliſten und Großgrundbeſißern, ven Monopoliſten der großen 
geſellſhaftlihen Produktionzmittel, zu gute kommen und ddie nur durch 
die Verwandlung dieſes Privateigentums in Gemeineigentum allen zugänglich 
gemacht werden können . .. Die Arbeiterklaſſeverfichtindieſem 
Kampfenic<htblofß ihre eigene SaGße, als die unterxſie der 
unterdrüdten und au38gebeuteten Klaſſen, die in lebter 
LinieunterjederArtvon Aus8beutungund Druczuleiden 
hat; aunch4 wennü ſie dadurc) nicht unmittelbar berührt 
wird, ſieht ſie in jedem Aus3beuter und Unterdrücder 
äihrenFeinvundbekämpftſiedie Au3beutungund Unter- 
drüc>ung der fkleinen Beamten und ſonſtigen Kopf- 
arbeiter, ſowieder Batiern und Kleinbürger ebenſo ent- 
ſ<ieden wie die eigene.“ Und bei einer anderen Gelegenheit bemerkt 
einmal Kaut3ky: Wenn jemal3 der Fall einireten würde, daß berufliche Ar- 
beiterintereſſen mit den allgemeinen Kulturinitereſſen gegenſäßlich zuſammenſtoßen, 
Jo bhätten die Kulturintereſſen den Vorrang. 

Weil der Klaſſenkampf de8 Proletariat3 den engen Begriff der bloßen 
Intereſſenvertretung der Handarbeiter überſteigt und ſich zur univerſalen, zur 
weltgeſchicht3revolutionären Bedeutung weitet, darum konnte zum Beiſpiel die 
Sozialdemokratie bei dem an ſich lächerliihen Heinze-Hader der frommen Kon- 
fettion3moraliſten eine Aktion unternehmen, von der der konfervativ geſinnte Ber= 
liner Profeſſor Delbrü> begeiſtert ſchrieb: „Einen glänzenden Feldzug hat jekt 
die Sozialdemokratie mit der lex Heinze geführt ... Kunſt, Wiſſen- 
ſ<haft und Bildung haben fich in Deutſchland unter die 
Fittiche der Sozgialvemokratie flüchten müſſen! 544 Wir 
ſind ſoweit, dieſe Partei ſ<on gar nicht mehr entbehren 
3zu können.“ 

Als Partei der Wiſſenſchafk und Wahrbheit kann die Sozialdemokratie, ohns - 
Furcht vor Mißverſtändniſſen, ſich al8 Klaſſenpartei des Proletariats bezeichnen. 
Sie verfährt umgebehrt wie die Freiſinnige Volk3pariei: die Sozialdemokratie 
nennt ſich Arbeiterpartei und vertritt im proletariſchen Klaſſenfampf die höchſten 
Intereſſen der Allgemeinheit. Die Freiſinnige Volkspartei giebt vor, keinen 
Sonderinkereſſen, ſondern lediglich dem Allgemeinwohl zu dienen, und vertrltt 
doch ausſchließlich den Vorieil der Kapitaliſten. 

Eugen Richter fügt dann wirklich die ſeit 50 Jahreit verholzke Bemerkung 
an, daß die Sozialdemokratie „vollſtändig außer acht“ laſſe, „daß die wahren 
IntereſſAn der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber, wohlverſtanden, durchweg 

- folidariſch ſind", Glaubt das Eugen Richter wirklich „dann kann ex ja getroſt 
ſeinen kapitaliſtiſchen Hmtermmmem und Induſtriefreunden raten, ihre wohl- 

verſtandenen Unternehmerinierejſen in die Hände der Arbeiter zu legen; beb 
der Solidarität der Intereſſen können ſie ja auch dann nicht zu kurz kommen. - 



e „Soz-iauftenfmegel'* fälfck)t den! pkoleta!ifckjeü Klaffenkampf im 
-kttpüaltftxfchen Sinn auch in der Abſicht um, damit er den „ſchneidenden Wider- 
Fpruch“ ent[arven kann, „daß die Reichstag8-Abgeordneten der Sozialdemokratie 
durchweg nicht der Klaſſe- angehören, die ſie vertreten, ſondern nach ihren bürger- 
li<en Verhältniſſen der Bourgeoiſie zugerechnet werden müßten“. Wäre das 
ſelbſt wahr, fo widerſpräche es der ſozialdemokratiſchen Auffaſſung vom Klaſſen- 

- kampf nicht, ſondern nur der fapitaliſtiſchen Finte vom ſchlichten Mann. Außerdem 
aber ſind die ſozialdemoktratiſchen lec[eoxdneten „dUurchiweg“ Proletarier. (Ver- 
gle:éhe. Arbeitexvertreter.)] ; 

koaktwnßf]*eibeit. 

Es wird bekeitert, e3 ſei nicht wahr, dqß die Freiſinnige Volk3vartei Gegner 
'de8 Koalitionsrecht3 der ländlichen Arbeiter ſei. Da3 Programm der Freiſinnigen 
Volk3partei ' 'verlange ausdrücklich Sicherung und Verallgemeinexung der 
Koalitionsfreiheit. Herx Dr. Müller-Sagan, der Geſchäftsleiter der Frei- 
Fnnigen Volks8partei, iſt umgekehrt der Meinung, daß in dieſexr Beziehung das 
Programm zu nicht3 verpflichte.. (Siehe- unter Geſinderecht.) 

. ! Die Freiſinnige Volkspaxtei aber ijt auch. ein .Gegner de3 Koalition3re<ht3 
„Der induſtriellen Arbeiter; ſie geſteht das papierne Necht zwax noch zu, hält aber 
die lebendige: Anwendung - de3 Recht3 für ſchlimmjten. Frevel.. . Bei allen Streiks 
Heßt die Freiſinnige. Volk3partei am gehäſſigjten. wider die Streikenden. Beim 
„Buchdruckerſtreit 1891 ſprach Eugen R1cl)ter zu ſeinem Drucer nicht nur das 
„berühmt gewordne Wort: .: „Stellen Sie doc<h Mädchen ein!“ ſondern ſeine „Frei- 

* finnige Zeitung“ ſc<rieb. am 13. Dezembec 1891 die folgende Scharfmachexei 
gegen da3 Koalitionsrecht: - - 

- - „Hiernach kann e3 für keinen. Unbefangenen mehr ein Zweifel ſein, daß 
eS ſich-bei dieſem Streik allgemein 'darum handelt,. d ie beſtehende Ge- 
fellſ<haft3ordnung 3zu vertreten gegenüber einer frechen 

„ „Fozialdemokratiſchen Kriegserklärung. Diejenigen Buchdruerei- 

- „beſißer, welche -unter ſolchen Umftänden noch die Forderungen der Streikenden 
- bewiſligen, machen ſich derx Begünſtigung der Sozialdemokratie und der Unter- 
grabung ver beſtehenden . Geſellſchaft3ordnung ſchuldig.“ 

Und. dieſen wibden Wahnſinn ſchrieb da3 Blatt gegen eine Gewerkſchaft, die 
gar nicht unter ſozialdemokratiſcher Leitung ftcmd 

Die Freiſinnigen haben nicht nur. für die Gewerbeordnung mit dem 8 153 
(Außnahmegefeß Über „F"oalttwnsverge!)en -) geſtimmt; ſondern ſie wären auch 
„bereit, .eine Verſchärfung durch. die Recht3praxis. und. durch die Gefeßgebung ZU 
„bewilligen. . Die Sehnſucht dver „Freijinnigen Volkspartei“ nach einer Ver- 
fſchärfung der Strarbeft[mmungen gegen da3 Koalitionzrecht erfennt- man aus 
Folgender Aeußerung der „Freiſinnigen Zeitung“ vom 10. April 1903 Über die 
Annahme der l")ollanwfc[)en Zwangs8geſeße .. 

„GE3 handelt ſich in ven holländiſchen Geſeßentwürfen auck) nicht darum, 
die Koalitionsfreiheit einzuſ<hränken, jondern in ähnlicher 
Weiſe, wie die3:8 153 der deutſchen Gewerbeordnung beſtimmt, die Frei- 
heit de3 Arbeiter3 zu ſ<hüben gegenden Zwang,fſichan 
Koalitionen zu beteiligen.“ 

Die holländiſchen Zwangs3geſeße bedrohen mck)t nur da3 Koalition3recht 
allgemein mit Stmfbeftrmmungem die der deutſchen Zuchthaus3vorlage - ähnlich 
find, ſondern ſchließen für die Vcrfehx-a[l)ctter den Streit völlig aus und ahnden 
Zuwiderhandlungen dagegen mit Gefängni35 bis zu 4Jahren. Dieſe 
Schandgeſeße billigt das fuh[ende Organ der Freijinnigen Volkspariteil 

Anläßlich der Ausſperrung in- Jſexlohn forderte. der - dortige „Kreis- 
Uuzetger“, offizielle3-Organ des- Richtexſchen Freiſinns (Mitte 'Mai 1903), die 
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Behörden zum ſchärferen Einſchreiten gegen die ausgeſperrten Arbeiter auf. Er 
ſchrieb: „Au<h wir ſind der Anſicht, daß ſic< auf Grund des 
8 153 der Gewerbeordnung zum Scc<hute der Arbeits3willigen 
mehr tun läßt als biSs8her.“ Dieſes freiſinnige Organ will die Be- 
ſtrebungen der verſcharrten Zuchthau3vorlage durch [cl)arfere Anwendung des 
8 153 verwirklicht ſehen! . 

Wie aber die freiſinnigen „Maſſen“ über Arbeiterrechte denken, Hda3 wurde 
in einer freiſinnigen Wählerverſammlung des zweiten Berliner Wahlkreijes am 
11. Mai 1903 ſehr offenherzig aus8geplaudert. 

Der gegenwärtige freiſinnige Kandidat des zweiten Berliner Kreiſes, 
Kreitling, erzählte in dieſexr Verſammlung im Stil der Denkſchrift zur Zucht- 
hau3vorlage Schandtaten von „ſozialdemokratiſchem Terrorizmu3“: „Gute brave 
Arbeiter hätten ſchon häufig zu ihren Arbeitgebern geſagt: Ac<, ich muß ja mit- 
ſtreiken, ſonſt ſchlägt man mich tot.“ = Der Vorſizende Stahl meinte: „Falls 
Kreitling gewählt werde, ſolle ſich dieſer ebenfalls energiſch gegen das zu ſc<hnelle 
Tempo in der Sozialrefornr wenden.“ 

Kommunalabgaben. 
Der „Sozialiſtenſpiegel“ wehrt die gegen die Freiſinnigen erhobenen An- 

griffe in dexr Weiſe von Angeklagten ab, die beteuern: „Man wirft mir vor, daß 
ich vor vier Wochen einen Ginbruch verübt habe. Wahr iſt vielmehr, daß ich 
geſtern meinen Hund habe ſcheeren Taſſen.“ So wird die Tatſache, daß der 
Kommunalfreiſinn in Städten, wo er die Herrſ<haft hat, nicht daran denkt, die 
indirekten Steuern aufzuheben, dadurch zu widerlegen verſucht, daß auf den 
Freiſinnigen Antrag zur Zollvorlage verwieſen wird, wonach die Gemeindeabgaben 
auf Lebens38mittel in Wegfall kommen ſollen. Das3 iſt keine Widerlegung, ſondern 
nur ein freiſinniger Widerſpruch zwiſchen volksfreundlicher Schaumſchlägerei 
und kapitaliſtiſcher Wirklichkeit. So haben in Breslau freiſinnige Volksparteiler 
'den Ausſchlag für die Beibehaltung der Schlachtſteuer gegeben. 

Außerdem hat der „Sozialiſtenſpiegel“ (unter „Jndirekie Steuern“) gegen 
die ſozialdemokratiſc<e Forderung auf Einführung direkter Steuern auch den 
Einwand erhoben, daß die direkten Kommunaolſteuern dann erhöht werden 
müßten, „die jet bi3 zu 300 Prozent der Staatsſteuern betragen.“ 

Im Dezember 1900 begründete die „Freiſinnige Zeitung“ in einex Polemik 
gegen da3s allgemeine Gemeindewahlrecht das8 Reichstag3wahlrecht u. a. darauf, 
daß die Steuerverfaſſung des Reichs weſentlich auf der Belaſtung der allgemeinen 
und notwendigen Leben3mittel beruhe. Damit ſind die indirekten Steuern zur 
Vorausſezung de38 allgemeinen Wahlrechts gemacht. Das 1ft entweder eine 
prinzipielle Verteidigung von Lebenzsmittelſteuern oder aber eine grundſägliche 
Ablehnung des Reichstagswahlrechts. 

Kommunalprogramm der Sozialdemokratie, 
Von der reichen und fruchtbaren Tätigkeit der Sozialdemokratie in den 

Gemeinden weiß der „Sozialiſtenſpiegel" kein Wort zu vermelden. Alle3, wa3 
er mitieilt, beſchräntt ſich darauf, daß auf dem bayriſchen Parteitag in Nürn- 
berg (1900) Auzeinanderſeßungen darüber ſtattgefunden haben, ob e8 möglich 
ſei in Fürth die Lebenömittelſteuern mit einem Sclage aufzuheben oder ob ſich 
ſhrittweiſes Vorgehen empfehle. Gerade weil darüber Meinungs3verſchieden- 
heiten herrſchten, verlangte man ein bindende3 Gemeindewahl-Programm. 
Dieſe3 iſt venn auH von den bayriſchen Parteigenoſſen geſchaffen worden 
und e38 verlangt: „Verbot aller Steuern auf Leben3»= 

mwittel.“ Damit iſt der Fürther Streitfall erledigt, was der „Sozialiſten- 
ſpiegel“ unterſchlägt, Uebrigens hatte die Sozialdemokratie in Fürth, wie aus 



'der tendenziöſen Darſtellung de38 „Sozialiſtenſpiegel3“ entnommen werdm 
könnte, niemal3 die Mehrheit. Dagegen hat die Freiſinnige Volkspartei“ 
Nürnberg die Mehrheit, aber bisher nicht daran gedack)t- die dortigen mdtrekten 
Steuern zu beſeitigen. Gerade Nürnberg iſt ein Muſterbeiſpiel freiſinnig- 
volk3parteilicher Schre>en3herrſchaft. Von 60 000 männlichen Steuerzahlern 
beſißen nur 10 000 das Gemeindewahlrecht; die Arbeiterklaſſe bezeichnete einmal 
der Nürnberger Volsparteiler Be>h (Abgeordneter für Koburg) al3 Lumpokratie. 
Die Aufhebung des Bürgerrechtsgelde3 und die Einführung der Wahlen nach 
Bezirken wird hartnädig verweigert. Hunderttauſende wurden für Fürſten- 
denkmäler ausgegeben; däbei beſißt Nürnberg kein Volk8bad. Die Schulden 
betrugen 1902 51 Millionen. Die Verkehr3einrichtungen find an da3 Privat- 
fapital ausgeliefert. Nichts3 für Arbeitsloſe, ſchlechte Behandlung dex ſtädtiſchen 
Arbeiter. Die Arbeiterſchaft wird verhindert, eine Ort3-Krankenkaſſe zu er- 
richten; die Gemeinde-Krankenkaſſe arbeitet mit einem Defizit von mehr als8 
4100 000 Mark. Die ganze Unfruchtbarkeit de3 Freiſinn3 enthüllt ſich in dieſen 
Angaben. 

Sonſt hat der „Sozialiſtenſpiegel“ für die kommunale Wirkſamkeit der 
Sozialdemokratie nur noc< eine Bemerkung?: „Ueber die Aufbringung der er- 
forderlichen Koſten machen ſich dieſe Kommunalprogramme kein Kopfzerbrechen, 
weil, wiedabeiaus8geführt wird, jeder Reinertrag in Privatbetrieben 
nur durch Ausbeutung der Arbeiter entſteht und 23 de3halb gerectfertigt ſei, 
auch die diretten Kommunalſteuern, abgeſehen von den unterxen Klaſſen, beliebig 
ho< 3zu ſc<rauben.“ 

Wo und wann iſt „dabei“ dieſe Begründung gegeben. Ein gefälſchtes 
Bewei3-Citat iſt fällig und. wohl nur verſehentlich vergeſſen. CEin großer Teil 
der Koſten würde durc< Kommunaliſierung der öffentlichen Betriebe aufgebracht 
werden fönnen. ' 

Das freiſinnige Kommunalprogramm iſt freilich ſehr einfac<h:? „Alle Be- 
triebe, die fkoſten, übernimmt die Stadt; alle Betriebe, die einbringen, über- 
liefert man der Ausbeutung durch private Geſellſchaften.“ Auf dieſe Weiſe 
wurde das freiſinnig „Lrichterlich“ - verwaliete Berlin die ſozialpolitiſch rü>- 
ftändigſte Gemeinde Deutſchland8. Berlin iſt der ausbeutenden Willkür groß- 
kapitaliſtiſcher .Geſellſhaften (Straßenbahn, Elektrizität), ausgeliefert, zu denen 
einflußreiche freiſinnige Stadtiverordnete zum Teil die innigſten Beziehungen 
haben. Der Kommunalfreiſinn Berlins ſieht eine ſeinex wichtigſten Aufgaben 
darin, die Dividenden von Aktiengeſellſchaften zu fteigern. Auf dem Gebiet der 
WohnungsSpolitik iſt nicht3 geſchehen. Die Lage der ſtädtiſchen Arbeiter iſt höchſt 
Unerfreylich; ihr Rechtsverhältnis ſchlechter als in privaten Betrieben. Gegen 
empörende Mißſtände in der Armenpflege nahm am .16. Februar .1902 eine 
Berliner Frauenverſammlung eine geharnijchte Refolution an. Während in dem 
Glend3winter 1901/02 die Stadt keinen roten Heller für den Arbeiisloſen übrig 
hatte, wurden» für Höfiſche. "Geſchenke und den  geſc<hmadloſen Flitterpomp bei 

Fürſtenempfängen Unſummen vergeudet: Der Schloßbrunnen ( „For>enbedken“), 
-- ein Geſchen?f, da38 der Kaiſex durch eine höchſt ungnädige Anſprache er- 
widerte -- koſtete der Stadt Berlin 315 832 Mark. Für den König von Jtalien 

- wurden 175 563 Mark veraus3gabt. Bei der Centenarfeier (1897) wurden 
180 000 Mark „verſc<müdt“. Neuerding38 (Frühjahr 1900) wurden für den 
Kaiſer von Oeſterreich 50 000 Mark bewilligt und das doppelie ausgegeben. 

- Alle fkleinen Fortſchritte aber, zu denen der Freiſinn ſich ſchließlich verſtand, 
find dem unabläſſigen Drängen der Sozialdemokratie zu verdanken. Der Geiſt 
des Freiſinns aber iſt durch die Aeußerung de3 Stadtverordneten Jacobi gekenn- 
zichnet, der in einer Verſammlung am 14. Oktober 1901 alle „Segnungen“ auf- 
zählte, die Berlin für die unbemittelte Bevölkerung leiſte, und empört hinzu- 
fügte: „Und hinterher ſagen ſie no< nicht einmal dante 
dafür!“ ((Vergl, auß „Volksſchullehrer“]))]
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Kompromisse. 

Unter Berufung auf das bayriſche Landtag3wahlkompromiß ſpriht Eugen 
Richter „ein- für allemal den Sozialdemokraten da3 Recht ab, anderen Parteien - 
Vorwürfe zu machen, wenn ſie Geſehe annehmen, die ſich, wenn ein Mehrere3 
nicht erreichbarx iſt, mit weniger begnügen, ſofern dieſes Weniger einen erl]ebltcßen E 
Fortſchritt darſtellt“. 

Einen ſo thörichten Vorwurf erhebt natürlich die Sozialdemokratie gegen 
Feine Partei, auch niemal3 gegen die Freiſinnige Volksparteiz; denn dieſe ſelbſts 
verſtändliche Taktik verficht auch die Sozialdemokratie. 

Die ſozialdemokratiſche Anklage gegen den Freiſinn Eugen Richter3 richtet 
fich vielmehr umgekehrt dagegen: daß der Freiſinn ſich mit weniger begnügt, 
wenn und weil er mehr befommen kann, daß er ſeine Prinzipien gar nicht mehr 
wolle, ja daß er ihre Verwirklichung durch eine Taktik grundloſer Nachgiebigkeit 
abſichtlich vereitele. Die volk3paxrteilichen „Kompromiſſe“ nähern nicht das freis 
finnige Programm ſeiner Erxrfüllung, fondern verraten es8. 

Der Freiſinn bringt im preußiſchen Landtag keinen Antrag auf Beſeitigung 
de3 Dreiklaſſenſyſtems ein, weil er es nicht will, nicht weil es uwnerreichbar iſtz 
denn der freijſinnige Antrag auf gleiche Einteilung der Wahlfreiſe iſt ebenſo 
unerreichbax. Dexr Freiſinn unterläßt es, Zollfreiheit auf LebenS8mittel zu be- 
antragen, nicht wegen der Ausſichtslofigkeit, ſondern aus Furcht vor hohen 
direkten Reichsſtenern; er will keine Zollfreiheit. Der Freiſinn hat durch ſeine 
Zuſtimmung zum Bürgerlichen. Geſebbuch, zur neuen Militär-Strafprozeß»- 
ordnung verhindern helfen, daß beſſere Geſeße vorgelegt wurden. In der Politik 
iſft das „verbeſjerte“ Geſe3 der Feind de3s guten Geſehe3. Man flickt, um die 
Erneuerung zu verhindern. Die freijinnigen Kompromiſſe ſind keine Abſchlag3z 
zahlungen auf größere Reformen, ſondern Liquidationen zum Bankrott! - 

: Daß es ſich bei den freiſinnigen Kompromiſſen nicht darum händelr, zu 
nehmen, wenn man nicht mehr kriegen kann, hat ganz befonder3 ihr Verhalten 
bei der Zuderſtewer bewiefen. Die Kommiſſion hatte die Verbrauch3abgabe auf. 
12 Mark beſchloſſen. Im Plenum aber ſezte. die Volkspartei die Heraufſebung 
auf 14 Mark durch. Sie hintertrieb alſo geradezu die Verbeſſerung, fm; die ſonſt 
eine Mehrheit ſicher geweſen wäre. 

Krieg 

und Unfrieden würde die Sozialdemokratie hervokrufen, wenn ſie jemals8 zur 
Hexrſchaft gelangte“ =- ſo propheigzeit Eugen Richter aus dem Kaffee- 
ſaß mit Hilfe eine38 irrſinnigen Medibumſel3. Warum? Weil „alle Intereſſen 
fich .in ſtaatlichen Organiſationen vereinigen“ und des8halb die JIntereſſengegen2 
ſäße der Staaten ſich verſchärfen. Herr Richter wird demnächſt auch beweifen, 
daß der Intereſſengegenſaß der deutſchen Staaten ſich infolge der deutſchen Eins 
heit verſchärft habe. Je mehr das Proletariat ſich international verbrüdert, um 
ſo ſchärfer wird der Gegenſaß =- lehrt Eugen Richter. Das iſt der Punkt, wo 
man ernſthaft die Frage der Entmündigung de3 Freiſinn3 erwägen ſollte. Denn 
wenn man den folgenden Saz lieſt, genügt ſchon die bloße Entmündigung nicht 
mehr; hier beginnt die Tobſucht. Man leſe:: „Nac<h innen würde der. ſozial» - 
demokmi,-xftl)e Staat exſt recht des Militärs nicht entbehren können, um die Maſſen 
in der notwendigen ſklaviſchen BVotmäßigkeit zu erhalten gegenüber der oberſten 
Leitung der Produktion und Konſumtion. Auch in Zuchthäuſern bedarf man 
vieler Aufſeher, welche der freie Privatbetrieb fm: die Bewachung enbehren fann.“ 

Da nun die „ſklaviſche Votmäßigkeit“ der „Maſſen“ künftig durch nie- . 
manden ander3 bewirkt wird, wi“ *"r< die Maſſen ſelbit, ſo fo-lgt daraus, daß 
im Zukunftsſtaat Eugen Richtex8 das Militär ſich ſelbſt totſchießen wird; und 
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alle Kanonen gegen die Bed1enungsmanufck)aft gemchéet ſein werden Oder 
will Gugen Richter beweiſen, daß es zwe>mäßig wäre, die Zuchthäuſer zu offnen, 
um die =- Aufſeher zu erſparen? Oder hält er alle Kapitaliſten, die im Zu- 
Xunftöſtaat zur''Arbeit genötigt werden, für Zucthäusler, welche heute nur 
de2halb nicht der Bewachung bedürfen, weil ihr „Privatbetrieb“ ihnen geſtattet, 
niGt zu arbeiten? Oder was hat er ſich ſonſt bei dieſem Aberwit gedacht, daß 
die Menſc<hen freiwillig arbeiten, wenn ſie für anvere frohnden, daß ſie aber des 
Sllavenvogt3 bedürfen, wenn ſie in der Arbeit für die -Ullgemeink)eit für ſich 

- Die ſchlichte freiſinnige Erkenntni2 und Lebenöserfahrung: daß ein echter Kapitaliſt 
nur durch das ZUchkhaus gezwungen werden fann, für da3 Allgememtvoh[ 
zu arbettero. | 

Krifen. 

- Eduard Bernſtein. hatte vor der lehten Kriſi8 optimiſtiſche Anſchauungen 
Über die Dauer und Stetigkeit'des wirtſchaftlichen Aufſchwung3 geäußerxt. Eugen 
Richter führt dieſe Auffaſſung gegen die herrſchende ſozialdemokratiſche Auffaſſung 
an. 'Er will offenbar damit den Anſchein erwecen, daß er gar keine Beziehungen 
zur Börſe und zu ſonſtigen Kapitaliſten unterhält, :alſo, daß er ahnungs8l93 im 
ewigen Paradie3 des wirtſchaftlichen Aufſchwungs lebt, während ring3um alles 
zuſammengebrochen iſt." Der freiſinnigen Genoſſenſchaft3bank Sörgel und 
Pariſius 'wird e8 ein Troft ſein, aus dem „Sozialiſtenſpiegel“ zu entnehmen, daß 
es''Jeine Kriſen giebt; ihr Kladderadatſc< war augenſd<heinlich nur ein Miß- 

verſtändnis, ein Jrrium. 

Mauserungsprozes9. 

Dieſe3 Kapcke! de3 : „Sozialiſtenſpiegel8“ iſt da8 einzige, da3 eine Wahrheit 
enthält und ſogar richtig zitiert. Eugen Richter erklärt es für eine „vollftandtge 

Täuſchung“ bürgerlicher Politifer, daß die Sozialdemokratie in .einem 
Mauſerungsprozeß zu einer radikalen Arbeiterpartei begriffen ſei. 

Memel-Beydekruger -Stichwabl. 

In allen Stichwahlen zwiſchen Sozialdemokraten und Agrariern lieferten 
die Freiſinnigen das Mandat den BxotwUck)erern au3. Be]onderes Aufſehen 
erreäte ' e3, al8 bei der Memeler Wahl' im Jahre 1901 mitten im Zollkampf 
der Wahlkreis an die Brotwucherer durch den Freiſinn verraten wurde. Der 
Konfervative erhielt im erſten Wahlgang 7016, der Sozialdemokrat 4911, die 
Volk3partei 2925 Stimmen. In der Stichwahl ſiegte dann mit freiſinniger Hi[fe 
der Konſervative mit 9123 gegen 6838 Stimmen. Der „S()Zml1ftenfp1ege 
verſucht das Verhalten damit zu rechtfertigen, daß die Centralleitung der Frei- 
ſinnigen Volkspartei keine Direktive au8gegeben habe. Darin liegt gerade va3 
ſtandalöſe, daß die Zentralleitung niemal3 dazu auffordert, für einen ſozial- 
demokratiſ<en Gegner der Reaktion einzutreten. Außerdem wird von „Ver- 
leumdungen“ geredet, die im Wahlkampfe verbreitet worden ſeien.  Eine Pariei, 
die durch irgend eine unrichtige Behauptung veranlaßt wird, den ärgſten Feind 
zu wählen, iſt. keine ernſthafte Partei, ſondern ein Narrenverein. Aber die 
Jammerei über den „Ton“  der Sozialdemokraten iſt lediglich eine faule Aus8- 
rede. Auch wo beim beſten Willen keine „Verleumdung“ entde>t werden kann, 
ſtimm? der freijinnige Wähler zehnmal lieber für den „Junker als für den 
Sozialdemokraten. : 

Schov im Sommer 1898 bei den vorigen Wahlen veranlaßte dies Treiben 
die freiſinnige Berliner „Volk3zeitung“ zu folgendem' empörten Ausruf: „Vor
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Roſadotv3ky bis zum Kopſch: vie Schamröte muß jedem Eknſtlich liberal. 
freiſinnigen Menſchen ins Geſicht ſteigen, wenn man ſehen muß, daß da3 frei- 
finnige Bürgertum, Hand in Hand mit - den Junkern und Agrariern, nur die - 
Ausmalung des ſozialdemokratiſchen Zukunftsſtaate3 als Kampfmittel gegen 
die einzige wahrhaft oppoſitionelle Partei, vie Sozial- 
demokratie, benutt. Iſt da noc<h irgend ein Unterſ<ied 

zwiſchen Freiſinn, Junker und Volksentrehter2 Nein!“ 

Niederlage des Sozialismus in Belgien« 

Die deutſche Sozialdemokratie hat die Brüder in Belgien bei ihren härtten 
Wahlrechtskämpfen werktätig unterſtüßt. Deshalb, ſchreibt der „Sozialiſten- 
Jpiegel“, ſei die Niederlage de8s SozialiSmus in Belgien eine Niederlage des 
Soziali8mu3 überhaupt“. Nach der „blutigen Niederlage“ habe der „Vorwärts“ 
freilich ſchleunigſt von den belgiſchen Genoſſen abzurüc>ken geſucht. 

Da3 iſt der „Fortſchritt“ des Fortſchritt3. GEinſt jubelte die dDeutſche 
Bourgeviſie über die revolutionären Erfolge de3s Auslande3. Heute geifert ſie in 
Scadenfr&ude über Niederlagen de3 revolutionären Gedanken3. Daß die deutſche 
Sozialdemokratie wegen ihrer Hilfeleiſtung für Belgien in die Niederlage mit 
hineingezogen ſei, iſt der Gipfel hämiſchen Unſinn8s. Dann war die Niederlage 
derx Buren auc<h eine Niederlage der Völker, die mit jenem Freiheitskampf 
ſympathiſierten. EGine freche Verleumdung, geboren aus der feigen Geſinnung3- 
art de3 verkommenen Rrofitbürgertums, iſt die Behauptung, daß der „Vorwärts5“ 
von den belgiſchen Parteigenoſſey „abgerüdt“ ſei. Die deutſche Sozialdemokratie 
hat einfach die Lehren aus dem Mißerfolg gezogen und darin eine Beſtätigung 
der deutſchen Auffaſſung geſehen, die den Generalſtreik für ein untaug- 
liches Mittel hält. Dieſe Veberzeugung wird die deutſche Sozialdemokratie aber 
au< in Zukunft nicht abhalten, die Bruderparteien, die dvennoch das Mittel aufs 
neue antivenden, zu unterſtüßen. Wie ſoll ein Klopffechter der Kapitaliſten aberx 
auch ſolchen JdealiSmus begreifen können! 

Sehr hübſch aber iſt die profitable Lehre, die Eugen Richter aus den 
belgiſchen Ereigniſſen zieht: die Erkämpfung des Wahlrecht3 ſei ein Zwe&, der 
nicht das Mittel eines Recht3bruchs dur< Niederlegung der Arbeit hbeilige. „Ein 
Sitreik kann auch niemals berechtigt ſein für politiſche Zwecke.“ 

Eugen Nichter ſollte ſein Lebenswerk damit krönen, eine Geſchichte der März- 
revolution zu ſchreiben, in der er den Nachweis führen müßte, daß die Revolutionm 
de3halb mißglüdt ſei, weil män vielfach untex Recht3bruch aus der Arbeit ge- 
laufen ſei. Auch in den Freiheit3kriegen von 1813 zeigte ſich ſchon eine ähnliche 
abſcheuliche Erſcheinung. Der Profit iſt das höchſte Geſez! Man darf allen- 
falls noch Hochverrat üben, auf die Barrikade ſteigen, aber niemals ohne Ein- 
haltung der Kündigungsfriſt die Arbeit niederlegen. Herr Eugen Richter eignet 
ſich zum Großinquiſitor de3 Kapitali8mus, der jede Auflehnung gegen ſeine offena 
barten Geſehe als Todſünde verflucht. Streikenden giebt dieſer Prozent- 

Beichtvater ſicher keine Abſolutionl 

Oppozition und Obstruktion, 

Zollparteien herbeigeführt habe, hat Eugen Richter die ſchamloſen Gewalttaten 

der Reichstagsmehrheit entſchuldigt und- angefeuert; fſodann aber ſeine eigene 

Verratstaktik zu verſchleiern verſucht. Auf die Wahlhilfe des Centrums ange- 

wieſen, mußte er =- ſ<mählichem Wahlſchacher die elementaren Jnteteffen' des 

Volkes opfernd =- dahin wirken, daß der Zolltarif nicht zur Wahlparole würde. 

Bei dieſey Parole würde er mit dem Zentrum in Konflikt geraten. Er wollts I R
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- vielmehr 5ie Kätinloſe LbfiMgf „Fuv guée Haude!ßhe»rtpage"- in die ]ede Bartei 
1 einſtlimmen fann,-weil jede dabei etwa3 andere3 denkt. 

Die Sozialdemokratie hat gegen den Zolltarif überhaupt keine Obftruktwn 
get)nében. obmohl auch dieſes Mittel gerade vom konſtitutionellen Standpunkt aus 
durdaus berechtigt wäre. E3 muß eine Möglichfeit geben, wenn die Mehrheit 
Des Parlaments fich in Widexſpruch mit der Mehrheit der Wähler befindet, die 
Befragung de3 Volkes3 ſelbſt 3zu erzwingen, Aber in dieſem Falle war eine 
Obſtruktion überflüſſig, weil ſchon die einfache ſachliche Beratung des Zolltarifs 
bei der dauernden . Arbeii3- und B SJÖ[ußnufahlgLmt der Zollmehrheit die Vorlage 
zum Scheitern' hätte bringen müſſen. In vder Tat hat denn auch die Sozial- 
demokratie und die Freiſinnige Vereinigung lediglich, wie es ihre Pflicht: war, 
gegen den Umſturz der Geſchäfigordnung obftruftionelle Mittel angewandt. Aber 
gerade „weil die Mehrheit wußte, daß fie unfähig war, die Vorlage ſachgemäß 
dyrc<zuberaten, verübte ſie den ſchamloſen Staatsſtreih und erhob. eine Vorlage 
zum Geſeb, ohne daß jie verfaſſungsmäßig beraten worden wäre. 

Eugen: Richter lügt, wenn er im „Sozialiſtenſpiegel“ die längſt als falich 
na<gewieſene BVehauptung wiederholt, fc[)cm in der Kommiſſion habe die 
Obitruktion begonnen. In Wahrheit hat in der Kommiſſion lange Zeit hmdurck) 
die. Freiſinnige Volko3päriei Schulter. an Schulter mit der Sozialdemokratie in 
g[mxchc*c Tattit vie Vorlage bekämpft. 

.xzm Roujahr-Artifel 1902 ſchrieb die „Freiſinnige Zeitung"“? 
„Der" Jeue Zollfamf fann iv die Brüche gehen- fewobhl wegen der formellen 

Scwierigkeiten, eine fo[c[)e Geſeke3vorlage in mehr als8 1000 Ab- 
f|immungen ohne eine feſie Mehrheit zum Abſchluß zu bringen, als auch 
weil ſich ſchließlich von recht3 und linfs eine Mehrheit zuſammenballen kann, die 
aus eatgegeugeftßten Gründen die Vorläage verwtrft . 

„/ » Der Wahlkampf =- mag ex nun in dieſe3 Jahr fallen oder erſt in 
Öa? Jahr 1903 --. wird fich in erſter Reihe um Zollfragen drehen.“ 

". Am 5. Januar. 1902 meinie da3s Org: '3 Eugen R!chtexs. 
„Man ſchlägt eben vor, um etwas zu erreichen“, mit dieſem Worte ſoll 

wach. der „Sigat3bürger-Zeitung“ eine leitende Berſönlichfeit im Bunde ver 
RLandivirte die Politif des Bunde3 gegenüber dem Zolltarif-Entwurf gekenn- 
geichnet haven.  Dieſes Cingeſtändnis iſt. aber eine Beſtätigung des Urteils, 
-Zas außerhalb der Bundestreiſe längſt allgenmein über die bündleriſche Taktik 
Berrſc<t.“ 

Damals war alfo Eugen Richtev an<h überzeugt, daß die „Uneinigkeit" nur 
eine Komödie war und die „Ginigkeit“ ſc<ließlich aus der Verſenkung auftauchen 
würde. GSech3 Monäate ſpäter begann er zu tun, als8 ob er die „Komodie ernſt 
nahm“, und im Dezember 1902 beſchwor er, oaß die Ginigkeit nur infolge der 
„Obſtruttion“ zuftande gefommen ſei, dieſe Ginigkeit, die ex ein Jahr früher 
bereit3 für aweifelios extlärte. 

Weiter wird dann wiederholt der Vorwurf zurücgewieſen, daß. die Linke 
„Obſtruttion“ treibe, vaß jie die Verhandlungen verſchleppe. Die Sozialdemo- 
Fratie treibe, fo wird im Februar erklärt, fkeine Ovſiruktion und wiederholt erhebt 
die „Freiſinnige Zeitung“ lebßafien Proteſt gegen die Vergewaltigung ver 
Mänderbeit durc[] die Mehrheit. Exrſt im Sommer 1902, als feſtſtand, daß der 
Zolliarif nicht durch Sthluſfß der Sefſſion von felbſt verſchwinden würde, leiter der 
Intimus Richter3, Dr. Müller-Sagan/ den Umfall und die Verrätertaktik ein. 
Damals haite man ſich offenbar ube).lcgt daß die Volkspartei aus Nückticht auf 
das8 Centrum nicht .mit dem Zolltarif in die Wahlenziehen vürfe. Von dmefet 
Stunde an arbeitete Nichter ſyſtematiſch darauf hin, den Zolltarif ſo ſc<hnell wie 
möglid) zur Grledigung zu bringen. 

Veber den wetieren Verlauf des Zollkämpfes vergleiche die Broſchüre“ „Der 
Umjturza im NReich3tag“ (Berlin, Buchhandlung Vorwärts2)».
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Aus der arundverlogenen Darſtellung de3 „Sozialiſtenſpiegel" ſei mw ein 
ergöbliches Mißgeſchi> erwähnt, das zugleich verrät, daß Eugen Nichter Fſelbſt 
nicht an ſeine Obſtruktionsmärchen glaubt. In dem UVebereifex, den Kampf Dder. 
Sozialdemokraten und-der Freifinnigen Vereinigung durchweg al3 ganz verfehlt 
und dumm nachzuweiſen, verfſtrict ex ſich auf ſehr lüjtige Weiſe in ſeine eigenen 

- KLügen. Am 20. Oktober 1902 erklärte der nationalliberxale Abgeordnete Satiler, 
um die Oppoſition zu täufchen, die Uneinigkeit zwiſc<hen den Zollparteien ſei ſo 
groß,,; daß die Vorlage als geſcheitert gelten müſſe; die Regierung jolle vas 
Gejes zurückziehen. 

E5 war ein ſehr feiner Schachzug de3 Abgeordneten Barth, daß ex einige Tage 
ſpäter unter Berufung auf Sattlex3 Aeußerxungen und in deren notwendiger 
Konſequenz den Antrag ſtellte, die weitere Beratung au3zuſeßen. GSofort warfen 
die Zollparteien die Larve ab und aus ihrem heftigen Widerſpruch wurde jedem 
flar, daß fie gar nicht daran dachten, die Vorlage ſcheitern zu laſſen; Herr 
Sattler hatte eber nur „diplomatiſch“ gemogelt. 

Der „Sozialiſtenſpiegel“ berichtet Üüber dieſen. geſcheiten Antrag Barth 
wie folgt: 1: 

„Am 30. Oktober beantragten die Obſtrufiion3parteien ungeſchiter 
Weiſe eine Ausſezung der weiteren Veratung der Tarifvorlage. . Natürlich 
wurde dieſer Antrag, der von den Freiſingigen b eid ex Gruppen und. den 
Sozialdemokraten unterffüht wurde, von ?)611 Mehrheitsharteien abgelehnt. 

Zum erſten Male waren durc< dieſen Anirag vie ſchubzöllneriſchen Richtungen 
zu einer übereitſtimmenden Abſtimmung gedrängt worden.“ ; 

Der Verfaſſer de3 „Sozialiſtenſpiegel“ lügt mit ſo ſchlechtem Gedächtmis, 
- daß er einen Antrag „ungeſchit“ nennt, von vem er zwei Zeilen darauf mitteilt, 

daß auch die Freiſinnige Volkspartei ihn unterſtüßt hat. Alſo trägt Eugen 
Richter die-Mitſchuld an'der Ungeſchielichkeit und an derx == Einigung der Zoll- 
parteien1 Herx Richter wird nun die Darſtellung datzin verbeſſjern müſſen, daß 
dies der einzige geſchi>te taktiſche Streich Barth8 geweſen fei und veshalb auch 
Eugen Richter3 Zuſtimmung gefuünden habe. - Der „Anfang“ der Einigung wird 
vementſprechend. dann auf. einen ſpäteren Termin gelegt werden müſſen. 

Die ebenſo bornierte. wie infame Zolltaktik Richters hat in feiner eigenen 
Rartei ſtarten Widerſpruch gefunden. Der Thüringer Parieitag der Freiſinnigen 
Volkspartei ſprach in lezter Stunde vor dem vollendeten Verrat die Grs. 
wartung aus, 

„daß die Fraftion alle zulöäſſigen Mittel aufwenden wird, um 
die . . . hochagrariſchen Veſtrebungen 3zu Fall zu bringen,“ 

An den Centralrat der deutſchen (freiſinnigen), Gewerkvereine (Hirſch2 
Dunder) wurde folgende Interpellation gerichter: / 

„Mit Rücſicht auf. die bedeutenden Geldkoſten, die ſeitens de8 Verbande3 
und der eingelnen Gewerkvereine zur Bekämpfung de3 Zolltarifs geopfert, in 
fernever Hinſicht der perſönlichen Opfer vieler Tauſender Mitgliever an Mühe 
und Zeit, wird. der Herxr Anwalt Dr. Max Hirſch um Austunft gebeten, welc<hs 
Stellung er ſowie der Redakteur Herr Golbſchmidt zu dem zweiventigen Voro 

gehen der Freifinnigen Volkspartei und deren Führer einnehmen.“ ; 
Bei der Debatte geißelte der Gewerkbereinler Schumacher mit fcharfen 

Worten vie kaktiſche Uaterſtüzung, welche die Frattion unter Richters Führung 

ver Reaktion angedeihen läßt. Herr Jordan bezweifelte, daß ſich in Zutfunft uoHh 

Arbeiter finden werden, die freiſinnig wählen. Schumacher brachie nachſtehenden 

Antrag ein: 
: „Der Centralrat erklärt, daß .. - er vem Verhalten dieſer Partei nicht 

guſtimmen kann. 
Es gab darauf eine. ſtundenlange Debatte. Maſchinenbauer Mäauch be 

zeichnete e3 als Tatfache, daßi die Freiſinnige Voltspartei faſt alſes Vertrauew 

in der Arbeiterſc<haft eingebüßt habe, Schließlich wurde der Antrag zurütgez0gens



- 
- Auch die Süvddeutſche Volkspartei, die mit der Freiſinnigen Volks8partei 

kartelliert iſt, hat die Taktik Eugen Richters aufs ſchärfſte verurteilt, namentlich 
in Baden war die Empörung groß. 

Dagegen war Eugen Richter der Held der Zolljunker. Er wurde förmlich 
zur Lichtgeſtalt und alle ſeine früheren Sünden waren ihm vergeben. Zu dem 
von der konſervativen Partei heraus8gegebenen „Wahlbüchlein“ wird Richter 
geradezu in dven Adelſtand erhoben. ES heißt da: 

N „Die freiſinnige Volkspartei iſt ein ehrlicer Gegner, von dem man weiß, 
wen man vorſich hat. Die Freiſinnige Volk3partei hat für die bevorſtehenden Wahlen 
und ſchon bei der Obſtruktionskampagne entſchieden und unzweideutig gegen die 
Sozialdemokratie Stellung genommen.“ 

Da3 Verhalten Eugen Richters kann nicht einmal dadurh entſchuldigt 
werden, daß er ein prinzipieller Gegner von allem ſei, was nacß Obſtruktion 
ausjieht. Ex ſelbſt hat die Obſtruktion gegen die lex Heinge mitgemacht und in 
fſeinem neuen „ABC-Buch“ verteidigt. Graf Balleſtrem ſelbſt hatte geäußert, „daß 
eine Minderheit berechtigt ſei, bei Fragen von grundſäklicher Bedeutung zu ver- 
Langen, daß die Mehrheit für ſich allein im ſtande ſein müſſe, einen beſchluß- 
fähigen Reichstag herzuſtellen“. =- Beim Zolltarif hingegen hat Eugen Richter 
es der Mehrheit nicht verargt, daß ſie, um nicht anweſend ſein zu brauchen, zur 
Tohen Gewalt ihre Zuflucht nahm., 

- Im Winter 1876 hat Eugen RNichter auch einen zollpolitiſc<en Obſtruktion3- 
feldzug geleitet. Er ſelbſt rühmt ſich ſeiner Tat in der Schrift: „Im alten Reichstag“. 

« 

Polizeieinmiſchung. 

Die Sozialdemokratie hat in der Gewerbeordnung von 1891 dem. folgenden 
8 120e zugeſtimmt: -„Für ſol<he Gewerbe, in welchem durch übermäßige Dauer 
'der täglichen Arbeit3zeit die Geſundheit de3 Arbeiter3 gefährdet wird, Dauer, 
Beginn und Ende der zuläſſigen Arbeit8zeit und der zu gewährenden Pauſen vor- 
8uſchreiben und die zur Durchführung dieſex Vorſchriften erforderlihen An- 
ordnungen zu erlaſſen.“ 

Da die Sozialdemokratie grundſäßlich den Achtſtundentag fordert, hat ſie 
Damit lediglich dem Bunde3rat die Vollmacht erteilt, in dieſem Sinne zu wirken. 

- €E> iſt keinerlei Beſchränkung des Reichstagsrechts, wie Eugen Richter behauptet, 
wenn man dem Bundesrat die Möglichkeit giebt, Verorxdnungen in der Tendenz 
Dder parlamentariſchen Mehrheit zu erlaſſen. Auch die Freiſinnige Volks3partei 

- Hat fich dagegen gewandt, daß der Reichstag die Kündigung der Handel3verträge 
beſchließen ſolle und die8 Recht dem Kaiſer überlaſſen. 

- Der „Spzialiſienſpiegel“ empfindet dieſe Befugnis als eine Vermehrung der 
Bolizeimadt und als einen Widerſpruch gegen die ſonſtige Haltung der 
Sozialdemokraten, .welche eifern „gegen alle polizeilichen Beſchränkungen ebenſo 
wie gegen die Erweiterung der diskretionären Gewalt der Polizei, ſoweit ſich 
die polizeilichen Befugniſſe gegen die Arbeitnehmer kehren“. Dagegen 
wij'ztdekt vas polizeiliche Ermeſſen gegen die Arbeitgeber von der Sozialdemokratie 
geſtärtt. 

Der Bundesrat iſt nicht die Polizei. Die Polizei hat nur die Aufgabe, die 
Ausführüng der Arbeiterſchußgeſesgebung zu überwachen. Die Sozialdemokratie 
iſt dagegen, daß die Polizei ſelbſt da3 ſchikanöſe Recht erhält den Geſetgeber zu 
ſpielen, indem in ihr Belieben die Ausführung unbeſtimmter General- 
vollmachten (3. B. die ver „Polizeiſtunde“) gelegt wird oder indem ſie dehn- 
b are Geſeze willkürlich und parteiiſch handhabt (3. B. die Verhinderung des 
Streikpoſtenſtehens auf grund der allgemeinen Rechtanrufung). Gegen die 



Polizei willkür iſt die Sozialdemokratie grundſäßlich, gleichgültig, „ob es ſich 
um , Arheiter oder Unternehmer handelt. Dagegen erkennt ſie vie 9 ol'zec natüre 
lic als durd<jaus notwendige und nüßliche Einrichtung, als Exekx ive feſt um- 
grenztex Geſeße. Zudem richtet ſich die polizeiliche Ueberwachung 'er Arbeiter- - 
jhubgeſeße ebenſo gegen. , die Arbeiter, die eitwa länger arbeiten wollen, wie 
gegen . die Unternehmer. Der Freiſinn ſchimpft immer. nur über PBolizei und 
verfällt dent Bluukolleß wenn jie darüber wacht, daß auch der Unternehmer 
unter dem Geſez ſieht, dagegen ruft er nach Polizei, wenn die Arbeiter geknutet 
werden jollen. Neuerdings. ruft ja.gerade Eugen Richter jeden Tag. nach Polizei 
und. Staatsanwalt, damit ſie die freiſinnigen Verſammlungen gegen ſozial- 
demokratiſche Störenſriede, will jagen: Diskuſſionsredner ſchüßen. 

Privateigentum, 

„Während . da3. ſozialvemokratiſche . Programm die, Verſtaatlihung. dex. Pro- 
duktionsmittel (der. großen Finanz, der Großindujtrie, des Großgrundbeſiges) 
fordert, lügt. Eugen Nichter hartnäctig, daß- das „Cigentum“ verſiagailicht werden 
joll. | Er weiß auch. ganz genau, was der  einzelne. im Zukunftsjtaat behalten joll: 
„PBrivateigentum und. Erbrecht beſchränkt ſich infolgedeſſen notwendig auf da3- 
jenige, .was man unmittelbar . zu. ſeinem perſönlichen Gebrauch .angewieſen 
erhält, alfo beijpielsweiſe auf dem, Verderben ausgeſehte Mundportionen, dem 
Körper entſprechende Kleider und etliche Möbel, ſoweit individuell getrenntes 
Wohnen geftattet bleibt.“ 

Das wäre ja immer noch mel)r. als die heutige Geſellſchaft vder großen 
. Maſſe . der Menſchen gewährt. Im Vebrigen .aber iſt die Behauptung, ver- 

läumderiſcher Ulk. Die ſozialiſtiſc<he Geſellſchaft giebt jedem Einzelnen 
den menſchentwürdigen Reichtum an Gebrau<8- und Genußgütern, den. ihm -die 
heutige Ordnung „raubt“. Die kapitaliſtiſche ſ<amloſe Lüge Richter3 ſchafft den 
Zutkunftsſtaat nach dem Vorbild der heutigen Kahlpfändung.  Es ijt eine Art 
kapitaliſtiſcex Kleritalismus8, der im JIntereſſe der herrſchendeu Mach 
die Gläubigen mit einer ſozialiſtiſchen Hölle zu ſchrefen und zu ſcheuchen 
ſucht, wie die Kirche mit dem Jenſeit3-Teufel1 

Der „Sozialiſtenſpiegel“ weiß  aber noch mehr von der „Zukunftsholle“* 
„Da lünftig allein für Staatsrec<hnung produziert wird und alſo niemand 

in den Beſit von Lebens5mitteln gelangen kann außer durch den Staat, ſo wird 
jeder Einzelue einfcß[ießlich ver Frau dem Staate arbeitspflichtig und muß infolge 
deſſen diejenige Arbeit verrichten, die ihm vom Staat als dem einzigen 
Arbeitgeber angewieſen. wird.“ 

Der Unterſchied der Gegemvart und der Zukunft iſt der, daß heute die große 
Maſje, ohne daß ſie ſelbſt eine Wahl hat, entweder zu erniedrigender  und ent- 
kräftender. Zwang3arbeit oder zur hungernden Arbeitsloſigkeit verurteilt wird 
In - der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft hat jeder als gleichberechtigtes gleichmächtiges 
Mitglied der Arbeitsgenoſſenſchaften die Möglichkeit, ſich innerhalb. des Möglichen 
und Notwendigen eine Arbeit zu wählen, die übrigens für niemanden einen 
Screden bieten wird. Die Zwangsarbeit für andere wird erſezt durch die frei- 
willige Arbeit für ſich ſelbſt, durc< die Gemeinſchaft, die alle ohne Unterſchied 
trägt und ſchüßt. Eine Hölle mag allerdings die Zukunft für den bedeuten, der 
heute von der „Arbeit“ des Aufficht3rat3 und des „Couponſchneiden3“. lebt. 

Gerade weil in der ſozialiſtiſchen Geſellſ<aft niemand Beſitz an Produktion3- 
mitteln hat, fällt auch jene Beſitſklaverei weg, die heute die Landbevölkerung, 
die hausbeſizenden Handiverker der Kleinſtadt von der Geburt bis zum Grabe 
an die Scholle feſſelt. Der Privatbeſikh an Produktionsmitteln knechtet auch die 
Eigentümer, nicht blos die Beſitloſen. 
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Endlieh verrät der „Sozialiſtenſpiegel“ noch, daß ver Anteil des Einzelnen 
Hur<aus gleichmäßig ſein müſſe, „weil andernfalls durch Anhäufung unverbrauchter 
Genußmittel wiederum Privatkapital entſtehen würde.“ ; 

Da jeder in der zukünftigen Geſellſhaft ein behagliches Exiſtenzminimum 
gewährleiſiet erhält, iſt die Frage, ob einer mehr oder weniger verdiene, eine 
ganz nebenſächliche und gleichgiltige. E3 iſt eine Frage, die nur den hHeutigen 
Narren des Kapitalismus intereſſiert. Wie „unverkaufte Genußmittel“ = vermut- 
die nicht verzehrten faulen Fiſche Roſcher3 =- wieder zu Privatkapital werden 
follen, bleibt ein ewiges Geheimnis Eugen Richter'ſcher Wiſſenſchaft. Selbſt im 
Zeitalter der Aktiengeſellſchaft Fortſchritt kann keine Kommerzienrätin mittelſt 

ihrer gefüllten Speiſekammer Arbeiter ausbeuten] 

PDroduktivgenoſſenſchaften. 

Während Eugen Richter ſonſt erzählt, daß der „Zukunftsſtaat" ein zucht- 
häuzleriſches Arbeit8haus ſei, in dem eiſerner Zwang jedem ſeine Arbeit „anweiſt“, 
ſchildert er plößlih zur Abwechslung die Zukunfts8organiſation als 
freieſte Anarie, in der jever thun kann, was8 er will, in 
der e3 keine Unterordnung und keine Disziplin giebt. Eugen Ridhter 
hat reht verſchiedene Zukunfsplatten in ſeinem Guckaſten. Weil doppelt beſſer 
hält, läßt er die ſozialiſtiſhe GeſellſHaft erſt am Zuchthaus<arakter, dann 
an der abſoluten Freiheit zu Grunde gehen, indem er ſich auf Aeußerungen 
Bernſteins über die Demokratie in der Fabrik bezieht. Natürlich wird die 
fozialiſtiſ<e Produktion8genoſſenſhaft wever da8 Eine noch da3 Andere ſein, 
weder Zuchthaus no< Anardhie, ſondern eine Organiſation, welche vernünftige 
Sreiheit mit zwe>mäßiger Verwaliung vereinigt. Kautsky ſc<reibt darüber: 
«Soll dieſe vemokratiſche Disziplin in der Fabrik wirken, dann ſezt ſie eine 
demokratiſche Organiſation der Arbeit daſelbſt voraus, ſie ſezt voraus, daß die 
vemokratiſche Fabrik an Stelle der autokratiſchen tritt . . . Die Aufrechterhaltung 
der unentbehrlichen Di3ziplin bei der Arbeit wird ſich nur vur<führen laſſen 
dur<h Einführung der gewerkſ<aftlichen Disziplin in den Produktion3prozeß. 
Dies wird allerdings nicht überall in gleichexr Weiſe vollzogen werden können, 
jeder Betrieb hatſeine Eigenart, nac<h derſich die Organi- 
fſation ſeiner Arbeiter richten muß. Esgiebt 3. B. Betriebe, die ohne 
eine bureaukratiſ<e Organiſation nicht au8kommen, wie die Eiſenbahner. Die 
demokratiſ<he Organiſation kann ſich da ſo geſtalten, daß die Arbeiter Delegierte 
wählen, die eine Art Parlament bilden, welc<hes die Arbeitsordnungen feſtſtellt 
und die Verwaltung des bureaukratiſchen Apparates überwacht. Andere Betriebe 
kann man der Verwaltung der Gewerkſchaften übergeben, wiederx anvdere können 
genoſſenſchaftlich betrieben werden.“ 

Vebrigens entſtellt der „Sozialiſtenſpiegel“ auch Bernſtein8 =- an ſich nicht 
einwandfreie =- Betrachtungen über die Demokratie in der Fabrik. Seine Kritik 
richtet ſich nämlich nicht gegen die ſozialiſtiſche Zukunft3organiſation, ſondern 
gegen die heutigen, im fkapitaliſtiſchen Staat, eingerichteten Produktiv- 
genoſſenſchaften, die ja nicht ſozialiſtiſch, ſondern „individualiſtiſch“ =- Bernſtein 
Üübernimmt einen Ausdrue der engliſchen Scriftſtellerin Webb -- ſind. : 

Die Leugnung der Möglichkeit ver Demokratie in ver Fabrik iſt zugleich 
ein Verzicht äuf den erſten Grundſaz des Liberalis8mus3: die Selbſt- 
verwaltung. Wenn die Arbeiter einer Fabrik keine Selbſtverwaltung haben 
können, dann iſt die Selbſtverwaltung eine3 ungeheuer komplizierten Betriebes, wie 
etwa der Gemeinde Berlin, erſt re<ht ein Unving. Der Eugen Ridterſche 
Glaube an da3 abſolutiſtiſche Gotte8gnadentum beliebiger Fabrikanten iſt noß9 
tauſendmal lächerlicher, rücſtändiger und gemeingefährlicher, als We Lehre von 
einem abſoluten Monarchen, dem der Himmel ſelbſt die Gabe verliehen habe,
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zu herrſchen, wie die Lehre von einer durc< die Geburt zum Herrſchen beſtimmten 
Kaſte, nacß Art des Feudaladels und. des preußiſchen Junkertums. Wenn der 
Freiſinn die Selbſtverwaltung der Arbeit als utopiſch, mit dex Menſ<ennaturx 
unverträglich ablehnt, dann iſt auch die freiſinnige Staatslehre der demokratiſchen 
Selbſtverwaltung aufgehoben. Damit aber befürwortet der Freiſinn den 
Zuchthausſtaat, den Eugen Richter als ſozialiſtiſ<e Einrichtung exfunden hHat. 
Je nachdem ſpielt dieſer Gauklex de3 KapitalizSmus die Anarchie gegen den . 
Zuchthausſtaat odex das Zuchthaus gegen die Anarchie aus1 =- Vergl. auch 
„Expropriation“, . 

Programm der Tozialdemokratiſchen Dartei. 
Wer ſih über das Programm der Sozialdemokratie unterri<hten will, tut 

am beſten, die Erläuterungen von Karl Kauts8ky und Bruno Schönlank zu 
ſtudieren (Berlin, Verlag der Buchhandlung „Vorwärt3“, Preis '10 Pf.) Der 
Hevretiſche Programmſtreit ſpiegelt ſich in Bernſieins „Vorausſezungen des 
Sozialismus“ (Stuttgart 1899 bei Dietz) und in Kautskys Gegenſchrift -„Bernſtein 
und 'das ſozialdemokratiſche Programm“ (Stuttgart 1899 bei Diezs). Die Partei 
hat Bernuſteins Meinungen in allen weſenilichen Punkten abgelehnt. (Siehe auch 
unter; Bernſtein.) 

Troß- aller geheuchelten Vorliebe für Bernſtein, entgeht aber auch er nicht 
dem geradezu krankhaften Fälſhungsfieber de3 „Sozialiſtenſpiegel8“. Bernſtein 
wird fogar beſonders ſchlimm mitgeſpielt. In ſeinem Berliner Studentenvortrag 
„Wie iſt wiſſenſchaftliher SozialiSmus möglich?“ (Berlin. 1901) ſoll Bernſtein 
den „SozialiSmus als ein Stüc> von nicht wiſſenſchaftlich Erwieſenem oder nicht 
wiſſenſchaftlich Feſtſtellbarem“ bezeichnet haben. So zitiexrt Eugen Richter! Was 
hat Bernſtein in Wahrheit geſagt: Bernſtein ſcheidet =- irrtümlich! =- .den 
Sozialismus als Erkenntni3 und den Sozializmus als Bewegung, als wiſſen- 
ſchaftliche Erforſchung deſſen, was iſt, und als Willen. deſſen, was ſein ſoll. 
Von dem letßteren Sozializmus führt er aus: „Jndem er (der Sozialiomus3) 
ſich . . . ein ſolches Zukunftsgebilde als Ziel ſezt und in dem Maße, als er ſein 
Verhalten in der Gegenwart von der Rücſicht auf dieſes Ziel abhängig macht, 
iſt der SozialisSmus notgedrungen mit einem Stü> Utopi8mus behaftet. Z< 
meine das ſelbſtverſtändlich nicht in dem Sinne, daß ex Unmögliches oder Un- 
wahrſcheinliches erſtrebe, ſondern will damit lediglich feſtſtellen, daß er ein 
Element von ſpekulativem Zdeali3mus in ſicg trägt, ein Stü> von nicht wiſſen- 
ſchaftlich Erwieſenem oder wiſſenſchaftlich Feſtſtellbarem enthält.“ Daraus macht 
Richter: Der Sozializmus ſei ein Stü> uſw. Völlig aus den Fingern geſogen 
iſt die Behauptung des Sozialiſtenſpiegels, Bernſtein habe in jenem Vortrag die 
Lehre vollſtändig aufgegeben, „daß der Arbeiter mehr an Werten erzeugt, als 
ihm an Lohn dafür vergütet wird.“ -Im Gegenteil, bezeichnet Bernſtein 
die Tatſache des Mehrwerts als ſo ſelbſtverſtändlich und augenſcheinlich, daß ihre 
Entde>ung ihm nicht einmal als beſondere Leiſtung erſcheint. 

Proletariat. 

"Siehe unter Bernſtein, Expropriation, Klaſſenkampf, Programm. 

Prophezeiungen Bebels über den grossen Kladderadatſch. 
Eugen Richter macht ſich darüber luſtig, daß der ſozialdemokratiſche Führer 

Bebel den Zuſammenbruch der Geſellſhaft für das Jahr 1898 prophezeit habe. 
Propheten ſind, auch wenn ſie ſich im Datum irren, doc<h immer Wegweiſer 

eines Umſ<hwungs, Herolde eines Siege3. Die Sozialdemotkratie darf falſch 
prophezeien, weil ihr Sieg unter allen Umſtänden ſicher iſt. Der Freiſiun 
freilich, wie die ganze bürgerliche Geſellſhaft, kann gar nicht wagen, zu pro- 

-
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phezéken 'weit fie immer r ihren Untergang vorausſagen müßte. Sozial- 
" demokratiſche Prophezeiungen ſind leidenſchaftliche vorauzeilende Bekenntniſſe 
der feſten Siege3zuverſicht, auf dem Grunde nüchterner, wiſſenſchaftlicher Erkenntnis. 
OEE So-zmüftenfptegel "„&wähnt“ nod<h, daß der „internationale ſoziale 
Kongreßin London 1896 die Proletarier aller Länder aufgefordert hatte, 
raſc<h zu erlernen, wie die Geſchäfte ihrer Länder zu leiten 
find, weil ſich alles fo reißend fc<nell vollziehe, daß die Krifi3 in vergleichs8- 
w>fe-kurzer Zeit eintreten kann.“ Der Kongreß in London hat folche Beſchlüſſe 
niemals gefaßt; er entſtammt lediglich jenem Geheimard<hiv von Fälſ<hungen, 
cbm;;ß dem die Fxetfmmge Volkspartei ihren Marodemtampf gegen den Sozmlrßmus 

eſtreitet, 

Revolution. 

Die Stellung der Sozialdemokraten zur Revolution iſt klar und feſt. Wenn 
wir von Revolütion reden, nehmen wir den Begriff als ſachlichen Inhalt, :nicht 
als Mittel. Die Sozialdemokratie iſt revolutionär, weil: ſie eine radikale 
Beſeitigung der kapitaliſtiſhen „Ordnung“ erſtrebt und fich nicht mit refor- 
fmeriſcher-Flikarbeit begnügt. Was das- Mittek 'anlangt, ſo iſt die Sozialdemo- 
kratie Gegner der Gewalt und hält einen Straßenaufſtand für Wahnſinn. . Wir 
erſtreben 'eine friedliche Entwiklung. Freilich- täuſchen wir uns darüber. nicht, 

"daß unfere Feinde dieſe friedliche Umgeſtaltung nicht wollen, und ſo hat Engels 
nicht Unrecht, wenn er es in einem Briefe, den der „Sozialiſtenſpiegel“ zuſammen- 
"hanglos anführt, für eine „koloſſale IUuſion“ erklärt, daß in. Deutſchland :unſer 
Sieg ſich in aller Gemütlichkeit'vollziehen' werde. Aber nicht wi x: wollen Gewali 
anwenden, fondern wir ſind gefäaßt, daß ' die Bourgeoſie und . das Bürgertum 
zur „Heugabel“ greift. Der Zollkampf bot ja das eindringliche Schauſpiel, 'wie 
ſchnell die „Ordnungsparteien“ bereit ſind, alles Recht' mit Füßen zu treten; 
die Sozialdemokratie war auch in jenem Kampf die ſtrenge 'Vertreterin der 
Geſeglichkeit. Aber gerade weil wir durch die Geſezlichkeit unverwundbar 
'wurden, darum ſtürzten unſere Gegner das Recht um. 

Bebel hat auf dem Parteitag zu Hannover ganz unzweideutig fich gegen 
die Revolutions8macherei ausgeſprochen? „Wir haben e3 nicht nötig, mit Gewalt 
vorzugehen. E3 iſt Unſinn, anzunehmen, daß auc< nur ein einziger Menſch 
in unſerer Partei iſt, der Neigung hätte, eine Revolution zu machen, wenn er 
der Meinung iſt, daß er ſeinen Zwec 'viel beſſer, ieichter und einfacher erreichen 

'JXann. Nicht die Revolutionäre ſind ' e38, die die Revolutionen machen, ſondern 
zu aller und jeder Zeit die Reattionäre.“ Eugen Richter druc>t mit der Findig- 

“Xeit eines „Poſt“-Redakteur3 und eines Sc<weinburg das „wenn“ in dem Saß: 
“„wenn er der Meinung iſt“ fett und ſucht dadurch und durc< andere „Citate“ 
die Sozialdemokratie als ſtraßenkampflüſtern zu malen. 

Kautsky führt in ſeiner Schrift „Sozialreformi und ſoziale Revolution* aus, 
daß wir natürlich .nicht in ällen Einzelheiten vorher beſtimmen Xönnen, wie und 
unter welchen Umſtänden ſich die ſoziale Revolution vollziehen wird. Alſo, ruft 
Eugen Richter entjekt aus: „Die fozmldemokrat[jcße Bewegung endigt mit 
einem Sprungins Dunxrle.“ 

In dieſem Sinne iſt aber die ganze Weltqefähtchte ein emztger Sprüng in3 
Dunkle. . Eugen. Fichter. vermag nicht zu beſtimmen;, was in . ac<ht Tagen. ſein 
wird. Wie ſoll man in jeder Linie genau angeben können, wa5 in zehn, zwanzig, 
fünfzig, hundert Jahren ſein wird. Von einer Partei kann lediglich. verlangt 

''werden, daß fie fich über das Ziel und die großen Züge: der Eniwicklung klar 
iſt, daß ſie weiß, was fie will, und 'will, was ſie.weiß. Niemals: in der 
Geſchichte war ſich eine revolutionäre Bewegung ſo klar über Ziele und Wege, 
wie die Sozialdemokratie. Darum wiſſen wir aber nicht, was8 nun wirklich ſein 
wird, welche einzelne Umſtände unſeren Weg begleiten und beſtimmen werden.
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Republikaner, 

Die Sozialdemokraten ſind al8 Demokraten naturgemäß Republikaner. „In 
allen Flugblättern bei Wahlen wird die3 freilich ſorgfältig verſte>t,“ meint der 
Sozialiſtenſpiegel. Das wäre ſehr dumm von der Sozialdemokratie, wenn ſie gerade 
heute ihre republikaniſchen Jdeale verleugnete, da ſie gegenwärtig mehr Anziehung3- 

kraft haben al3jemals zuvor. Eugen Richter verdankt ſeine lezten parlamentariſchen 
Erfolge den Bo3heiten über das8 heutige monarchiſche Syſtem. Der „Sozialiſten- 
ſpiegel“ erinnert ſelbſt an Bebel3 Bekenntnis zur Republik in ſeiner unvergeß- 
lichen, von der Begeiſterung des ganzen veutſchen Volke3 getragene Reichstag3- 
rede vom 22. Januar 1903. Dieſe Rede iſt in ungeheurer Auflage verbreitet 
worden. Wo ſte>t alſo das „Verſte>en“? 

Auch die Bourgeoiſie iſt ihrer innerſten Natur nach republikaniſh. Der 
Freiſinn freilich tut das, wa3 er uns vorwirft, er verſtekt und verleugnet ſein 
republikaniſches Herz, teils aus Feigheit, teils aus Geſchäftsintereſſe. So wird dex 
freiſinnige „Männerſtolz vor Königsthronen“ ſelbſt zum widerwärtigſten Byzanti- 
niomus8. Die freiſinnige König3treue iſt der MonarchiSmu3 der Hoflieferanten. 

Die monarchiſtiſche Heuchelei der Freiſinnigen <arakteriſierte Bi8mar> 
am 24. Januar 1887 im preußiſchen Abgeordnetenhauſe zutreffend: „J< habe 
nicht die Verpflichtung, jeden für reichstreu und königstreu zu halten, der ſich 
dafür ausgiebt; namentlich die Kryptorepublikaner (verſte>te Republikaner) in 
der Fortſchritt3partei habe ich nicht die Verpflichtung, für königstireu zu Halten. 
I<h glaube nicht, daß e3 auf den Eingeweihten noc<h irgend welchen Eindru> 
macht, wenn die königfeindlichen Aufforderungen mit einem: Es lebe der König 
und da3 ganze königliche Haus! begleitet werden. . . . . I<h ſtehe alſo nicht an, 
die Zweike und die leßten Zicle der Fortſchritt3partei als unverträglich mit den 
monarchiſchen Einrichtungen zu bezeichnen, al3 antimonarchiſch und al38 kryptgos 
republikaniſch.“ 

Dex Freiſinn muß inſofern republikaniſch geſinnt ſein, al8 die Monarchie 
die Herrſchaft der Bourgeoiſie in Deutſchland verhindert. Wenn da3 Bürgertum 
denno<h vielleicht heute die Monarchie der Republik vorzieht, ſo geſchieht da3, 
weil ſie im Königtum und dem hinter und über ihm regierenden Junkertum 
eine Schuzwehr gegen vas Proletariat ſieht. 

- Ruhezeit der banälungSgebilfen. 

Die Freiſinnige Volkspartei iſt gegen den 9 Uhr-Ladenſchluß und gegen die 
von den Sozialdemokraten verlangte 12ſtündige Ruhezeit der Handlungs3gehilfen 
geweſen; geſchweige, daß ſie, wie die Sozialdemokratie e3 forderte, für den 8 Uhr- 
Ladenſchluß eingetreten wäre. Der Freiſinn war lediglich für eine Uſtündige 
Ruthezeit zu haben. N ; 

Am 7. Mai 1896 beſchloß da3 preußiſche Abgeordnetenhau3s auf Antrag von 
Brütt (freikonſ.) und v. Zedlit (freikonſ.), die Staat3regierung aufzufordern, 
dahin zu wirken, daß dem Vorſc<hlag der Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik, be- 
treffend die Regelung der Verhältniſſe der Angeſtellten in offenen Ladengeſchäften, 
ſoweit er den Schluß der offnen Verkaufsſtellen von 8 Uhr abends8 bis 5 Uhr 

- morgen3 fordert, keine Folge gegeben werde. Für den Antrag ſtimmte auch die 
Freiſinnige Volks8partei. 

Al3 am 1. Oktober. 1900 der 9 Uhr-Lavenſchluß in Kraft. WW die 
- „Voſſiſche Zeitung“, Organ der Freiſinnigen Volkspartei, ſchaudetnd?: '„wirxd 
den Hausherrn nicht3 übrig bleiben, al8 zu hungern und zt 82 
nicht mitſamt der ganzen Geſellſchaft die Kneipe aufſuchen:“ i 
ſah alſo ſchon in dem Ladenſchluß den Anfang des ſozialiſtiſchen Zuküfiftsſtaates 
Richter'ſcher Einrichtung. ED 2 < 



Wie feindſelig die Freiſinnigen auc<h den ſozialpolitiſchen Beſtrebungen der 
- Handlungsögehilfen gegenüberſtehen, zeigen Vorgänge in der Zittauer Stadt- 
verordnetenverſammhng, In Zittau haiten die Handlungs8gehilfen ſo gut wie 
Xeine Sonntagsruhe, die Läden waren von 2--5 Uhr nachmitiags geöffnet. Die 
ſfächfiſche Regierung ſprach den Wunſch aus, einen 2 Uhr-Ladenſchluß einzuführen. 
Darauf wütender Aufſtand im Rathaus am 25. Oktober 1901. Der „Demokrat“ 
Haupt, Beſißer der Zittauer „Morgenzeitung“, meinte, der Handlungsgehilfe 
fkönne ja beim Engagement mit ſeinem Chef Abmachungen über freie Tage treffen, 
jo wie die Dienſtmädchen, vie ſich ihre Ausgehtage ausbedingen. Alle Frei- 
ſinnigen ſtimmten für den 5 Uhr-Ladenſchluß. ; 

Schimpflexikon der Sozialdemokratie. 

Die Sozialdemokraten haben nicht die Zimperlichkeit einex Gouvernante. Sie 
nennen die Dinge- bei ihrem Namen. Sie bedeuten überall die junge Kraft, 
auch in der Sprache. So iſt es ein einfältiges Vergnügen, kräftige Ausdrüce 
aus. der ſozialventokratiſchen Preſſe zu ſammeln. Es kommt dc[rchg an, ob wir 
die Wahrheit ſagen, nicht wie wir ſie ſagen. Die SozialdemokratiC achtet darauf 
peinlich, daß ſie auch gegen ven Gegner nicht wider beſſeres Wiſſen falſche An- 
Hagen exrhebt, daß fie feine Anſ<hauungen nicht entſtellt, daß ſie ſeine Worte nicht 
fälſcht. Die Sozialdemokratie bedarf ſolchex ſhmußtigen Mittel ſchon de8halb 
nicht, weil ihr die Wahrheit über die Gegner ſc<hon ein überquellend reiches 
Material liefert; ſie bedarf keines Arſenals von Fälſchungen, wie es 3. B. derx 
„Svozialiſtenſpiegel“ iſt. Im WGegenteil iſt die Sozialdemokratie leicht geneigt, 
einem Gegner, wenn er nur eine leidlich verſtändige, ehrliche und tapfere Meinung 
äußert, übertriebene Anerkennung zu zollen. 

Der „Sozialiſienſpiegel“ ſammelt „Beſchimpfungen de3s „Vorwärt8“ gegen 
4 die Zolltaktik Eugen Richter3. Dex Mann iſt empfindlich. Als Schimpfworte 

anerhörter Art werden 'u. a. notiert?: „iolles Beginnen“. Wie aber äußert 
fich vie freijinnige Preſſe? Gin Blatt, das mit Eugen Richter durch di> und dünn 
watet,: die „Bre3lauer Zeitung“ widmet (am 17. Mai 1903) auf wenigen 
Zeilen den Redakieuren des „Vorwärt3“ folgende Lieben8würdigkeiten: Gemein- 
heit, Roheit, Gefühl des Ekel8 und ver Verachtung, gewiſſenloſe und ſchmutzige 
Weiſe, ſchändet die gejamte Journaliſtik, moraliſche Lumpen, ſc<hmußtige Hände, 
Geſinder, ſchuldige Hallunken. - Ganz beſonder3 wird der Sozialdemokratie zur 
Laſt »gelegt, daß. fie--im Reich2tag auch - den Präfſidenten Graf Balleſtrem mit 
beſchimpfenden Ausdrücken angegriffen: habe. Wie aber denkt die freiſinnige 
Volt5partei - über den Präſidenten. Die „Breslauer Zeitung“ ſchreibt- an 
5 Mai 1903, weil -Graf Balleſtrem eine den Freiſinn verlezende Aeußerung 
des Zentrumsabgeordneten Herold nicht zurücgewieſen hatte: der Präſivent 
habe fich nicht gemüßigt gejehen, 7 

„den betreffenden Abgeordneten, in gleicher Weiſe zu behandeln, wie ex im 
Laufe jeiner Präſiventſchaft fo manchen Sozialdemokraten, ja auch manchen 
Freiſinnigen behandelte. Ja, er hat die mit Recht empörten Mitglieder ver 
liveralen und ver jozialdemokratiſchen Partei zur Ruhe verwieſen, offenbar, 
damiiſie fich eine derartige beleidigende Behandlung weitergefallen laſſen ſollien, . . . 
I<h perſönlich bin, folange Graf Balleſtrem auf dem Präßſidentenſtuhl des 
Deutſchen Reichskags geſeſſen hat, uiemal38 der Anſicht geweſen, daß dieſer 
hohe Herr dasjenige Maß von Unbefangenheit und Gerechtigkeitsſiun beſitt, 
die ihn für ſolche Aufgabe qualifizieren. 

Wenn das die ſozialdemotratiſchen Zeitungen ſagen, gilt es als ein Ver- 
brecen gegen ven guten Ton,
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In einer Betrachtung darüber, vaß die Sozmlbemokraüe durä) die ver- 
kehrten Maßnahmen der Regierung gefördert worden ſei, findet jich auch folgende, 
aus dem tiefſten Reptilienſumpf aufſteigende Denunziation: 

„Wenngleich die ſozialdemokratiſche Partei dieſe Attentate nicht ver- 
anlaßt hat, ſo erfannte doc<h die söffentlice Meinung aus denſelben, zu 
welchen Freveltaten die Erhibung dex Gemüter bei cinzelnen Pet]onen 
nnter Umſtänden führen kann“, 
Von ven Aitentäternwar der einenationalliberal, <hrifilich-fozialund Anhänger 

Stöckers, der andere gleichfalls eingeſchriebenes Mitglied der <riſtlih-ſozialen 
Partei und beive unzurechnungsfähig. .Welche Verantwortung trifft alſo die 
Sozialdemokratie? Nach der Reptilienlogik des „Sozialiſtenſpiegel35"“ iſt Eugen 
Richter und der Fortſchritt für die Aitentate auf Bismar> verantwortlich, weil 
er ja die Gemüter Jahrzehnte hindurch gegen BiSmar> erhibi hat. 

Freilich überraſchend iſt die neue Infamie nicht. Yls die Attentatsheße 
wider die Sozialdemokrqtie am wildeſien brannte, als vie. fortſchritiliche Preſſe 

- fich überbot in patriotiſchen Shmähungen, Fälſhungen und Verläumdungen, da 
leitete die Richter'ſche Foriſchritispartei den Wahlkampf von 1878, genau vor 
fünfundzwanzig Jahren, mit einem Aufcuf ein, der mit den Worten begann: 
„Fortmit den Sozialdemokraten aus vem Reichstag!“ Das 
damals fortſchrittlihe „Berliner Tageblatt“ forderie die Beſeitigung de3 
allgemeinen Wahlrechts unter der Begründung, „daß dver Hund und das Pferd ' 
viel empfänglicher für Humanität ſei, als die unteren Regionen dex menſhlihen 
Geſellſchaft“; die Prügelſtrafe müſſe wieder eingeführt werden. 

Stichwahblen. 

Die Freiſitnigen verlangen von den Sozialvemokraten, daß fie womöglich 
ſchon in der Hauptwahl für ſie ſtimmen. Sie ſelbſt äber verweigern ſelbſt jede 
Stichwahthilfe. Sie verſchanzen ſic<h dabei gern hinter Ausflüchte; .man hätte 
geſchimpft, verleumdet uſw. Auf dieſe Weiſe hat der Freiſiun den Zollwucherem 
Memel-Heydekrug ausgeliefert. Nicht gelungen ijt ihnen, Brandenburg einem 
der wivderwärtigſten Konſervativen, dem. Herrn v. Loebell zu erhalten, der bei 
der. Nachwahl im Oktober 1900 mit geringer Minoriiät gegen den Sozial- 
demokraten Peu3 unierlag. Die Sozialdemokratie vermehrte ihre Stimmenzahl 
von der Haupt- zur Stichwahl nur 'von 9509 auf 10 991; ſie zog Rejervein 
heran. Dagegen ſtimmten die 3429 Voltsparieiler faſt Mam[ für Mann für 
Hexrn v. Loebell, der de8halb von 7116 auf 10 343 Stimmen wuchs; =- In der Nach- 
wahl in Pirna (1899) haben die 1825 Volksparteiler- fiher .zum Stege des 
Antiſemiten über ven Sozialdemokraten geholfen. 

Im Ypril 1903 hat ver Richterianer Dr. Wiemer offen die freifinnige 
Stichwabltaktik verkündet, indem er den Sozialdemokraten zurief?„Vei 
der Stichwahl gilt auch für un3s der Grundſaß vom kleineren Uebel. Dieſes 
Ueinere Uebel, find Sie nicht.“ Wiemer'hat die Aeußerung zwar ehrenwörtlig 
abgeleugnet, ſie fteht aber feſt und entſpricht außerdem dem tatſächlichen Ver- 

. halten der Volkspartei. (Siehe: Vorwärt3, 3, Mai 1903.) 

Unentgeltlichkeit der Rechtspflege und des Rechtsbeiſtandes. 
Dieſe ſozialvemokratiſche Forderung weiſt ver „Sozialiſtenſpiegel“ mit 

dem läppiſchen Eintwand zurück, daß vann die Zahl vder Prozeſſe zu Millionen 
anwachſen müßten.“ Richter will alſs9 vie ſinnloje “ Prozefſiererei als Privi- 
legium reicher Leute erhalten wiſſen.: Der „Sozialiſtenſpiegel“ vergißt daß 
bereit3 heute, die ſoziale Rechtspflege im wefentlichen koſtenfrei iſt, 'ohne 
daß eine Seuche unbegründeter Prozeſſe ausgebrochen wäre. - : 



. ttnteröeßiüergewiün. 

Um ven Unternehmergewinn zu rechtfertigen, verwechſelt der „Sozialiſten- 
ſpiegel“ abſichtlich „Unternehmer“ und „techniſche Leiter“. Eine techniſche Leitung 
hält auch die Sozialdemokratie für notwendig. Der Unternehmer aber iſt viel- 
fach ein bloßer Kapitaliſt, der von ſeinem Betrieb wenig oder nichts verſieht. 
Eugen Richter ſchiebt der Sozialdemokratie folgenden Blödſinn unter: 

; „Die Sozialdemokraten ſagen: der Arbeiter iſt e3 allein, der dem Produkt 
ſeinen Wert giebt. Nein, auch der Geiſt des Menſchen iſt e3, der dieſen Wert 
mitſchafft; ver Geiſt des Unternehmer3-iſt e3, der ein Weſentliche3 tut, leitet, 
erprobt, die Jnitiative ergreift. Gerade im heutigen techniſhen Zeitalter 
haben die Arbeiter dasjenige auszuführen, wa3 auf dem Gebiete der Technik 
erfunden worden iſt.“ 

Die Sozialdemokratie lehrt im Gegenteil, daß die angeſtellten „geiſtigen“ 
Arbeiter genau ſo von vem Kapitaliſten aus8gebeutet werden, wie die Hand- 
arbeiter. E3 iſt nicht gerade bekannt, daß e8 „der Geiſt ves Unternehmer3“ 
iſt, der die Fortſchritte der Technik erfindet. Welche „Erfindungen“ haben Krupp, 
Stumm, Ludwig Löwe gemacht? 

Verſtaatlichungen. 

Der Sozialiſtenſpiegel behauptet, daß die Sozialdemokratie auch ſchon heute 
jeder Verſtaatlicung zuſtimme. Das iſt unwahr. Verſtaatlichung iſt nicht 

- Vergeſellſchaftung. Die Sozialdemokratie prüft vielmehr in jedem Falle, ob die 
Vorteile der Verſtaatlihung die Nachteile überwiegen; denn ſie iſt ſich ſtets 
bewußt, daß die heutigen Verſtaatlihungen Verſtärkungen der Machtmittel 
de3 Klaſſenſtaate3 bedeuten. Eine Lüge iſt8, daß die Sozialdemokratie die 
Agrarier in ihren Beſtrebungen auf Verſtaatlichung der Reich3bank unterſtüßte. 
Im Gegenteil hat die Sozialdemokratie 1899 gegen vie Verſtaatlichung 
geſtimmt, wegen der Gefahr der Auslieferung an die Agrarier. Dagegen war 
die Sozialdemokratie bemüht, den arbeitsloſen Gewinn der Aktionäre zu 
beſchränken, unterlag aber dem heftigen Widerſpruch der kapitaliſtiſchen Parteien, 
voran dem der freiſinnigen Volk3partei. 

Vevltecken ſpiel. 

Zu den fixen Ideen Eugen Richter3 gehört e8, daß die Sozialdemokratie 
„jeßt mehr noch al3s früher“ darauf au3gehe, „ihre eigentlihen Ziele in den 
Zlugblättern nach Möglichkeit zu verhüllen und zu verſtecken“. Das erzählt 
Richter Jahr für Jahr, ziemlich in jeder Nummer der 19 Jahrgänge ſeiner 
„Freiſinnigen Zeitung“. ) 

Die Sozialdemokratie verbreitet alljährlich ihr Programm in Millionen 
von Eremplaren. So wurde gegen deu Zolltarif ein Flugblatt in 3?/5 Millionen 
Exemplarxen verbreitet, das auf der lezten Seite den Abdru> des Programms 

enthielt. 
Die Sozialdemokratie würde ja auch Selbſtmord üben und auf ihr ſtärkſtes 

Agitationsmittel verzichten, wenn wir unſre erhabenen Ziele verſtekten. 
Al3 „Verſte>enſpiel“ empfindet Eugen Richter den Umſtand, daß die Sozial- 

demokratie ihm nicht den Gefallen erweiſt, ſich zu den Dummheiten zu bekennen, 
die er ihr aufreden möchte: Einziehung auc<g der „kleinſten Geldkapitalien“ 
(Sparkaſſenbücher), „Beſeitigung aller felbſtändigen Privatbetriebe“. Vergleiche 
auc<ß : Expropriation. ;



'-63'-*- 

7olk3kchul[ebre1- und 60=ialclem0kmfie. 
Der „Sozialiſtenſpiegel" findet e8 „bezeichnend für da3 Berhaltnis der 

Sozialdemokratie zu den Volksſchullehrern“, daß der fſozialdemokratiſche Stadt- 
verordnete Dr. mod. Bernſtein in der Berlmer Stadtverordnetenverſammlung 
vom 22. Januar 1903 die Lehrer aufgefordert hat, ſie ſollten nicht dem agra- 

riſchen Nimmerſatt nachahmen. . 
Erſten3: wird unterföß!agen, daß die Entgleiſung Bernfiems untwill- 

fürlichen Beifall gerade in den Reihen der Freiſinnigen fand. 
Zweiten3: iſt die Aeußerung ſowohl von der fozmldemokrat[fchen 

Fraktion, wie öffentlich im „Vorwärts“ mißbilligt worden. 
Dritten3: wird gefliſſentlich verſchwiegen, daß alle Verbeſſerungen des 

Berliner Shulweſens und der Lehrerverhältniſſe gegen den hartnäcigen Wider- 
ſtand des Berliner Freiſinns ausſchließlich dem Drängen der Sozialdemokratie 
zu verdanken ſind. Die Freiſinnigen waren es, die über luzuriöſe Volksſchul- 
bauten klagten, während die Sozialdemokratie lebhaft für hygienijc< und künſt- 
leriſch hervorragende Bauten eintrat. Auf ſozialdemokratiſche Ug!tatwn iſt dte 
Anſtellung von Schulärzten zurückzuführen. 

Beſonder3 „bezeichnend“ aber für da3 „Verhältni3" des Freiſinn3 zu 
den Volksſchullehrern iſt e8, daß vdie Regierung 1898 den von dem Berliner 
Staditfreiſinn beſchloſſenen Beſoldungsplan für die Volksſchullehrer die Genehmi- 
gung verſagte, weil er zu niedrige Säte bot. Dexr Freiſinn hatte ein Grund- 
gehalt von 1000 Mark beſchloſſen, ' die Regierung wies verächtlich darauf hin, 
daß mehrere Vororte von Berlin bereit3 1300 Mark gewährt hätten. CEbenſo 
ſei die Mietsentſchädigung für Lehrer (600 Maxrk) und für Lehrerinnen (300 Mark) 
viel zu 'niedrig. Im Novemer 1897 rief die Berliner Lehrerſhaft eine Ver- 
fammlung gegen den Kommunalfreiſinn ein. Der Lehrer Röhl geißelte jene 
„Abart de3 Liberalizmus, den man KömmunalliberaliSmus nennt.. . . Stettin, 
Breslau, Nordhauſen, Magdeburg und nicht zum letzten Berlin find Eldorado3 
des Kommunalliberalizmus. Der Liberalismu3 predigt, die Bildung ſei da3 
Gemeingut aller; der KommunalliberäliSmus errichtet Standesſchulen mit Vor- 

ſchulen und bekämpft die allgemeine Volksſchule. Dexr Liberalismus glorifiziert 
die Selbſtverwaltung, 'der Kommunalliberalismus verſchließt den Lehrern den 
Eintritt in die Verwaltung. Ein Hermes, ein Virc<ow, ein Langerhans ſind 
Verkörperungen dieſe3 Duali3mus.. Dieſelben Männer, die als Parlamentariex 
im Abgeordnetenhauſe 1200 Mark Grundgehalt für da3 billigſte Dorf verlangten, 
ſtimmten im Stadtparlament von Berlin für ein Grundgehalt von 1000 Maxk“. 

Eugen Richter aber holte damals ſeine Rechentafel und bewies in -der 
„Freiſinnigen Zeitung“, daß die Stadt nicht mehr zahlen könne. . Waärum findet 
d'a 3 der „Sozialiſtenſpiegel" nicht „bezeichnend“? f 

Am 25. November 1897 beriet die Stadtverordnetenverſammlung no<hmals8 
über den Beſoldung5plan. Der Freiſinn begnügte jich vamit, ſcharf zu machen gegen 
die vorausgegangene Lehrerverſammlung.. Ein Volksparteiler ſprach von '„pöbel- 
haften Angriffen“. - Mit 65 gegen 35 Stimmen wurde ein Antrag.auf Grhöhung der 
Gehälter abgelehnt. 'Die Freifſinnigen Berliner Hau3agrarier ſandien ,der lehrer- 
feindlihen Mehrheit ein Vertrauen3votum, in dem die „zügelloſe Agitation der 
RLehrer“ bedauert wurde. 

Nicht nur in Berlin erweiſen ſich die freiſinnigen Stadtväter al3 Feinde der 
Scule und der Lehrer. Zu Königsberg i. Pr. legte im September 1898 der 
Magiſtrat der freiſinnigen Stadtverordnetenverſammlung einen Antrag vor, den 
Fortbildung3unterricht auf die Nachmittagsſtunden von 2-4 Uhr zu verlegen. 
Die freiſinnigen Stadtväter wüteten wie toll gegen den Antrag. Einer meinte, 
die guten unverdorbenen jungen Leute würden in der Fortbildungsſchule nur 
verdorben. Ein anderer wies darauf hin, daß Schichau -- der Elbinger Krupp =- 
nicht viel gelernt habe, und doch ein Millionär geworden ſei. Der Antrag fiel,



- Das Wahlrecht und die Freifinnige Volkspartei, 
Die Richterianer rühren keinen Finger, um für ven Landtag das Reich3- 

tagswahlrecht dur<hzuſezen. In den Gemeinden, wo ſie herrſchen, verſchlechtern 
« fie, wenn jie können das Wahlrecht. Siehe Halle, Kiel. Sogar gegen das 
allgemeine Reichstag8wahlrec<ht iſt der Freiſinn neuerdings. In dieſem Wahl- 
kampf hat der freiſinnige Berliner Kandidat Zwi> öffentlich erklärt: (Vorwärts 
vom 20. Mai.): Das Bürgertum müſſe ſich in Reich, Staat, und Kommune 
endlich denjenigen Einfluß jichern, der ſeiner Intelligenz und ſeiner Steuerkraft 
entſpreße. Nicht dürfe die rohe Maſſe mit dem Stimmrecht in der Fauſt 
Geſete diktieren. 

Ein ſehr hübſches Beiſpiel freiſinniger Wahlentrechtung bietet auch der 
freiſinnig-volk3parteiliche Stadtrath von Walter3hauſen (im Lande Gotha.) Um 
das Rathaus vor dem Eindringen von Arbeitern zu ſchüßzen, wurde ein Bürger- 
geld von 20 Mk. erhoben. Die Arbeiter gründeten einen Sparverein und 
kauften aus deſſen Mitteln 70 Arbeitern das Bürgerrecht. Nun wurde das 
Bürgerrecht3geld auf 70, ſogar auf 100 Mk. erhöht. Das3 Miniſterium verwarf 
wiederholt dieſe Beſchlüſſe. Scließlih mußte ſich der Stadtrath mit einem 
Bürgergeld von 10 Mk. begnügen. Aber auch dann wußte er ſich zu helfen- 
Er nahm die angemeldeten Einwohner einfach nicht auf. 

Zuchthausſtaat. 

Während einzelne Staat8männer und Scrifiſteller den volkstümlichen (ſozia- 
Uſtiſhen) Arbeitsſtaat als einen Zuchthau3- und Kaſexnenſtaat hinſtellen -- 
ſhreibt Profeſſor Anton Mengex in ſeiner „Neuen Staatslehre“ (Jena 1903) 
=- wenn man im volkstümlichen Arbeitsſtaat eine weſentliche Minderung der 
öSkonomiſchen. Freiheit vorausſetzt, ſo wird dabei faſt ausſc<hließlich der ſoziale 
Zuſtand der Reichen ins Auge gefaßt. Der Reiche iſt nun allerdings in Beziehung 
auf die ökonomiſche Freiheit überaus günſtig geſtellt. Die ganze Welt iſt unter 
unſeren heutigen Verhältniſſen ſein Vaterland. Ueberall, wo er erſcheint, drängen 
ſich alle hinzu, um durch ihre Arbeit ſein müßiges Daſein zu ſchmüden . . . 
Dieſes8 Uebermaß von ökonomiſcher Freiheit wird nun freilich im volistümlichen 
Arbeitsſtaat . . . eine beträchtlice Verminderung erfahren müſſen. 

Während die Reichen die ökonomiſche Freiheit rechtlich und tatſächlich be- 
fizen, iſt die wirtſchaftliche Selbſtbeſtimmung 'der Armen kaum mehr als ein 
Schein. Rechtlich iſt zwar ihre öbkonomiſche Freiheit nach Aufhebung der Sklaverei 
und Leibeigenſchaft nicht mehr beſhränkt; aber da ſie die zur Erhaltung de3 
Leben3 nottwendigen Produktion3mittel nicht beſizen, ſo ſind fie tatſächlich auf 
die Erwerbs3gelegenheiten angewieſen, welche ihnen die Grund- und Kapital- 
beſiger gewähren wollen . . . Für die großen Maſſen des Volke3 wird es de3- 
halb zweifellos eine Vermehrung der ökonomiſchen Freiheit bedeuten, wenn die 
Erwerb3gelegenheiten, welche ihnen jezt der Zufall und die Not aufdrängt, von 
den Organen des volkstümlichen Arbeitsſtaate3s planmäßig zugewieſen werden. 

KI aw 
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- Fürden Wahlkampf empfehlen wi 

- Buchhandlung oo]*wä[*ts, „Berlif 

Sozialdemofratie und Centrum. Von"N BBbe *20"V7., PoLIO 5 
; . Eine Rede Bebels in Bamberg, eine glänzende Verteidigung gegen die vom 

Centrum gegen unſere Bartei erhobenen Vorwürfe. Sie iſt aber auch eine 
Recdhtfertigung des Sozialiemus und der Sozialdemokratie. In einem Anhang 
find „Die Sünden des Centrum3“ zuſammengeſtellt. 

Winke für die ReichsStagswahlen. 30 Pf., PBorto 3 Pf. 
Ein unentbehrlicher Ratgeber für alle bei der Agitation und der Organiſation 

des Wahlkampfes beteiligten Parteigenoſſen. 

Die katholiſche Kirche und die Sozialdemokratie. Von Karl Kauts3ky. 
- Agitationösau3gabe 30 Pf., Porto 5 Pf. 

Der Verfaſſer giebt eine Darſtellung der s onomié-?en und politiſchen 
Grundlagen der fatholiſchen Kirche und ſkizziert die Stellung der Sozial- 
demokratie ihr gegenüber. 

Die Lebensmittelzölle und die indirekten Steuern. Wer ſie zahlt 
und wem ſie nüßen. y MXk. -- 410 

Der BVerfaſſer bringt den Nachweis von der die Lebensmittel verteuernden 
Wirkung der Zölle und indirekten Steuern; ex zeigt, wie jede Erhöhung 
der Zölle auf die notwendigſten 'Gebrauchsartikel eine Verſchlehterung der 
Leben3lage des arbeitenden Volke3 nach ſic< ziehen muß, wie die indirekten 
Steuern alſo kulturfeindlih ſind, und deshalb von jedem Volksfreunde 
bekämpft werden müſſen. Die arbeitende Bevölkerung muß aber um ſo mehr 
egen dieſe Steuerpolitik ankämpfen, als die dur< indirekte Steuern aufge- 
rachten Mittel zum übertwiegendſten Teile der Erhaltung von Heer und Marine 

geopfert werden, aljo kulturwidrigen Zwecen dienen müſſen. 

Wen ſoll der Arbeiter wählen? Ein Wahlaufruf an die Arbeiter 
in Stadt und Land. Von R. Calwer. Mk. -- ,10 

Der Berfaſſer ruft die Zaghaften und Saumſeligen auf, von ihrem Wahl- 
re<t Gebrauc< zu machen. In. gedrängter Kürze ſchildert er die Gefahreu, 
die dem deutſchen Volke, vor allem aber dem Arbeiter erwachſen, wenn im 
neuen Reich3tag die reaktionären Parteien die Oberhand haben. Er wendet 
fich aber auch an die Kleinhandwerker, die kleinen Kaufleute und den kleinen 
Landwirt und erbringt ihnen den Beweis, daß ihre Intereſſen mit denen der 
Adbeiter übereinſtimmen. Nicht die Vertreter des Beſikes, ſondern die Sozial- 
vemokraten wahren ihr Zntereſſe. 

Die Volksſchule wie ſie ift. 'Von O. Rühle. Mk. -- ,30 
Der Verfaſſer, ein ſrüherer Lehrer, tadelt in. lebhafter Darſtellung die 

Zuſtände in unſerer heutigen Volksſchule, die eine Anſtalt ſei, um möglichſt 
willige Lohnſklaven für das Kapital zu erziehen. Der Klaſſenſtaat, ſagt der 
Verfaffer, hat Klaſſenſchulen geſchaffen, wer Geld hat, kann ſich Bildung kaufen. 
Die Brojchüre füllt eine Lü>e in unſerer Parteilitteratur aus und wird in der 
Agitation. wertvolle Dienſte leiſten. 

Sozialdemokratiſches Reichstags-Handbuch. Von Max "Schippel. 
Ein Führer durch die Zeit- und Streitfragen der Reichspolitik. Preis 

- gebunden Mk. 9,--; 37 Lieferungen 3 20 Pfennig. 
a< jahrelanger Vorarbeit liegt dies, von den Partei enoſſen auf verſchiedenen 

Parteitagen geforderte Handbuch vollſtändig vor. Der Verfaſſer ging von den Gedanken 
aus, daß das Buch den Arbeitern die Waffen liefern ſoll zum Kampfe gegen Ne&iemng 
und Parteien in allen Geſebgebungsmaterien des Reichstags. Daher ijt mehr Gewicht 
auf dieſes Thatſachenmaterial als auf die Reden der ſozialdemokratiſchen Abge- 
ordneten gelegi, wenn auch jeibſtverſtändlich Alles in ſozialdemokratiſcher Beleuchtung ve- 
andelt Ht. Die parlamentariſchen Kämpfe um die wichtigſten, die Arbeiter berühren- 
n Fragen der Sozialreform und des Ardeiterſchutzes, deren Entwidlung, Zehlee 

und Mißſtände, die Agrarbewegung, Schutzzoltagitation, die Sammelpolitik, die 
Kämpfe" um die Handelsverträge, die Interetfenkämpfe zwiſchen Induftrie und 
Landwirtbſchaft, Steuerfragen, Flotten- und Kolonialpolitik, Militarismus, die 
Kämpfe um Erweiterung der politiſchen Rechte, die Verfalfungskämpfe, die 
Scharfmacherpolitik, die Kämpfe für die Organifationsrechte der Gewerkſchaften : 
kurz: alle politiſchen und wirthſchaftlichen Streitfragen des Reiches ſind hier gründlich und 
mit Sachkenntnis erörtert, '. geebbinäinn 

Handbuch für ſozialdemokratiſche Wähler. Der Reich3tag von i1 
bis 1903. Heraus8gegeben vom Sozialdemokmtifchére!b Br?dtteiYZ ſtas 

: unden 

Borwärts Buchdruderei und Verlagsanſtalt Päul Singer & Co., Berlin 89. 
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